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Die Sitzung wird um 13 Uhr 35 Minuten durch 
den Präsidenten Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 267. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages und bitte den Herrn Schriftführer, die Namen 
der entschuldigten Abgeordneten bekanntzugeben. 

Berlin, Schriftfüher: Es suchen für längere Zeit 
um Urlaub nach der Abgeordnete Odenthal für 
vier Wochen wegen Krankheit, der Abgeordnete 
Schill für drei Wochen wegen Krankheit, die Abge-
ordnete Frau Krahnstöver für drei Wochen wegen 
Krankheit, der Abgeordnete Kalbfell für zwei 
Wochen wegen Krankheit und der Abgeordnete 
Dr. Pferdmenges für zwei Wochen wegen Krank-
heit. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich darf unterstellen, daß 
das Haus die Erteilung dieses Urlaubs genehmigt. — 
Das ist der Fall. 

Berlin, Schriftführer: Der Herr Präsident hat 
Urlaub erteilt für zwei Tage den Abgeordneten 
Freitag, Dr. Koch, Dr. Miessner, Dr. Dr. Nöll von 
der Nahmer, Dirscherl, Dr. Brönner, Huth, Stierle, 
Jacobi, Wirths, Lücke, Dr. Tillmanns, Dr. Fricke, 
Sander, Reimann, Paul (Düsseldorf), Harig, Wön-
ner und Gockeln. 

Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Dr. Dres-
bach, Dr. Kopf, Wittenburg, Kuhlemann, Dr. Hor-
lacher, Hagge, Agatz, Rische, Frau Thiele, Even, 
Jaffe, Langer. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke schön. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Mühlenfeld, der zum 

Botschafter im Haag berufen ist, hat mir mitgeteilt, 
daß er sein Mandat mit sofortiger Wirkung nieder-
legt. An seiner Stelle ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Woltje in den Bundestag eingetreten. Ich heiße 
ihn herzlich willkommen und wünsche ihm eine 
ersprießliche Arbeit. 

Ich habe infolge der längeren Sitzungspause 
nachträglich Glückwünsche auszusprechen dem 
Herrn Abgeordneten Tichi zum 72. Geburtstag am 
16. Mai. 

(Beifall.) 

Ich darf diese Gelegenheit benutzen, dem seif 
langer Zeit schwer erkrankten Herrn Abgeordneten 
Tichi von Herzen eine gute und schnelle Besserung 
zu wünschen. 

(Beifall.) 

Weiter habe ich Glückwünsche auszusprechen der 
Frau Abgeordneten Niggemeyer zum 65. Geburts-
tag am 18. Mai 

(Beifall) 

und dem Herrn Abgeordneten Dr. Becker (Hers-
feld) zum 65. Geburtstag am 25. Mai. 

(Beifall.) 
Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 

Verlesung ins Stenographische Protokoll aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5. Mai 
1953 nach erneuter Beratung zu den Vertrags-
gesetzen eine Entschließung gefaßt, die als Druck

-

sache Nr. 4356 vervielfältigt worden ist. 

Der Bundesrat hat weiter in seiner Sitzung am 
22. Mai 1953 den nachstehenden Gesetzen zuge-
stimmt bzw. einen Antrag gemäß Art. 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes nicht gestellt: 

Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder der Bundesregierung (Bundesminister-
gesetz); 

Gesetz zur Verlängerung der Geltungsdauer 
und zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft; 

Viertes Gesetz über die Übernahme von Sicher-
heitsleistungen und Gewährleistungen im 
Ausfuhrgeschäft; 

Gesetz über die Ruhebezüge des Bundespräsi-
denten; 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Maß-
nahmen auf dem Gebiete der tierischen Er-
zeugung (Tierzuchtgesetz); 

Gesetz zur Ergänzung des Selbstverwaltungs-
gesetzes; 
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Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschä-
digter (Schwerbeschädigtengesetz); 

Gesetz über die Verbreitung jugendgefährden-
der Schriften; 

Gesetz zur Milderung von Härten der Wäh-
rungsreform (Altsparergesetz); 

Gesetz über Gebührenbefreiungen beim Woh-
nungsbau; 

Zweites Gesetz über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
(siehe Drucksache Nr. 4389). 

Zu folgenden Gesetzen hat der Bundesrat in 
seiner Sitzung am 22. Mai 1953 den Vermitt-
lungsausschuß angerufen: 

Gesetz zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
und zur Sicherung der Haushaltsführung; 

Gesetz über die Verwaltung der Deutschen 
Bundespost (Postverwaltungsgesetz); 

Gesetz über „öffentliche Versammlungen und 
Aufzüge (Versammlungsgesetz). 

In der gleichen Sitzung hat er dem Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über den Lastenausgleich 
nicht zugestimmt. 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat 
unter dem 21. Mai 1953 die Kleine Anfrage 
Nr. 335 der Fraktion der FU (BP-Z) betreffend 
Beschwerden über die Praxis der Betriebs

-

prüfungs- und Dienstfahndungsstellen der Finanz-
verwaltung — Drucksache Nr. 4279 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
Nr. 4379 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat 
unter dem 28. Mai 1953 die Kleine Anfrage 
Nr. 337 der Fraktion der FU (BP-Z) betreffend 
Wirtschaftliche Auswirkungen der Einfuhr von 
Glaserzeugnissen und ähnlichen — Nr. 4322 der 
Drucksachen — beantwortet. Sein Schreiben wird 
als Drucksache Nr. 4405 vervielfältigt. 

Meine Damen und Herren, zur heutigen Tages-
ordnung habe ich Ihnen zunächst vorzuschlagen, 
daß die Abstimmung in der Dritten Beratung des 
Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes bis 19 Uhr 
zurückgestellt wird, da eine größere Zahl von Ab-
geordneten auf Einladung des Herrn englischen 
Hohen Kommissars an einer Veranstaltung teil-
nimmt, die anläßlich der Krönung der englischen 
Königin heute stattfindet. Durch ihre Teilnahme 
an dieser Veranstaltung drücken diese Abgeord-
neten die Anteilnahme des Hauses und der Frak-
tionen an diesem für das englische Volk bedeut-
samen Ereignis aus. 

Weiter darf ich zur heutigen Tagesordnung ent-
sprechend einer Vereinbarung im Ältestenrat noch 
folgendes vorschlagen: Nach Punkt 3 der Tages-
ordnung — also nach der Dritten Beratung des 
Bundesbeamtengesetzes — sind die Zweite und 
die Dritte Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes — Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Beamtenrecht Drucksache 
Nr. 4370 — und nach Punkt 6 die Erste Beratung 
des Entwurfs eines Gesetzes über das Verfahren 
in der Sozialgerichtsbarkeit — Drucksache Nr. 4357 
— einzufügen. — Das Haus ist, wie ich sehe, mit 
dieser Veränderung der Tagesordnung einver-
standen. 

Ich darf nun Punkt 1 der Tagesordnung auf-
rufen: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Art. 77 des Grundgesetzes (Ver-
mittlungsausschuß) zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung von einzelnen Vor-
schriften der Reichsabgabenordnung und des 
Steueranpassungsgesetzes (Nrn. 4363, 3926, 
4179, 4298 der Drucksachen). 

Berichterstatter ist Herr Staatssekretär Dr. 
Ringelmann. Darf ich ihn bitten, das Wort zu 
nehmen. 

Dr. Ringelmann, Staatssekretär im bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen, Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zu dem Ihnen als Drucksache Nr. 4363 
vorliegenden Antrag des Vermittlungsausschusses 
nach Art. 77 des Grundgesetzes habe ich folgendes 
zu berichten. 

Der Bundestag hatte mit Art. I Ziffer 6 des Ge-
setzes zur Änderung von einzelnen Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und des Steueranpas-
sungsgesetzes dem § 131 der Reichsabgabenordnung, 
der vom Erlaß, von der Erstattung und von der 
Anrechnung von Steuern handelt, eine aus fünf 
Absätzen bestehende Neufassung gegeben. Der 
Bundesrat verlangte die Streichung der Sätze 2 
und 3 des Abs. 3 dieser Neufassung und wollte dem 
Satz 4 folgende Fassung gegeben wissen: 

Das Zweite Gesetz über die Finanzverwaltung 
vom 15. Mai 1952 (BGBl. I S. 295) bleibt unbe-
rührt. 

Das Verlangen des Bundesrates war damit begrün-
det, daß die in den Sätzen 2 und 3 des Abs. 3 ent-
haltene Regelung der Erlaß-, Erstattungs- und An-
rechnungsbefugnis hinsichtlich der  in  Auftragsver-
waltung gegebenen Steuern, die ganz oder teil-
weise dem Bund zufließen, sich bereits aus dem 
§ 1 des Zweiten Gesetzes über die Finanzverwal-
tung ergebe. Die Wiederholung erscheine nicht nur 
überflüssig, sondern könne, da auch im Bereich der 
Auftragsverwaltung eine Mischverwaltung grund-
sätzlich nicht zulässig ist, nur zu Mißverständnis-
sen und falschen Schlußfolgerungen führen. Wenn 
für andere Steuern als die Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer eine den zu streichenden Sätzen 2 
und 3 entsprechende Regelung erforderlich werden 
sollte, so müsse diese zweckmäßig in das Zweite 
Gesetz über die Finanzverwaltung und nicht in die 
Abgabenordnung aufgenommen werden. Aus dieser 
Erwägung müsse nicht nur der § 1 des Zweiten 
Finanzverwaltungsgesetzes, sondern das ganze Ge-
setz zitiert werden. Der Vermittlungsausschuß 
schloß sich diesen Gedankengängen an. 

Außer der Streichung der Sätze 2 und 3 des 
Abs. 3 hatte der Bundesrat auch die Streichung 
der Sätze 5 und 6 des Abs. 3 verlangt, die von der 
Erlaß-, Erstattungs- und Anrechnungsbefugnis hin-
sichtlich der von Bundes- oder Landesbehörden 
zwar verwalteten, aber weder dem Bund noch den 
Ländern zufließenden Steuern handeln. Das Strei-
chungsverlangen des Bundesrats gründet sich dar-
auf, daß die Erlaß-, Erstattungs- und Anrechnungs-
befugnis ein Ausfluß der Verwaltungshoheit sei 
und daß nach Art. 108 Abs. 3 des Grundgesetzes 
die Verwaltung von Steuern, die ganz oder teil-
weise den Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden 
zufließen, nur durch die Länder, nicht aber durch 
Bundesgesetz den Gemeinden und Gemeindever-
bänden übertragen werden könne. Für Steuern, die 
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weder dem Bund noch den Ländern zufließen, gelte 
die gemeinsame Regel des § 131 Abs. 3 Satz 1, wo-
nach die Erlaß-, Erstattungs- und Anrechnungs-
befugnis der obersten Finanzbehörde der Körper-
schaft, die die Steuer verwaltet, oder den von ihr 
bestimmten Stellen zustehe. Hiernach haben die 
Länder die Möglichkeit, den öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, für deren Rechnung sie die Steuern 
erheben, die Befugnis zum Erlaß, zur Erstattung 
und zur Anrechnung der ihnen zufließenden 
Steuern einzuräumen. 

Der Vermittlungsausschuß trat auch hinsichtlich 
der Streichung der Sätze 5 und 6 des Abs. 3 den 
Erwägungen des Bundesrates bei. Nun bestimmt 
aber § 203 des Lastenausgleichsgesetzes, daß für 
die Ausgleichsabgaben nach diesem Gesetz die Vor-
schriften der Reichsabgabenordnung vorbehaltlich 
der Absätze 2 bis 5 des § 203 gelten. Abs. 5 des 
§ 203 des Lastenausgleichsgesetzes sagt jedoch: 

Die Anwendung des § 131 der Reichsabgaben-
ordnung wird durch besondere Verwaltungs-
anordnung des Bundesministers der Finanzen 
geregelt. 

Wird nun § 131 der Reichsabgabenordnung in der 
vom Bundesrat und vom Vermittlungsausschuß 
vorgeschlagenen Fassung verabschiedet, so geht er 
als neueres Gesetz dem § 203 Abs. 5 des Lasten-
ausgleichsgesetzes vor, womit die Erlaß-, Erstat-
tungs- und Anrechnungsbefugnis der obersten 
Finanzbehörden der die Lastenausgleichsabgaben 
verwaltenden Körperschaft zustehen würde. Durch 
§ 204 des Lastenausgleichsgesetzes ist die Verwal-
tung der Lastenausgleichsabgaben den Landes-
finanzbehörden als Auftragsverwaltung übertragen. 
Mithin wären nicht der Bundesfinanzminister, son-
dern die obersten Finanzbehörden der Länder zur 
Bestimmung über den Erlaß, die Erstattung und 
die Anrechnung sowie zum Erlaß von Richtlinien 
für gleichartige Fälle zuständig. Bei den Verhand-
lungen im Vermittlungsausschuß kam man zu der 
Überzeugung, daß ein solches Ergebnis für die 
Durchführung der Lastenausgleichsabgabe nicht er-
wünscht wäre, sondern daß Zweckmäßigkeitsrück-
sichten für die Aufrechterhaltung des § 203 Abs. 5 
des Lastenausgleichsgesetzes sprechen, der die ein-
heitliche Bundesverwaltungsanordnung durch den 
Bundesminister der Finanzen vorsieht. 

Aus diesem Grunde schlägt Ihnen der Vermitt-
lungsausschuß unter Ziffer 2 Buchstabe b vor, den 
schon erwähnten Satz 4 des § 131 Abs. 3 wie folgt 
zu fassen: 

Das Zweite Gesetz über die Finanzverwaltung 
vom 15. Mai 1952 . . . und § 203 Abs. 5 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 . . . bleiben unberührt. 

Endlich trat in diesem Zusammenhang auch die 
Frage auf, ob in das Zweite Gesetz über die Finanz-
verwaltung vom 15. Mai 1952 nicht noch ein neuer 
§ 5 eingefügt werden solle, der den § 1 dieses Ge-
setzes auch für die Abgabe Notopfer Berlin gelten 
läßt. Der Vermittlungsausschuß bejahte im Einver-
ständnis mit dem Bundesfinanzministerium diese 
Frage. Er schlägt Ihnen daher in Ziffer 6 seines 
Antrags die Einfügung eines neuen Art. III in den 
Gesetzentwurf des Bundestags mit der Folge vor, 
daß die bisherigen §§ 5 und 6 des Zweiten Gesetzes 
über die Finanzverwaltung nunmehr §§ 6 und 7 
und die bisherigen Art. III bis V des vorliegenden 
Gesetzentwurfs nunmehr Art. IV bis VI werden. 

Das ist die erste Gruppe von Anträgen. 

Zu einer längeren Aussprache führte der An-
trag des Bundesrats, die in Art. I Ziffer 7 der Ge-
setzesvorlage enthaltene Bestimmung zu streichen 
und damit die 6000-DM-Grenze des § 161 Ziffer 1 
Buchstaben d und e der Abgabenordnung für die 
Verpflichtung zur Führung von Büchern und Auf-
zeichnungen im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft und der Land- und Forstwirtschaft aufrecht-
zuerhalten. Der Bundesrat begründete die Ableh-
nung der Erhöhung der Grenze von 6000 DM auf 
9000 DM damit, daß die Grenze für die Buchfüh-
rungspflicht nicht nur für die Besteuerung, son-
dern auch für eine ordnungsgemäße Betriebswirt-
schaft Bedeutung habe. Eine Heraufsetzung der 
Grenze auf 9000 DM erscheine auch bei Berücksich-
tigung der Preisentwicklung nicht vertretbar. Für 
die Beibehaltung der bisherigen Grenze spreche, 
daß andernfalls die Verordnung über die Aufstel-
lung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung 
des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft vom 
1. Juni 1949 geändert werden müßte, daß die Ände-
rung der Zustimmung des Bundesrats bedürfe und 
kaum bis zum 1. Juli 1953 zu erholen sei. Im übri-
gen könne die landwirtschaftliche Besteuerung 
nicht durch eine Änderung der Buchführungs-
bestimmungen auf neue Grundlagen gestellt wer-
den; man müsse ihre Reform der großen Steuer-
reform überlassen und das Ergebnis der neuen Ein-
heitsbewertung abwarten. 

Bei den Beratungen des Vermittlungsausschusses 
wurde von verschiedenen Seiten darauf hingewie-
sen, daß es im wohlverstandenen Interesse der 
Landwirtschaft liege, wenn sie angehalten werde, 
Bücher zu führen. Von etwa zwei Millionen land-
wirtschaftlichen Betrieben sind nur etwa 25 bis 
30 % tatsächlich einkommensteuerpflichtig. Von 
diesen unterliegen nur etwa 70 000 Betriebe einer 
Buchführungspflicht und werden demgemäß nach 
Maßgabe des wirklichen Reinertrags zur Steuer 
herangezogen. Von 677 000 forstwirtschaftlichen 
Betrieben haben nur etwa 1400 in der Größe von 
200 ha und mehr eine Buchführung, die eine Ge-
winnermittlung nach § 34 des Einkommensteuer-
gesetzes ermöglicht. 

(Andauernde Unruhe. — Glocke des Prä

-

sidenten.) 

Fast regelmäßig besteht außerdem bei ihnen eine 
Verbindung mit der Landwirtschaft. Schon daraus 
ergeben sich die mißlichen Folgen einer Herauf-
setzung der Freigrenze der Buchführungspflicht 
von 6000 auf 9000 DM. Im übrigen liegt nach den 
Erfahrungen der Finanzverwaltung der nach der 
Verordnung über die Aufstellung von Durch-
schnittssätzen ermittelte Gewinn erheblich unter 
dem tatsächlichen Gewinn; der auf ein Zwölftel 
des Einheitswerts angesetzte Grundbetrag des Ge-
winns hätte für das Wirtschaftsjahr 1950/51 be-
reits auf ein Achtel des Einheitswerts und für das 
Wirtschaftsjahr 1951/52 auf ein Sechstel desselben 
erhöht werden können. Die Fortführung der Durch-
schnittssätze bedeutet also eine ganz erhebliche Be-
günstigung der nicht buchführenden Landwirte, 
die bei einer Erhöhung der Freigrenze von 6000 auf 
9000 DM einem noch größeren Kreis von Landwir-
ten als bisher zugute käme. 

Die Anregung, Art. I Ziffer 7 des Gesetzes erst 
am 1. Juli 1954 in Kraft treten zu lassen, fand im 
Vermittlungsausschuß keine Gegenliebe. 

(Große Unruhe. — Glocke des Präsiden

-

ten.) 
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(Staatssekretär Dr. Ringelmann) 
Auch der Gedanke einer unterschiedlichen Behand

-

lung  der Buchführungspflicht der Gewerbetreiben-
den und der Land- und Forstwirtschaft erschien 
nicht empfehlenswert. 

Der Vermittlungsausschuß beschloß daher gleich-
falls, die Streichung des Art. I Ziffer 7 vorzuschla-
gen. Das hat die Folge, daß die Ziffern 8 bis 11 
des Art. I in Ziffern 7 bis 10 zu ändern sind. 

Die vom Bundesrat zu Art. 1 Ziffer 8 des Gesetz-
entwurfs vorgeschlagene Neufassung des § 202 
Abs. 2 der Abgabenordnung begegnete einem er-
heblichen Widerspruch, der sich insbesondere gegen 
die Umwandlung des Erzwingungsgeldes in eine 
Erzwingungshaft durch die Finanzgerichte statt 
durch die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
richtete. Der Hinweis auf § 16 des Verwaltungs

-

Vollstreckungsgesetzes vom 27. April 1953, der die 
Umwandlung des Zwangsgeldes in Ersatzzwangs-
haft durch das Verwaltungsgericht vorsieht, drang 
nicht durch. Es wurde geltend gemacht, daß den 
Finanzgerichten die Erfahrung für diese ihnen 
bisher fremde Aufgabe fehle. Ober  die Freiheit 
der Person sollten grundsätzlich nur die ordent-
lichen Gerichte entscheiden. Es sei richtiger, den 
§ 16 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes zu 
ändern, als weitere Fälle dieser Art zu schaffen. 

Der Vermittlungsausschuß beschloß, zunächst 
einen Formulierungsvorschlag des Bundesjustiz-
ministeriums einzuholen, der dann in der Sitzung 
des Ausschusses vom 21. Mai 1953 auch angenom-
men wurde. Er entspricht dem unter Ziffer 4 des 
Antrags des Vermittlungsausschusses enthaltenen 
Fassungsvorschlag. Hiernach wird das Erzwingungs-
geld im Falle der Uneinbringlichkeit auf Antrag 
des Finanzamts durch Beschluß des Amtsgerichts 
nach pflichtgemäßem Ermessen in Erzwingungshaft 
umgewandelt. Als zuständig ist das Amtsgericht 
erklärt, in dessen Bezirk der Steuerpflichtige sei-
nen Wohnsitz hat oder in Ermangelung eines 
Wohnsitzes sich aufhält. Für das Umwandlungs-
verfahren gelten die Vorschriften der Zivilprozeß-
ordnung, wobei das Zitat des § 911 ZPO wegge-
lassen wurde, weil diese Bestimmung den Haft-
kostenvorschuß regelt, der im Verhältnis zu den 
Finanzbehörden nicht erhoben wird. Das Amts-
gericht hat durch Beschluß zu entscheiden. Der 
Steuerpflichtige ist zu hören. 

Eine ausführliche Erörterung ergab sich endlich 
zum letzten Antrag des Bundesrats, die in Art. I 
Ziffer 10 vorgeschlagene Neufassung des § 316 der 
Abgabenordnung insoweit zu ändern, als die 
Kostenerstattung im Einspruchsverfahren und im 
finanzgerichtlichen Verfahren in Betracht kommt. 
Der Bundesrat hat die Kostenerstattung im Ein

-

spruchsverfahren schlechthin abgelehnt, 
weil dieses Verfahren seinem Wesen nach ein ver-
längertes Veranlagungsverfahren darstellt, in dem 
die entscheidende Stelle ihre eigene Entscheidung 
überprüft. 

Der Vermittlungsausschuß schloß sich insoweit 
der Stellungnahme des Bundesrats an, weil die 
Befürchtung, daß sich mit der Kostenerstattung im 
Einspruchsverfahren die Zahl der Einspruchs-
entscheidungen zuungunsten des Abschlusses des 
Einspruchsverfahrens durch eine Berichtigung nach 
§ 94 der Abgabenordnung vermehren werde, nicht 
von der Hand gewiesen werden kann. Hingegen 
fand das auch in zahlreichen Eingaben aus An-
waltskreisen und aus den Kreisen der geschäfts-
mäßig Hilfe in Steuersachen leistenden Personen 
nachdrücklich bekämpfte Verlangen des Bundesrats,  

die Kostenerstattung im finanzgerichtlichen Ver-
fahren im Hinblick darauf, daß die Erstattung der 
Kosten des Gegners in diesem Verfahren nicht in 
Frage kommt, auf ,die Gewährung nur einer 
Gebühr nach Maßgabe der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte zu beschränken, im Vermittlungs-
ausschuß wenig Anklang. Man einigte sich auf die 
Ihnen in Ziffer 5 der Drucksache Nr. 4363 vorge-
schlagene Regelung, wonach nur die im finanz

-

gerichtlichen Verfahren entstandenen Kosten 
erstattet werden, und zwar, wenn Rechtsanwälte 
zugezogen sind, die vollen,  also  die  drei Ge-
bühren, und wenn andere Personen zugezogen 
werden, die geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, bis zum Erlaß amtlicher Gebührenordnun-
gen für die Tätigkeit dieser Personen die von ihnen 
erhobene Gebühr bis zur Höhe der Anwalts-
gebühren. 

Ich bitte, nunmehr den Vorschlägen des Ver-
mittlungsausschusses, hinsichtlich deren eine ge-
meinsame Abstimmung über die Änderungen vom 
Vermittlungsausschuß nicht für erforderlich er-
achtet wurde, Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 

Zur Abgabe einer Erklärung Herr Abgeordneter 
Schmücker. 

Schmücker (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Bundestag hat am 25. März mit 
einer sehr großen Mehrheit, nahezu einstimmig, 
der Änderung der Reichsabgabenordnung die Zu

-

stimmung gegeben. Auch in der Einzelabstimmung 
zur Erhöhung der Buchführungspflichtgrenze — 
Art.  I Ziffer 7 — war die Mehrheit recht beträcht

- lich. Trotzdem hat es der Bundesrat für richtig ge-
halten, den Vermittlungsausschuß anzurufen. Eine 
Mehrheit im Vermittlungsausschuß gab den Be

-

denken der Finanzverwaltungen nach, so daß 
wesentliche Teile der vom Bundestag gutgeheiße

-

nen Änderung der Reichsabgabenordnung in Ge

-

fahr geraten sind. Namens der Antragsteller 
wiederhole ich als Erklärung die Stellungnahme, 
die vor Beratung im Vermittlungsausschuß dessen 
Mitgliedern von uns zugeleitet worden ist: 

Die Erhöhung der Buchführungspflichtgrenze 
von 6000 auf 9000 DM ist nur eine sehr schwache 
Angleichung an die Währungsveränderungen. 
Für Betriebe mit einem Gewerbeertrag unter 
9000 DM ist es nicht nur ausreichend, sondern 
für deren Übersichtlichkeit viel besser, wenn eine 
einfache Aufzeichnung entsprechend den Vor-
schriften vorgenommen wird. Übersichtliche Tat-
bestände sollte man nicht durch komplizierte 
Rechnungsmethoden unklar machen. Das gilt 
sowohl für das kontrollierende Finanzamt, vor 
allem aber für den selbständigen Gewerbe-
treibenden, der zwar sein Geschäft übersieht, 
aber nicht mehr die ihm zugemutete Buchfüh-
rung. Die harten Anforderungen einer Buch-
führung mit Vermögensvergleich schwächen 
nicht nur die Produktionskraft des kleinen 
Unternehmers, sie nehmen ihm auch die Freude 
an seinem unternehmerischen Wagnis, bei dem 
er im Gegensatz zu vielen anderen sein ganzes 
Vermögen riskieren muß. 

Wir möchten daraus schlußfolgern, daß gerade 
im Interesse einer ordnungsmäßigen Betriebs-
wirtschaft, aber auch für die Aufrechterhaltung 
der Freude am selbständigen Unternehmen die 
Heraufsetzung der Buchführungspflichtgrenze 
auf 9000 DM dringend erforderlich ist. 
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(Schmücker) 
Hinweisen möchten wir noch darauf, daß die 

Befreiung von der Buchführungspflicht ja nur 
eine Befreiung von einem komplizierten Ver-
mögensvergleich bringt. Die Aufzeichnungspflicht 
bleibt in vollem Umfange bestehen. 

Was für die Gewerbetreibenden gilt, trifft auch 
für die Landwirtschaft zu. Gerade weil es sich 
um Durchschnittssätze handelt, dürfte eine An-
passung an die veränderten Währungsverhält-
nisse leichter möglich sein. Noch mehr aber gilt 
es für den Landwirt, daß er aus seinem Beruf 
heraus nicht in der Lage ist, eine Buchführung 
mit  Vermögensvergleich durchzuführen. Eine 
solche Buchführung ist auch betriebswirtschaft-
lich nicht unbedingt erforderlich. Es ist bedauer-
lich, daß die Mentalität des kleinen Unterneh-
mers und der mittleren Landwirte so wenig 
verstanden wird. Was für einen geübten Fach-
mann ein einfachster Fragebogen ist, das ist für 
den in der Landwirtschaft Tätigen immer noch 
eine greuliche Sache. Man sollte diese Menschen 
nicht mehr quälen, als es unvermeidbar ist. 
Wir fügen hinzu: Der vorliegende Vermittlungs

-

vorschlag ist in Ziffer 3 leider eine Absage an die 
mittelständischen Kreise, die um eine Erleichterung 
in ihrer bürokratischen Belastung seit langem bit

-

ten. Wie dringend dieses Anliegen ist und wie be

-

rechtigt die Bitte um Abhilfe, dürfte keinem Kol

-

legen entgangen sein, der noch Verbindung mit 
diesen Kreisen hat. Da der Vorschlag des Vermitt

-

lungsausschusses eine Vertagung auf unbestimm

-

te Zeit und damit eine Verlängerung der überhöh

-

ten verwaltungsmäßigen Belastung bedeutet, kann 
er von uns nicht angenommen werden. 

Wir bitten daher das Hohe Haus, Ziffer 3 des 
Vorschlages des Vermittlungsausschusses abzuleh-
nen. Wir meinen, daß die Volksvertretung in dieser 
wichtigen Sache bei ihren Beschlüssen bleiben und 
der Verwaltung nicht nachgeben sollte. 

Ich darf Sie also noch einmal namens der An-
tragsteller aus den Koalitionsparteien, der CDU/ 
CSU, der FDP und DP, sowie auch im Auftrage der 
Föderalistischen Union (Bayernpartei/Zentrum) bit-
ten, Ziffer 3 der Drucksache Nr. 4363 abzulehnen 
und im übrigen der Vorlage zuzustimmen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Schoettle! 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion ist zwar der Meinung, 
daß es auch den kleineren und mittleren Betrieben 
nicht schaden würde, wenn sie zu einer soliden 
Buchführung angehalten würden, und daß es 
keineswegs so ist, daß betriebswirtschaftliche Ge-
sichtspunkte gegen eine solche Verpflichtung zur 
Buchführung sprechen. Nachdem aber Herr Kollege 
Schmücker hier im Namen der Koalition die Er-
klärung abgegeben hat, daß seine Freunde gegen 
die Ziffer 3 des Vermittlungsvorschlages stimmen 
werden, sehen wir uns nicht in der Lage, für diese 
Ziffer 3 zu stimmen. Wir werden deshalb ebenso 
ablehnen. 

(Hört! Hört! rechts. — Zuruf von der CDU: 
Bravo! — Abg. Schoettle: Wir sind nicht 

Ihre Herausreißer, meine Herren!) 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weitere Erklärung? — 
Meine Damen und Herren, ich komme zur Abstim-
mung über den Antrag des Vermittlungsaus-
schusses. Ich lasse ziffernweise abstimmen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die der Ziffer 1 der Druck-
sache Nr. 4363 zuzustimmen wünschen, um ein 

Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; Ziffer 1 ist  
angenommen. 

Ich stelle die gleiche Frage zu Ziffer 2. — Ziffer 2 
ist angenommen. 

Ziffer 3. Wer ist für Ziffer 3? — Niemand! Ich 
stelle fest, daß Ziffer 3 abgelehnt ist. Eine Gegen-
probe erübrigt sich nach der Geschäftsordnung. 

Ziffer 4. Wer ist für Ziffer 4? — Das ist die Mehr-
heit; ist angenommen. 

Wer ist für Ziffer 5? — Das ist die Mehrheit. 
Ziffer 6? — Das ist die Mehrheit. 
Ich komme zur Schlußabstimmung. Ich bitte die 

Damen und Herren, die dem Antrag des Vermitt-
lungsausschusses unter Berücksichtigung der Ab-
stimmungsergebnisse bei den einzelnen Ziffern — 
das heißt also unter Wegfall der Ziffer 3, um es 
deutlich zu machen — zuzustimmen wünschen, um 
ein Handzeichen. — Das ist die überwiegende Mehr-
heit; der Antrag des Vermittlungsausschusses ist in 
dieser Form angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Dr. Atzenroth, Dr. Schäfer und Frak-
tion der FDP betreffend Aufwertung von An-
leihen der öffentlichen Hand (Nr. 4305 der 
Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Begründungs-
zeit von 10 Minuten und eine Aussprachezeit, falls 
eine Aussprache gewünscht wird, von 60 Minuten 
vor. — Das Haus ist damit einverstanden. 

Zur Begründung Herr Abgeordneter Dr. Atzen-
roth, bitte. 

Dr. Atzenroth (FDP), Anfragender: Meine Damen 
und Herren! Die  Große Anfrage meiner Fraktion 
auf Drucksache Nr. 4305 ist aus der Sorge entstan-
den, daß die Lösung eines so wichtigen Problems in 
nicht zu vertretender Weise weiter verzögert wird. 
Ich darf daran erinnern, daß die Bundesregierung 
in ihrer Regierungserklärung eine gerechte Lösung 
des Sparerproblems versprochen hat und daß der 
Herr Bundesfinanzminister vor dem Unterausschuß 
für ein Altsparerentschädigung die Erklärung ab-
gegeben hat, er werde dem Bundestag ein Gesetz 
vorlegen, nach dem eine entsprechende Regelung, 
wie sie für die aus dem Lastenausgleich zu beden-
kenden Altsparer besteht, auch für die Gläubiger 
von Anleihen der öffentlichen Hand erfolgen solle. 
D as  ist bisher nicht geschehen. 

Ich habe dem Herrn Bundesfinanzminister am 
27. März, also vor mehr als zwei Monaten, im Auf-
trage meiner Fraktion geschrieben und ihn um eine 
Mitteilung darüber gebeten, bis wann mit der Vor-
lage des angekündigten Entwurfs zu rechnen sei. 
Es tut mir leid, hier feststellen zu müssen, daß wir 
auf dieses Schreiben keine Antwort erhalten haben. 
Uns blieb daher nur der Weg dieser Großen An-
frage offen, um zu der Antwort zu gelangen, die 
von einem großen Teil der deutschen Wertpapier-
sparer so dringend gefordert wird. 

Wenn überhaupt von. einem Unrecht bei der 
Währungsreform gesprochen werden kann, so ist es 
diesem durch unsere Anfrage angesprochenen Kreis 
zugefügt worden. Der kleinste Aufwertungssatz be-
trägt bekanntlich 5 %. Auf ihn müssen übrigens die 
in Westdeutschland lebenden Gläubiger von Ber-
liner Sparkassen immer noch warten. Die Gläubiger 
des Reiches, der Reichsbahn, der Reichspost und des 
ehemaligen Landes Preußen sind aber bisher leer 
ausgegangen. Die Schuldner haben zwar beträcht- 
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(Dr. Atzenroth) 
liche Vermögenswerte übernommen, bisher jedoch 
in keiner Weise den Willen gezeigt, nun auch die 
darauf lastenden Schulden zu begleichen. Der Bund 
ist sogar so weit gegangen, die Verbindlichkeiten 
des Reiches gegenüber ausländischen Gläubigern 
anzuerkennen und zu regeln — ich erinnere an das 
Londoner Schuldenabkommen —, aber er versagt 
sich vorläufig der Regelung für seine inländischen 
Gläubiger. Soviel zu dem Punkt 1. 

Zu dem Punkt 2 unserer Anfrage kann ich mich 
ganz kurz fassen. Die Forderung nach Gleichstel-
lung mit den im Altsparergesetz berücksichtigten 
Gläubigern ist vom Herrn Bundesfinanzminister 
ausdrücklich als berechtigt anerkannt worden. 
Auch der Unterausschuß für eine Altsparerent-
schädigung war sich darüber einig, daß hier eine 
völlig analoge Regelung getroffen werden müsse. 
Voraussetzung dazu ist aber die in Punkt 1 un-
serer Anfrage geforderte Umstellung. 

Nun wird man mir einwenden, daß unser Ver-
langen doch fast eine Utopie sei. Der Betrag der 
Reichsanleihen allein wird auf rund 400 Milliarden 
Reichsmark geschätzt. Dagegen verschwinden die 
übrigen Titel. Wenn man sich auf die in Publi-
kumshand befindlichen Titel beschränken wollte, 
so käme bei einer 10 %igen Aufwertung immer 
noch die gewaltige Summe von etwa 5 Milliarden 
DM in Frage. Ich gestehe Ihnen ohne weiteres, daß 
ich mich für eine Regelung im jetzigen Zeitpunkt 
nicht einsetzen würde, wenn diese Beträge von den 
heutigen Steuerzahlern zusätzlich aufgebracht wer-
den müßten. Das kann man von den so überlaste-
ten Bürgern auf keinen Fall verlangen. Aber das 
ist auch nicht nötig. Selbst bei den sozial schwäch-
sten Gruppen, die auf Wohlfahrtsunterstützung an-
gewiesen sind, fordert der Staat, daß sie zunächst 

31 ihre letzten Vermögensreste veräußern und ein-
setzen, bevor die Unterstützung wirksam wird. 

(Zurufe von der KPD: Aha!) 
Warum kann man das gleiche nicht vom Staat ver-
langen? 

(Abg. Renner: Und von den Ministern!) 
Es ist ein geradezu grotesker Zustand, daß der-

selbe Staat, der sich weigert, seine Schulden zu be-
zahlen, Vermögen über Vermögen anhäuft. In 
jedem Jahr werden Steuermittel dazu verwendet, 
das gewerbliche Vermögen von Bund und Ländern 
zu vergrößern, und niemand von uns hat eine klare 
Vorstellung darüber, wie groß dieses Vermögen in-
zwischen eigentlich geworden ist. Herr Minister 
Schäffer, ich weiß, daß man in Ihrem Ministerium 
stets über sehr gute Zahlenunterlagen verfügt und 
daß man diese Unterlagen immer im geeigneten 
Moment zur Hand hat, wenn man Argumente un-
angenehmer Anfragen entkräften will. Aber ich 
glaube, daß nicht einmal Sie exakt wissen, wie groß 
dieses Vermögen ist. Sie fordern von jedem 
Steuerzahler einen bis ins kleinste gehenden Nach-
weis über seinen Vermögensstand. Warum lassen 
Sie nicht dieselben Grundsätze auch für den Staat 
gelten? 

(Sehr gut! rechts.) 
Warum verschanzen Sie ,sich hinter die kamerali-
stische Buchführung, die mein Lehrer Professor 
Schmalenbach schon vor 30 Jahren als ein großes 
Übel bezeichnet hat? Geben Sie uns recht bald eine 
ordnungsmäßige Vermögensaufstellung und lassen 
Sie die durch eigene Buchprüfer überprüfen! Dann 
wird sich zeigen, daß es sich zu einem großen Teil 
um Vermögensanlagen handelt, die nicht unbedingt 
vom Staat betrieben werden müssen. Diese würden 
als Aktiengesellschaften oder in anderer privat

-

rechtlicher Struktur wahrscheinlich viel wirkungs

-

voller arbeiten, wenn sie in den frischen Wind der 
Konkurrenz im Rahmen der Marktwirtschaft 
kämen, und wenn Sie diese Aktien oder Anteile 
Ihren Gläubigern übergäben, so ware die Finan-
zierungsfrage sehr leicht gelöst. Es entstehen näm-
lich kaum Schwierigkeiten in der Bewertung, denn 
der Markt sorgt schnell für die Feststellung des 
wahren Wertes, und Ihre Gläubiger, die durch den 
Besitz von Wertpapieren entschädigt werden sollen, 
werden sich mit einer solchen Regelung gern ein-
verstanden erklären. Aber zu einer solchen Lösung 
muß man sich auch grundsätzlich durchringen. 

Was haben Sie alles in Ihrem Besitz, angefangen 
von Industrieunternehmen wie Automobilfabriken 
— ich weiß, daß die Besitzverhältnisse hier noch 
nicht völlig geklärt sind — über Elektrowerke, Alu-
miniumfabriken, Stickstoffunternehmungen, Stein-
kohlenzechen, chemische Fabriken usw.! Mir wird 
auch von bundeseigenen Mühlen berichtet. Was 
wollen Sie damit eigentlich anfangen bei der Über-
setzung, die gerade in diesem Gewerbe herrscht? 
Ich erinnere Sie daran, daß in der Presse vor noch 
nicht langer Zeit von einem staatlichen Warenhaus 
der Sozialisierung gesprochen worden ist. Aber die 
Tendenz in Ihrem Ministerium geht leider in ent-
gegengesetzter Richtung. Wie könnte man sich sonst 
mit einer Beteiligung des Bundes an einer deutsch-
südamerikanischen Handelsgesellschaft befassen? 
Ich habe auch Sorgen um die Entwicklung im Rah-
men des EVG-Vertrages. Da sollen Pläne zur Er

-

richtung staatlicher Kantinen gerade von Ihrem 
Ministerium gefördert werden. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, hier ist größte Wachsamkeit 
am Platze. Wer auf einem Vermögen sitzt, will nur 
schwer wieder davon herunter, und gut bezahlte 
Aufsichtsratsposten locken sehr. 

Im Haushaltsjahr 1951/52 sind auf dem gewerb-
lichen Sektor ohne Verkehrsbetriebe 22,5 Millio-
nen DM und im folgenden Haushaltsjahr sogar 
45 Millionen DM aus Steuermitteln für solche 
Zwecke zur Verfügung gestellt worden. Und dann 
kommt gleich ein weiterer Schritt: Sie brauchen 
eine eigene Bank, um dieses Vermögen zu finan-
zieren. Die Öffentlichkeit hat diese Dinge bisher 
ohne große Anteilnahme verfolgt, weil sie sich im 
allgemeinen hinter einem Schleier von sehr dürf-
tigen Mitteilungen abgewickelt haben. Sie müssen 
sich aber darüber klar sein, daß die große Masse 
des deutschen Volkes eine solche Politik scharf ver-
urteilt. Sie entspricht nicht der Vorstellung, die sich 
die Mehrheit der Wähler von der sozialen Markt-
wirtschaft gemacht hat. Hier muß daher eine schnel-
le und radikale Umkehr erfolgen. 

Finanziell kann sich eine solche Wandlung für den 
Staat nur günstig auswirken. Die Einnahmen, 
die der Bund aus dem gewaltigen Vermögen zur 
Zeit bezieht, sind mehr als dürftig. Das wird 
mit einem Schlage anders werden, wenn die 
Betriebe nunmehr konkurrenzfähig werden müs-
sen und wenn sie das berechtigte Bestreben er-
halten, Gewinne zu erzielen. Dann werden auch Sie 
und alle Finanzminister davon profitieren, denn es 
wird Ihnen ja bekannt sein, daß von den Gewin-
nen der Kapitalgesellschaften der weitaus größte 
Teil in Form von Steuern an den Staat fließt. 

Wenden Sie mir bitte nicht ein, für viele in 
der Hand des Staates befindliche Unternehmungen 
sei ein solches Verfahren nicht möglich. Das gebe 
ich ohne weiteres zu. Aber es bleiben genügend 
Vermögenswerte. um die in den Punkten 1 und 2 
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unserer Anfrage geforderten Leistungen zu er- i 

 bringen. Gegen diese Pläne sind schon Vorwürfe 
erhoben worden, und man hat davon gesprochen, 
es werde wertvollstes Volksgut an Großspekulan-
ten verschleudert. Das Gegenteil ist richtig. Nach 
unserem Plan soll eine große, ich glaube, Millionen

-

Zahl von deutschen Menschen diese Anteilsrechte 
erhalten. Dabei handelt es sich zum Teil um Per-
sonen, die bei allen unseren sozialen Maßnahmen 
am schlechtesten weggekommen sind. Die Sozialren-
ten haben eine Aufwertung erfahren, die vielleicht 
nicht voll befriedigend ist. Diejenigen Menschen 
aber, die die Sicherung ihres Lebensabends auf das 
Sparen in Wertpapieren aufgebaut haben, sind bis-
her leer ausgegangen. Sie stehen in vielen Fällen 
schlechter da als jeder Sozialrentner. 

Ich glaube, Herr Bundesfinanzminister, daß Sie 
mit uns darin einig sind, daß etwas geschehen muß, 
denn Sie haben es ja selbst versichert. Aber han-
deln Sie schnell und so, wie man es von einer Re-
gierung erwarten muß, die unter dem Aufruf zur 
sozialen Marktwirtschaft gewählt wurde und in der 
Durchführung der sozialen Marktwirtschaft ihre 
großen Erfolge errungen hat. 

(Abg. Renner: Das fällt Ihnen aber recht 
spät ein! — Abg. Dr. Atzenroth: Sie haben 

es wohl noch nicht gemerkt?) 

Präsident Dr. Ehlers: Zur Beantwortung der Gro-
ßen Anfrage der Herr Bundesminister der 
Finanzen! 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundes-
regierung ist sich dessen bewußt, daß die in London 
erfolgte Regelung der deutschen Auslandsverbind

-

lichkeiten der öffentlichen Hand nunmehr die ge-
setzliche Regelung auch der Gesamtfrage der deut-
schen inneren Verbindlichkeiten der öffentlichen 
Hand, insbesondere des Reiches und des ehemaligen 
Landes Preußen, erforderlich macht. Der Herr 
Bundeskanzler hat in der 262. Sitzung des Bundes-
tags am 29. April 1953 anläßlich der Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes betreffend das Londoner 
Schuldenabkommen bereits auf die Notwendigkeit 
einer gesetzlichen Regelung der deutschen Inlands-
schulden der öffentlichen Hand hingewiesen, da-
bei aber auch zum Ausdruck gebracht, daß eine 
Regelung der deutschen Inlandsschulden ohne die 
vorausgegangene Regelung der deutschen Auslands-
schulden bisher nicht möglich gewesen sei. Eine ge-
setzliche Regelung des Problems der inneren Ver-
bindlichkeiten der öffentlichen Hand ist nunmehr 
auch deshalb dringlich geworden, weil in der An-
lage I Ziffer 6 zum Londoner Schuldenabkommen 
die ausländischen Reichsbankgläubiger des Reiches, 
der Reichsbahn, der Reichspost und des ehemaligen 
Landes Preußen sich bereit erklärt haben, sich hin-
sichtlich ihrer Forderungen der InländerBehand-
lung zu unterwerfen, sofern eine gesetzliche Rege-
lung dieser Verbindlichkeiten bis zum Ende des 
laufenden Kalenderjahres erfolgt. Schließlich mag 
auch noch darauf hingewiesen werden, daß die 
a ußerordentlichen Kapitalaufwertungskonten, die 
nach § 37 des D-Mark-Bilanzgesetzes in die 
D-Mark-Eröffnungsbilanz eingestellt werden konn-
ten, sofern in der Bilanz erhebliche Vermögensteile 
mit Erinnerungsposten, im wesentlichen mit Erinne-
rungsposten für Forderungen gegen das Reich an-
gesetzt waren, binnen sechs Jahren auszugleichen 
sind. Es ist für die bilanzierenden Kaufleute von 
wesentlicher Bedeutung, baldmöglichst einen Über

-

blick zu erhalten, in welchem Umfang ein solcher 
Ausgleich durch Umstellung der Forderungen 
gegen das Reich erfolgen kann. 

Es ist allerdings nicht möglich, entsprechende Ge-
setzentwürfe noch so rechtzeitig vorzulegen, daß 
eine Verabschiedung noch in dieser Wahlperiode 
erfolgen kann. 

(Abg. Renner: Aha!) 

Eine solche Zusage ist von mir auch 
nicht gegeben worden. In der dritten Sitzung des 
Unterausschusses Altsparerentschädigung des Bun-
destages, auf welche die Große Anfrage Bezug 
nimmt, habe ich lediglich zum Ausdruck gebracht, 
daß die Regelung der Verpflichtungen der öffent-
lichen Hand Aufgabe der allgemeinen Haushalte sei 
und besonderer gesetzlicher Regelung vorbehalten 
bleibe. Es wird jedoch angestrebt, schon im Hin-
blick auf den erwähnten, zugunsten der auslän-
dischen Reichsmark-Gläubiger in London verein-
barten Termin, noch dem derzeitigen Kabinett den 
Entwurf über eine gesetzliche Regelung der ver-
brieften Schulden des Reiches, der Reichsbahn, 
Reichspost und des ehemaligen Landes Preußen 
vorzulegen sowie ein Ergänzungsgesetz zum Wert-
papierbereinigungsgesetz, durch das auch die er-
wähnten titulierten Forderungen in das Bereini-
gungsverfahren einbezogen werden. Mit einer ge-
setzlichen Regelung dieser verbrieften Schulden ist 
dem Verlangen der ausländischen Gläubiger im 
wesentlichen Genüge getan, da die nicht verbrieften 
Forderungen ausländischer Gläubiger zum ganz 
überwiegenden Teil auf Grund des Pariser und 
Potsdamer Reparationsabkommens sowie der von 
den Alliierten mit Italien, Ungarn, Rumänien, Bul-
garien und Finnland geschlossenen Friedensver-
trägen abgegolten sind. 

Die Bundesregierung wird in diesem Zusammen-
hang auch die weitere Frage zu prüfen haben, ob 
und in welchem Umfang eine Gleichstellung der 
Gläubiger von Anleihen der öffentlichen Hand mit 
den Altsparern, die aus dem Lastenausgleichsgesetz 
befriedigt werden, möglich ist. Ich darf darauf hin-
weisen, daß gerade die Altsparerregelung eine be-
sonders schwerwiegende Problematik in bezug auf 
das Gebiet der Anleihen des Reiches und des Landes 
Preußen aufgeworfen hat und daß die Frage einer 
etwaigen Aufstockung des hinsichtlich der Reichs-
anleihen noch festzusetzenden allgemeinen Um-
stellungssatzes deshalb einem weiteren • Gesetz 
überlassen bleiben muß. Die Bundesregierung ist 
sich aber darüber klar, daß eine Vorwegnahme der 
verbrieften Reichsschulden jedenfalls nur dann 
vertretbar ist, wenn gleichzeitig auch ein Weg er-
öffnet wird, bei Vorliegen besonderer Härten auch 
den Personen zu helfen, die als Gläubiger nicht ver-
briefter Forderungen gegen das Reich oder das 
Land Preußen durch die Nichtumstellung dieser 
Forderungen oder den Wegfall des Schuldners in 
eine besondere Notlage geraten sind. Im übrigen 
wird daran festgehalten, was ich schon wiederholt 
erklärt habe, daß der Gesamtkomplex der nicht 
verbrieften Forderungen gegen das Reich und 
sonstige öffentliche Rechtsträger abschließend erst 
nach Durchführung eines entsprechenden Anmelde-
gesetzes, das sich bereits in Ausarbeitung befindet, 
geregelt werden kann. 

Zu der Frage, in welcher Form Mittel für die 
Aufwertung der Anleihen der öffentlichen Hand 
bereitzustellen sein werden, kann erst im Zusam-
menhang mit der Vorlage der Gesetzentwürfe und 
im Zusammenhang mit der Beratung der künftigen 
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I Bundeshaushalte Stellung genommen werden. 

Schon jetzt halte ich mich allerdings für ver-
pflichtet, auf folgendes aufmerksam zu machen. 
Die Frage der inneren Schulden des Reiches, des 
Landes Preußen und sonstiger öffentlicher Rechts-
träger kann aus finanzpolitischen Erwägungen nur 
im Zusammenhang mit allen anderen bei der Li-
quidation des Krieges sich ergebenden Entschädi-
gungen gesehen werden. Ein Teil dieser Fragen hat 
zwar bereits mit dem Inkrafttreten des Bundes-
versorgungsgesetzes, des Ausführungsgesetzes zu 
Art. 131 des Grundgesetzes und des Lastenaus-
gleichsgesetzes einschließlich der Altsparerregelung 
seine Lösung gefunden. Ein weiteres wichtiges 
Teilgebiet ist von der Bundesregierung in dem so-
eben dem Bundesrat zugeleiteten Entwurf eines 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung be-
handelt worden. Einer Regelung bedürfen jedoch 
noch vor allem die Probleme der Reparations- und 
Restitutionsschäden sowie der rückerstattungsrecht-
lichen Geldverbindlichkeiten des Reiches. Nur wenn 
man sich die Tragweite all dieser Entschädigungs-
probleme vor Augen hält, wird man entscheiden 
können, welche Lösung hinsichtlich der inneren 
Reichsverbindlichkeiten ohne Gefährdung unserer 
Finanzstabilität und damit unserer Währung mög-
lich ist. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Sie haben die Beantwortung der Großen Anfrage 
gehört. Ich frage, ob eine Aussprache gewünscht 
wird. 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

— Jetzt werden es langsam 30 Abgeordnete. Also 
die Aussprache findet statt. Wer wünscht das Wort? 

 — Herr Abgeordneter Kunze. 

Kunze (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu der Großen Anfrage möchte ich namens 
meiner Freunde folgendes sagen. Wir haben uns 
in dem Ausschuß für den Lastenausgleich bei den 
Beratungen über das Altsparerproblem sehr ein-
gehend und gründlich mit der Frage der Anleihen  
der öffentlichen Hand befaßt. Wir waren uns voll-
kommen dessen bewußt, daß es nicht möglich sein 
würde, diese Frage der Anleihen der öffentlichen 
Hand und ihrer Behandlung im Sinne einer Ent-
schädigung aus Mitteln des Lastenausgleichsfonds 
zu lösen. Darum haben wir den Herrn Bundes-
finanzminister gebeten, uns Auskunft zu geben, 
welche Lösung die Bundesregierung für diese 
Frage sehe, und erst als die Bundesregierung durch 
den Mund des Herrn Bundesfinanzministers, wie 
das mein Kollege Atzenroth bereits begründet hat, 
erklärte, daß sie die Forderungen der Gläubiger 
der öffentlichen Hand auf Entschädigung für ihre 
untergegangenen Forderungen aus Mitteln des öf-
fentlichen Haushalts regulieren wolle, war für uns 
der Weg frei für die Lösung der Frage der Alt-
sparerregelung als solcher. 

Nachdem das Altsparergesetz vom Bundestag 
wie vom Bundesrat einstimmig angenommen wor-
den ist, ist selbstverständlich die Regelung der an-
deren heute zur Aussprache stehenden Frage von 
vordringlicher Bedeutung; denn die breite Masse 
derer, die früher in gutem Glauben Reichsanleihen 
oder preußische Anleihen irgendwelcher Art, die 
ja auch als mündelsicher galten, gezeichnet haben, 
um eine Reserve für ihre alten Tage zu haben, war-
tet jetzt schmerzlich auf die Regelung dieser Frage. 
Bei allem Verständnis, das ich für den Herrn Bun-
desfinanzminister habe, wenn er darstellt, welch 

großen Komplex an sonstigen Fragen wir im Zu-
sammenhang auch mit dieser Frage zu lösen haben, 
ist es mir doch ein Bedürfnis, auszusprechen, daß 
auch wir dringendst bitten, die Arbeiten der Vor-
bereitung für die Vorlage entsprechender Gesetz-
entwürfe tunlichst zu beschleunigen und vor allen 
Dingen der Öffentlichkeit einmal Auskunft zu ge-
ben, welche Fragen in diesem Zusammenhang noch 
geregelt werden müssen, damit die Öffentlichkeit 
sieht, daß es uns nicht auf allgemeine Vertröstun-
gen ankommt, sondern daß wir bereit sind zur Tat. 
Das heute nur zu dieser Großen Anfrage. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Bleiß. 

Dr. Bleiß (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir bedauern es, den Ausführungen 
des Herrn Bundesfinanzministers entnehmen zu 
müssen, daß der Entwurf eines Gesetzes zur Auf-
wertung von Anleihen der öffentlichen Hand nicht 
mehr so rechtzeitig fertiggestellt wird, daß er noch 
vor Ablauf der Legislaturperiode vom Hohen Haus 
verabschiedet werden kann. 

Wir bedauern die Verzögerung der Arbeiten um 
so mehr, weil der Entwurf seit fast einem drei-
viertel Jahr uns verbindlich in Aussicht gestellt 
wurde, und wir sind im Gegensatz zu dem Herrn 
Bundesfinanzminister der Auffassung, daß es bei 
einigem guten Willen möglich gewesen wäre, den 

 Entwurf noch rechtzeitig fertigzustellen. 
Wir bedauern die Verzögerung auch insbesondere 

deswegen — und darin stimme ich mit dem Herrn 
Kollegen Kunze völlig überein —, weil eine große 
Zahl von kleinen Wertpapiersparern in ihren Ent-
schädigungshoffnungen wiederum auf eine unbe

-

stimmte Zeit vertröstet wird. 

Zur Materie selbst. Wir sind der Meinung, daß 
es notwendig ist, dem Anleihebesitzer eine ange-
messene Entschädigung zuteil werden zu lassen. 
Über die Höhe der Entschädigung kann man erst 
reden, wenn die Unterlagen über die Summe aller 
Forderungen und über die Möglichkeiten der Mit-
telbeschaffung vorliegen. 

Es erscheint uns aber notwendig, heute schon 
darauf hinzuweisen, daß in dem Gesetzentwurf für 
die Altbesitzer von Anleihen die gleiche Behand-
lung vorgesehen werden sollte, wie sie im Alt-
sparergesetz festgelegt worden ist. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang ein Wei-
teres tun und nochmals daran erinnern, daß wir 
anläßlich der Verabschiedung des Altsparergeset-
zes dem Hohen Hause eine Entschließung vorge-
legt haben, in welcher von uns gefordert wurde, 
daß im Zuge der Aufwertung der öffentlichen An-
leihen auch die Sparkonten angemessen entschädigt 
werden, die nach dem 1. Januar 1940 angelegt 
worden sind, weil es sich hier um eine Millionen-
zahl von Menschen handelt, die ebenfalls im guten 
Glauben gespart haben, um sich für die Fälle der 
Not etwas zurückzulegen. Unsere Entschließung ist 
seinerzeit vom Hohen Hause einstimmig gebilligt 
worden. Wir erwarten, daß der Grundsatz der Ent-
schließung in dem Gesetzentwurf seine Berück-
sichtigung findet. 

Hinsichtlich der Notwendigkeit einer Regelung 
sind wir mit dem Inhalt der Großen Anfrage der 
FDP einverstanden. Wir sind allerdings etwas 
anderer Meinung als die Interpellanten hinsicht-
lich der Bereitstellung der erforderlichen Mittel 
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für die Entschädigung der Anleihegläubiger. Wir 
werden hierauf noch sehr ausführlich zu sprechen 
kommen, wenn der Gesetzentwurf zur Beratung 
ansteht. Für heute erwarten wir, daß der Herr 
Bundesfinanzminister seine Vorarbeiten sobald wie 
möglich abschließt und den Gesetzentwurf mög-
lichst schnell dem Hohen Hause vorlegt. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir bedauern nicht nur die Erklärung 
des Herrn Bundesfinanzministers, daß die Bundes-
regierung nicht mehr in der Lage und gewillt sei, 
noch vor Ablauf der Legislaturperiode dieses Bun-
destags das in Aussicht gestellte Gesetz vorzulegen; 
wir müssen auch aussprechen, daß wir damit gar 
nicht gerechnet haben. Was heute hier abrollt, ist 
nichts anderes als eine Vorwegnahme von Wahl-
kundgebungen. Ja, warum haben Sie denn dreiein-
halb Jahre gewartet, um diese Verpflichtung, die 
auch wir bejahen, zu erfüllen? Warum haben Sie 
denn nicht sofort zugegriffen, nachdem diese Bun-
desregierung, in deren Programm ja stand: „so 
sozial wie irgend möglich", an die Macht gekommen 
war? Warum haben Sie sich denn fast vier Jahre 
Zeit gelassen? Darauf werden Sie mir keine Ant-
wort geben können. Aber jetzt, wo wir vor der 
Wahl stehen, kommen Sie mit solchen „Großen 
Anfragen", hinter denen gar nichts steckt, und da 
kommt die bestellte Antwort des Herrn Bundes-
finanzministers, der sagt: Es tut mir sehr leid, wir 
können dem jetzigen Bundestag keinen Gesetz-
entwurf mehr vorlegen, aber wir werden im kom-
menden Bundestag die Sache zu regeln versuchen. 
— Das ist doch offenbar nichts anderes als eine 
Vertröstung der Altsparer und Altanleihe-Inhaber, 
die einmal mehr auf die Einlösung ihres Rechts-
anspruches warten sollen. 

Nun zur Sache selber. Wir sind nicht der Auf-
fassung, daß sich die Regelung dieser Frage nach 
den Gesichtspunkten vollziehen darf, die in den 
Ziffern 2 und 3 der Großen Anfrage festgehalten 
sind. Wir sind also nicht der Meinung, daß die 
Mittel für die Abdeckung dieser Verpflichtungen 
aus dem Lastenausgleichsfonds herausgenommen 
werden sollen. 

(Abg. Kunze: Wir auch nicht!) 
Wir sind ferner auch nicht der Auffassung, daß die 
Mittel in der Form beschafft werden sollen, daß 
man erneut Zugriffe auf das Vermögen der Länder 
und der Gemeinden vornimmt. Wir sind der Auf-
fassung, daß diese Bundesregierung in der Lage ist, 
diese Verpflichtungen aus Mitteln des ordentlichen 
Haushalts laufend nach und nach zu erfüllen. Wir 
bejahen den Rechtsanspruch der Altanleihe-In-
haber. Aber wir weisen das Hohe Haus und die 
Bundesregierung auf einen Tatbestand hin: Man 
kann derartige Verpflichtungen nicht realisieren, 
wenn man gleichzeitig die Kriegsvorbereitung 
finanziert. 

(Lachen und Zurufe in der Mitte.) 
Das mußte Ihnen auch an dieser Stelle und im Zu-
sammenhang mit diesem innerlich so unwahrhafti-
gen Antrag gestellt werden. Der Antrag bezweckt 
nichts anderes, als die in Frage kommenden Alt-
snarerkreise auf den Sankt-Nimmerleins-Tag zu 
vertrösten. Sie wollen ihnen ja gar nicht helfen. 
Sonst hätten Sie in den vier Jahren Zeit genug 
dazu gehabt. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Meine Verbindungen mit dem Herrn Bundesfinanz-
minister sind leider nicht so gut, wie es von Herrn 
Abgeordneten Renner erwartet wird. 

(Zuruf von der KPD: Na, na!) 
In die Genugtuung über die Bereitwilligkeit, die 
der Herr Bundesfinanzminister erklärt hat, die 
Punkte 1 und 2 unserer Großen Anfrage zu erfül-
len, mischt sich auch bei uns das Bedauern, daß er 
eine solche Vorlage diesem Bundestag nicht mehr 
unterbreiten will. Ich habe es auch bedauert, daß er 
die Begründung für die Entschädigung dieser 
Gläubiger im wesentlichen auf die Entschädigung 
der Auslandsgläubiger abgestellt hat. Die Pflicht 
besteht auch ohne die Verbindung mit den Aus-
landsgläubigern. Auch das Anmeldegesetz hätte uns 
doch schon vorgelegt werden können. Wir haben ja 
die Erfahrung beim Lastenausgleichsgesetz ge-
macht, daß man ein Anmeldegesetz viel früher 
bringen muß, um die erforderlichen Grundlagen zu 
schaffen. Ich bin mit dem Herrn Bundesfinanzmini-
ster der Meinung, daß man, wenn man diesen 
Fragenkomplex nunmehr regeln will, ihn mit all 
den anderen Entschädigungen zusammenbringen 
soll. Dabei habe ich aber ein Wort über die Demon-
tageschäden vermißt, und  ich möchte die Einbezie-
hung auch dieser Gruppen hier ausdrücklich an-
melden. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Bertram. 

Dr. Bertram (Soest) (FU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zu der Großen Anfrage stelle 
ich den Antrag: 

Der Bundestag wolle beschließen, 
die Bundesregierung wolle dem Bundestag ein 
der Großen Anfrage auf Drucksache Nr. 4305 
entsprechendes Gesetz alsbald vorlegen. 

Damit soll erreicht werden, daß diese Angelegen-
heit nicht nur deklamatorisch besprochen, sondern 
dieser Antrag auch im Hause, und zwar durch die 
Ausschüsse behandelt werden kann. 

Ich bitte, diesen Antrag, wenn er von der erfor-
derlichen Anzahl von Mitgliedern dieses Hauses 
unterstützt werden sollte, dem Ausschuß für Geld 
und Kredit zu überweisen. Die ganze Frage hat ja 
nicht nur ein sozialpolitisches, sondern ebensosehr 
ein kreditpolitisches und kapitalmarktmäßiges Ge-
sicht. Solange der Bundesfinanzminister die Hoff-
nung hat, sich auf dem Steuerweg oder, wie wir 
gleich sehen werden, auf dem Wege der Änderung 
des Ersten Überleitungsgesetzes die erforderlichen 
Gelder beschaffen zu können, und den Kapital-
markt nicht nötig zu haben, so lange wird er natür-
lich mit einer solchen Gesetzesvorlage außerordent-
lich zögern und zurückhalten. Es ist deshalb erfor-
derlich, daß er durch den Ausschuß für Geld und 
Kredit dieses Hauses darauf hingewiesen wird, daß 
alsbald eine entsprechende Vorlage erforderlich ist. 

Präsident Dr. Ehlers: Darf ich den Antrag haben, 
Herr Abgeordneter? 

(Abg. Renner: Auf Wiedersehen nach der 
Wahl!) 

Meine Damen und Herren, keine weiteren Wort-
meldungen. Sie haben den Antrag, den Herr Ab-
geordneter Dr. Bertram gestellt hat, gehört. An-
träge bei Beratung Großer Anfragen bedürfen der 
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k) Unterstützung von 30 Abgeordneten. — Dieser An-

trag wird offenbar hinreichend unterstützt. 

Es ist beantragt worden, diesen Antrag dem 
Ausschuß für Geld und Kredit zu überweisen. Darf 
ich fragen, wer für die Überweisung ist. — 

(Abg. Kunze: Lastenausgleichsausschuß 
zusätzlich!) 

— Der Ausschuß für Lastenausgleich möchte den 
Antrag zusätzlich haben. Ich nehme an, daß da-
gegen keine Bedenken bestehen. Federführend ist 
der Ausschuß für Geld und Kredit? — 

(Zustimmung.) 
— Die Überweisung ist erfolgt.  

(Abg. Renner: Weihnachten 1954 sehen wir 
uns wieder!) 

— Das ist die Frage, Herr Abgeordneter Renner, 
ob wir uns 1954 wiedersehen! 

(Heiterkeit. — Abg. Renner: Wollen Sie 
denn abgehen, Herr Ehlers?) 

— Ja sicher, gern! 
(Abg. Renner: Da würden sich aber 

einige freuen!) 
— Das verstehe ich. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Bundes-
beamtengesetzes (Nrn. 2846, 4246, zu 4246 der 
Drucksachen); Zusammenstellung der Be-
schlüsse in zweiter Beratung (Umdruck 
Nr. 921). 
(Erste Beratung: 185. Sitzung; zweite Be-
ratung: 266 Sitzung.) 

 
Die Beschlüsse der zweiten Lesung sind in  Um-. 

druck Nr. 921 zusammengefaßt worden. Damit sollte 
die Zweite und Dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über die Rechts-
stellung der in den Deutschen Bundestag gewählten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes verbunden 
werden. Wünschen Sie die Beratung dieses Ent-
wurfs mit der Beratung des Bundesbeamtengesetzes 
zu verbinden, oder soll sie nachher erfolgen? 

(Zurufe: Nachher!) 
— Nachher! Dann würden wir jetzt zunächst zur 
allgemeinen Aussprache der Dritten Beratung des 
Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes kommen. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Redezeit von 
60 Minuten vor. - Das Haus ist mit dieser Rege-
lung einverstanden. 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Bleek vom 
Bundesinnenministerium. 

Black Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wenn ich in Vertretung des erkrankten Herrn 
Bundesministers des Innern zu Beginn der dritten 
Lesung des Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes 
das Wort ergreife, so geschieht das nicht etwa, um 
zu den in der zweiten Lesung beschlossenen Ände-
rungen der Regierungsvorlage Stellung zu nehmen. 
Diese Änderungen der Regierungsvorlage sind, so 
weit sie im einzelnen auch gehen mögen, nicht 
grundlegender Art. Ich möchte aber zu Beginn 
dieser dritten Lesung den Dank der Bundesregie-
rung und namentlich des Herrn Bundesministers 
des Innern dafür zum Ausdruck bringen, daß die 

hingebende Arbeit des Beamtenrechtsausschusses 

dieses Hohen Hauses es ermöglicht hat, die umfang-
reiche Vorlage sicher durch alle Fährnisse hin-
durchzubringen und die Beratungen so rechtzeitig 
abzuschließen, daß das Plenum das Gesetz heute 
verabschieden kann. Ein besonderer Dank gilt dem 
Vorsitzenden und Berichterstatter des Ausschusses, 
Herrn Abgeordneten D r. Kleindinst. 

(Beifall.) 
Sein umfasender Bericht zeigt, wie zahlreich die 
Probleme waren, mit denen sich der Ausschuß aus-
einandersetzen mußte, und wie sorgfältig das Für 
und Wider abgewogen worden ist. 

Wenn das Gesetz verkündet ist, wird der Bundes-
tag auf eine Leistung hinweisen können, die dem 
Reichstag der Weimarer Zeit versagt geblieben ist. 
Trotz aller Vorarbeiten kam das deutsche Beamten-
gesetz erst im Jahre 1937 zustande. Auf den Rege-
lungen dieses Gesetzes, das durch das vorläufige 
Bundespersonalgesetz vom Jahre 1950 von seinen 
nationalsozialistischen Schlacken gesäubert worden 
war, konnte bei der Konzeption des endgültigen 
Bundesbeamtengesetzes weitgehend aufgebaut wer-
den. Es galt aber noch, die aus dem früheren Recht 
überkommenen, in verfassungsrechtlichem Sinn 
hergebrachten Grundsätze für die Regelung der 
Rechtsverhältnisse des Berufsbeamtentums wieder 
schärfer herauszuarbeiten. Es galt weiter, der mo-
dernen Entwicklung des Personalwesens Rechnung 
zu tragen und schließlich die Versorgung den 
finanziellen Möglichkeiten entsprechend zu ge-
stalten. 

Der Geltungsbereich des Bundesbeamtengesetzes 
erstreckt sich zwar nur auf die Bundesbeamten und 
— bis zum Inkrafttreten des Bundesrichtergesetzes 
— auf die Bundesrichter. Die versorgungsrecht-
lichen Regelungen des Gesetzes greifen aber schon 
heute weit über diesen Personenkreis hinaus. Sie 
gelten für alle Versorgungsempfänger, deren Ver-
sorgung der Bund zu tragen hat, einerlei, auf wel-
chem Rechtsgrunde diese Versorgung beruht. 

Zugleich ist das Gesetz die Grundlage für ein 
später zu erlassendes Rahmengesetz, durch das die 
seit 1945 verlorengegangene Übereinstimmung des 
Beamtenrechts in Bund, Ländern und Gemeinden 
im Grundsätzlichen wiederhergestellt werden soll. 
Damit ist keineswegs gesagt, daß etwa sämtliche 
Regelungen des Bundesbeamtengesetzes Rahmen-
regelungen werden müßten. Den besonderen Er-
fordernissen des Landes- und des Gemeinde-
dienstes wird bei der Schaffung des Rahmen-
gesetzes weitgehend Rechnung zu tragen sein. 

Besonders zu begrüßen ist es, daß die in § 78 des 
Gesetzes zu Art.  131 des Grundgesetzes vorge-
schriebene Anpassung seiner versorgungsrechtlichen 
Grundlagen an die versorgungsrechtlichen Rege-
lungen des Bundesbeamtengesetzes bereits in dem 
§ 185 a dieses Gesetzes vollzogen und damit die 
rechtzeitige Durchführung mit dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Bundesbeamtengesetzes sicher-
gestellt ist. Die unter das Gesetz zu Art. 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen brauchen sich 
nun nicht mehr hinsichtlich des für sie geltenden 
Versorgungsrechts zurückgesetzt zu fühlen. Die Be-
seitigung der noch verbleibenden Härten im Rah-
men des finanziell Möglichen wird im übrigen zu 
gegebener Zeit Aufgabe einer Novellierung des Ge-
setzes sein. 

Meine Damen und Herren! Es darf der Hoffnung 
Ausdruck gegeben werden, daß mit dieser in Zu-
sammenarbeit aller demokratischen Parteien dieses 
Hohen Hauses fertiggestellten großen gesetzgebe- 
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rischen Arbeit, die — das möchte ich auch namens 
der Bundesregierung gegenüber Äußerungen in 
der Öffentlichkeit erklären — nicht unter dem Ge-
sichtspunkt der Interessenvertretung zustande ge-
kommen ist, sondern die eine parlamentarische 
Arbeit zur Schaffung eines neuen demokratischen 
Beamtentums darstellt, eine wahrhafte Magna 
Charta für das Berufsbeamtentum im Sinne einer 
demokratischen Gestaltung dieses Fundaments des 
Staates geschaffen wird. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache der dritten Beratung. 

Herr Abgeordneter Gundelach wünscht das Wort. 
(Abg. Dr. Wuermeling: Die „Vorkämpfer" 

für das Berufsbeamtentum!) 

Gundelach (KPD): — Sie sind immer etwas vor-
laut. Sie sollten lieber schweigen und etwas mehr 
zu Ihren Worten stehen. 

(Lachen in der Mitte.) 
Meine Damen und Herren! Die KPD-Fraktion 

(Zurufe von der Mitte: Gruppe!) 
lehnt das vorliegende Beamtengesetz ab, weil es, 
wie ich bereits bei der zweiten Lesung wiederholt 
festgestellt habe, ein Gesetz der politischen Ent-
rechtung ist und dem Beamten Rechte vorenthält, 
auf die jeder Staatsbürger außerhalb des Behör-
dendienstes Anspruch hat. So beantragten wir zum 
Beispiel in der zweiten Lesung, dem § 53 folgende 
Fassung zu geben: 

Der Beamte hat das Recht, sich wie jeder an

-

dere Staatsbürger politisch zu betätigen. 
Dieser von meiner Fraktion gestellte Antrag ent-
spricht einer grundsätzlichen Forderung, die auch 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund erhoben wird. 
In einer Stellungnahme — ich verweise besonders 
darauf — des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum 
Bundesbeamtengesetz wird in der Einleitung zu 
dieser Frage unter anderem folgendes gesagt: 

Von grundsätzlicher Bedeutung ist die Frage 
der politischen Rechtsstellung der Beamten. 
Die Auffassung, daß ein parteipolitisch neutra

-

lisiertes Beamtentum möglich ist, stellt eine 
Selbsttäuschung dar. 

An einer anderen Stelle wird dann weiter gesagt: 
Das Verbot der politischen Betätigung würde 
auch einen Verstoß gegen die verfassungs

-

mäßigen Grundrechte bedeuten. Aus den glei

-

chen Gründen ist auch eine Beschränkung des 
passiven Wahlrechts grundsätzlich abzulehnen. 

Das ist also auch die Meinung des Deutschen Ge

-

werkschaftsbundes. Leider muß ich hier von dieser 
Stelle aus feststellen, daß selbst die Mehrzahl der 
im Deutschen Gewerkschaftsbund organisierten 
sozialdemokratischen Abgeordneten diesen von uns 
gestellten Antrag, der dem Beamten das volle 
gleiche politische Recht gibt wie jedem anderen 
Staatsbürger, abgelehnt hat. Wir Kommunisten 
sind nicht so leichtgläubig, anzunehmen, daß außer 
den unteren und mittleren Beamten auch die zahl

-

reichen ehemaligen aktiven Nationalsozialisten, die 
heute bereits wieder führende Positionen in Mini

-

sterien innehaben, ihren Beamtenpflichten un

-

politischh nachkommen. Insofern ist das Ge

-

setz, das hier verabschiedet werden soll, ein Gesetz, 
das sich besonders gegen die Interessen der unte-
ren und mittleren Beamten richtet. 

Aber auch in gewerkschaftlichen Fragen sind die 
Beamten nach diesem Gesetz minderen Rechts; sie  

haben nicht das Recht auf Dienstverweigerung oder 
Arbeitsniederlegung zum Zwecke der Durchsetzung 
ihrer berechtigten Forderungen. Wie notwendig 
gerade dieses Recht ist, geht aus Zuschriften des 
Eisenbahnerverbandes hervor, der in diesen Tagen 
alle Mitglieder des Hauses darauf aufmerksam ge-
macht hat, daß das hier beschlossene Gesetz zur 
Änderung des Besoldungsrechts betreffend die 
20 %ige Erhöhung der Beamtengehälter bisher auf 
die Eisenbahner keine Anwendung findet. Hätten 
die Eisenbahner das gesetzlich sanktionierte Recht 
des Streiks, dann könnten sie mit gewerkschaft-
lichen Maßnahmen ihre Forderungen gegenüber 
denjenigen durchsetzen, die dafür verantwortlich 
sind, daß ihnen die 20 %ige Gehaltserhöhung bisher 
nicht gewährt wird. 

Auch in der Frage der Arbeitszeit verstößt das 
Beamtengesetz gegen gewerkschaftliche Grund-
sätze, weil die Regelung der Arbeitszeit zu einer 
Ermessensfrage gemacht wird. 

Es kommt hinzu, daß eine so wichtige Frage wie 
die des Mitbestimmungsrechts der Beamten in allen 
sie betreffenden Angelegenheiten in diesem Gesetz 
keine Berücksichtigung gefunden hat. Ebenso ist 
es mit der Forderung der Versorgungsberechtigten 
auf eine gerechte Behandlung in der Frage ihrer 
Bezüge. 

Dem Beamten werden aber andererseits Ver-
pflichtungen auferlegt, die klar erkennen lassen, 
daß die derzeitige Regierung bemüht ist, sich mit 
gesetzlichen Maßnahmen eine Beamtenschaft zu 
sichern, die unter Zwang und ohne Widerspruch 
eine gegen die Interessen der Mehrheit unseres 
Volkes gerichtete Politik unterstützt. 

(Lachen in der Mitte.) 
— Sie lachen, Herr Wuermeling. Es ist aber doch so! 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sie reden wohl von 
der Ostzone?!) 

Wir sind uns darüber klar, daß Sie dafür eines 
Tages die Quittung bekommen. 

Im Zuge dieser Politik der derzeitigen Regierung 
sind zwei weitere Gesetze in Vorbereitung, die 
gegen die Interessen der im öffentlichen Dienst 
stehenden Personen gerichtet sind, nämlich das so-
genannte Personalvertretungsgesetz und das Treue-
pflichtgesetz. 

Es kann nicht bestritten werden, daß das Beam-
tengesetz auf dem Gebiet der Entrechtung und 
Unterwerfung der Beamten und aller anderen im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Personen ein Vor-
läufer ist. Weil das so ist, lehnen wir Kommunisten 
das vorliegende Gesetz ab. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen? — Abgeordneter Arnholz! 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit der Verabschiedung des vorlie-
genden Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes 
soll der Auftrag ausgeführt werden, den Art. 33 
Absätze 2 bis 5 des Grundgesetzes dem Gesetzge-
ber gestellt hat. Die Meinungen darüber, wie diese 
Aufgabe zu lösen ist, sind nicht einheitlich. Das 
Grundgesetz schreibt vor: „Das Recht des öffent-
lichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der her-
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu 
regeln." Über die Frage, welches die hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums seien, herrscht 
keine volle Übereinstimmung. Das scheint mir aber 
nicht von besonderer Bedeutung zu sein, da bei der 
Schaffung des Grundgesetzes nient die lückenlose 
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Beachtung oder gar Einhaltung der Grundsätze  

festgelegt, vielmehr ganz bewußt ihrer Entwick-
lung Raum gelassen worden ist. Damit hat der  
Grundgesetzgeber nicht nur eine fortschrittliche  

Tendenz verfolgt, sondern zweifellos dringenden  

Forderungen weitester Kreise unseres Volkes ent-
sprochen. Denn wenn das deutsche Volk, wie ich  

glaube, in seiner Mehrheit eine in jeder Beziehung  
einwandfreie, insbesondere unparteiische und un-
bestechliche Verwaltung am besten im Berufs-
beamtentum gewährleistet sieht, so würde es eben-
so entschieden eine Beamtenschaft ablehnen, die  
mit ihren staatspolitischen und gesellschaftlichen  

Auffassungen in mehr oder weniger weit zurück-
liegenden und, wie wir hoffen, überwundenen  

Zeiten steckengeblieben ist.  

Ebenso bejahen wir — das ist von dieser Stelle  

wiederholt festgestellt worden — ein fortschrittli-
ches Berufsbeamtentum, dessen Grundlagen aus  
dem Herkommen nach neuzeitlichen Gesichtspunk-
ten und Erfordernissen weiterzuentwickeln sind.  
Wir wünschen nicht eine Beamtenschaft, die, in ge-
sellschaftlichen Vorurteilen befangen, breitesten  
Schichten unseres Volkes fremd und ohne oder mit  

nur geringem Verständnis für ihre Sorgen und ihre  

Nöte gegenübertritt. Wir erwarten von jedem Be-
amten der Bundesrepublik, daß er sich dem Staats-
bürger, der ihm seine Not und Sorgen offenbart,  

als mitfühlender Mensch zeigt, ihm im Rahmen  

von Gesetz und Recht Helfer und Berater ist. Le-
bens- und Menschenkenntnis des Beamten und die  

Vertrautheit mit seinen Aufgaben und ihren Grund-
lagen müssen ihm Entscheidungsfreudigkeit und  
Mut zur eigenen Verantwortung, dem Vorgesetz-
ten aber Verständnis dafür geben, wenn einmal  
eine Entscheidung, die aus bester Absicht und ver-
ständlichen Überlegungen getroffen wurde, nicht  

nach jeder Richtung voll vertretbar ist. Wer in die-
ser Weise schnell handelt, ist meines Erachtens  
wertvoller und arbeitet rationeller als derjenige,  
der vor lauter Bedenken aus den Erwägungen nicht  

herauskommen würde und hilflos wäre ohne das  
früher mitunter so beliebte simile.  

Zweifellos aus solcher Unsicherheit heraus ergab  
und ergibt sich zuweilen auch heute noch Schroff-
heit und ein Hervorkehren des sogenannten Autori-
tätsstandpunkts, der in Wirklichkeit immer das  
gerade Gegenteil erreichen muß: die Vernichtung  

wahrer Autorität. Diese echte Autorität wird der  

Beamte sich erwerben, der eine notwendige Ab-
lehnung neben sachlich korrekter Begründung in  

eine höfliche Form zu kleiden weiß. Dazu gehört  

nur etwas Takt und ein wenig psychologische Schu-
lung,  die bei der Ausbildung nicht vergessen wer-
den sollte.  

Wir wollen auch nicht den Typ des Vollzugs-
beamten, der früher durch sein herrisches und  

herausforderndes Wesen den Staat in weitesten  

Kreisen des Volkes verhaßt gemacht hat. Wir ver-
langen vielmehr, daß dort, wo der Beamte dem  
Staatsbürger zur Wiederherstellung oder Aufrecht-
erhaltung von Sicherheit und Ordnung gegenüber-
tritt und er dessen Ungebundenheit in die im  
Interesse der Allgemeinheit gezogenen Grenzen ver-
weisen muß, bei aller etwa erforderlichen Be-
stimmtheit und notfalls Härte des Auftretens der  

Beamte bis zur äußerst möglichen Grenze der Höf-
lichkeit die Formen wahrt, die in einem neuzeit-
lichen Staatswesen anzuwenden sind.  

Was hier gefordert ist — und nicht Anspruch auf  

Vollständigkeit erhebt —, setzt hohe charakterliche  

und ethische Eigenschaften voraus. Diese müssen  
durch ein gleich hohes fachliches Können ergänzt  
werden. Beide, charakterliche Eignung und fach-
liche Leistungsfähigkeit, müssen die Voraussetzun-
gen für die Berufung in das Beamtenverhältnis auf  

Lebenszeit bilden.  

Die Ergänzung des Verwaltungskörpers darf aber  
nicht durch ein starres Berechtigungswesen, das  
sich ausschließlich auf bestimmte Schulzeugnisse  

stützt, auf einen je nach der Laufbahn mehr oder  

weniger eng begrenzten Personenkreis beschränkt  

werden. Eine solche Regelung im Bundesbeamten-
gesetz würde gegen die Vorschrift des Abs. 2 des  
Art. 33 des Grundgesetzes verstoßen. Daher setzen  
wir uns nach wie vor für die Wiederherstellung der  

Regierungsvorlage bezüglich der freien Bewerber  
ein. Nicht nur wir Sozialdemokraten fürchten von  
der so gut wie völligen Ausschließung freier Be-
werber, wie sie durch den Beschluß in der zweiten  
Beratung erreicht wird, eine ungesunde Ab-
kapselung der Verwaltung; vielmehr spricht man  
auch in politisch uns fernstehenden Kreisen sehr  
eindeutig von dem Kastengeist, der die Vorschläge  
der Mehrheit des Beamtenrechtsausschusses in  
dieser Beziehung formuliert habe.  

(Zuruf: Na, na, Herr Arnholz!)  

— Ich komme noch darauf! — Wir werden heute  

dem Hause durch unseren Antrag noch einmal Ge-
legenheit geben zu zeigen, ob das Abstimmungs-
ergebnis der zweiten Beratung nur ein Zufall war,  

oder ob die Mehrheit des Hauses — entgegen der  

Volksmeinung und zweifellos nicht zur Erhöhung  
des Ansehens des Berufsbeamtentums und nicht  

zur Steigerung von dessen Leistungsfähigkeit durch  

den Wettbewerb zwischen Laufbahn- und freien 
 Bewerbern — dem Kastengeist Rechnung zu  

tragen entschlossen ist.  

Es wäre auf das tiefste zu bedauern, wenn der  
erste Deutsche Bundestag in dieser für die Entwick-
lung eines neuzeitlichen Berufsbeamtenrechts wich-
tigen Frage versagen würde. Ihnen, meine Damen  

und Herren der Regierungskoalition, sei der  

Schlußsatz eines Artikels einer auf Ihrem Boden  
stehenden Zeitung ins Gedächtnis gerufen. Ich bitte  

den Herrn Präsidenten um sein Einverständnis,  
diesen Satz wörtlich zu verlesen. Er lautet:  

Mit einiger Beschämung muß verzeichnet wer-
den, daß in den Ausschußberatungen des  
Bundestages offenbar gerade die Vertreter der  

Regierungsparteien für die Abänderung des  
Regierungsentwurfs zugunsten des Kasten-
geistes eingetreten sind.  

Die deutsche Öffentlichkeit wird heute sicher mit  

großem Interesse verfolgen, wie die Regierungs-
parteien zu dem Vorschlag ihrer Regierung und ob  

die Herren Bundesminister selbst zu ihrem eigenen  
geistigen Kind, dem § 21 des Regierungsentwurfs,  
sich bekennen werden.  

Es ist bezeichnend, meine Dame und Herren der  

rechten Mitte und der Rechten dieses Hauses, daß  
fast jeder kleine Fortschritt Ihnen förmlich abge-
rungen werden muß. Ich erinnere an die Beseiti-
gung der Ausnahmebestimmungen für die ver-
heirateten Beamtinnen, an die langen Auseinander-
setzungen, die es im Ausschuß gegeben hat, um die  

Verbesserung der Vorschriften über die Arbeits-
dauer und die Verminderung der Wochenarbeits-
zeit von 48 Stunden um 8 Stunden für jeden an-
erkannten Wochenfeiertag wie über die Begrenzung  
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des Bereitschaftsdienstes. Ich muß ferner erinnern 
an die langen Auseinandersetzungen um die An-
rechnung der sogenannten Verdienstzeiten auf die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit, also um die Anrech-
nung der Zeiten, die Angehörige des öffentlichen 
Dienstes unter gewissen Voraussetzungen vor ihrer 
Berufung ins Beamtenverhältnis im Arbeiter- oder 
Angestelltenverhältnis im Dienste einer Behörde 
oder einer öffentlich-rechtlichen Betriebsverwaltung 
verbracht haben. Erinnert sei auch daran, daß 
selbst die Klarstellung, daß die Versorgungsbezüge 
entsprechend zu regeln sind, wenn die Dienstbezüge 
der aktiven Beamten infolge Veränderung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse allgemein erhöht oder 
vermindert werden, nur gegen den starken Wider-
stand der Regierung zu erreichen war und daß so-
gar eine Verbesserung der Vorschriften über die 
Einsichtnahme in die vollständigen Personalakten 
einer besonderen Aussprache bedurfte. 

(Abg. Kühn: Dieser Antrag stammt von mir!) 

— Bitte welcher? 
(Abg. Kühn: § 84 Abs. 2!) 

— Ja, das habe ich auch gar nicht bestritten. Ich 
habe nur gesagt, daß es eines besonderen Kampfes 
gegenüber den Vertretern der Bundesregierung be-
durfte. Ich habe nicht bestritten, daß der Antrag 
von Ihnen war. Ich bestätige das hier sehr gern. 
'Wir haben sehr gern diesem Antrag zugestimmt, 
wie wir auch anderen Anträgen zugestimmt haben, 
die wir von anderen haben stellen lassen, weil das 
taktisch zweckmäßiger war. Daß auch die ein-
deutige Feststellung des Rechtes der Beamten zum 
Zusammenschluß in Gewerkschaften oder Berufs-
verbänden nicht kampflos zu erlangen war, ist bei 
der „Gewerkschaftsfreundlichkeit" dieser Regierung 
für die Eingeweihten nicht verwunderlich. Als Fort-
schritt sei anerkannt, daß es uns gelungen ist zu 
gewährleisten, daß kein Beamter wegen Betätigung 
für seine Gewerkschaft oder seinen Berufsverband 
dienstlich gemaßregelt oder benachteiligt werden 
darf. 

Wir betrachten es als Voraussetzung für die Be-
rufung ins Beamtenverhältnis, daß der Bewerber 
jederzeit für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Daß 
er sich mit seiner ganzen Persönlichkeit und aus 
vollem Herzen für unsere freiheitliche Demokratie 
einsetzt, braucht nicht besonders hervorgehoben 
und begründet zu werden. 

Indem wir die oben erwähnten Verbesserungen, 
soweit wir sie nicht selbst beantragt haben, durch-
gesetzt haben, glauben wir wesentlich zur fort-
schrittlichen Gestaltung des Beamterechts beige-
tragen zu haben. Die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion erwartet, daß die Beschlüsse der 
zweiten Beratung nicht verschlechtert werden, und 
sie hofft, daß ihre zwei Änderungsanträge, die 
beide eine Wiederherstellung der Regierungsvor-
lage erstreben, angenommen werden. Dadurch, daß 
wir im Ausschuß für Beamtenrecht in dem hier 
dargelegten Sinne intensiv mitgearbeitet und die 
Entwicklung des Beamtenrechts in fortschrittlichem 
Geiste vorwärtszutreiben uns bemüht haben, haben 
wir, nicht nur nach unserer Überzeugung, im wohl-
verstandenen Interesse des Berufsbeamtentums ge-
handelt und haben darüber hinaus — und das 
werden wir auch in Zukunft in dem gleichen Geiste 
tun — auch den Verwaltungen der Bundesrepublik 
wie dem Wohl des deutschen Volkes gedient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Das Bundesbeamten-
gesetz, das zur Beschlußfassung in dritter Lesung 
vorliegt, ist nach seiner Anlage und nach dem Wil-
len des Ausschusses kein Standesrecht, sondern ein 
Staatsrecht. Es ist auch kein Versorgungsgesetz, 
sondern ein Gesetz, das die Pflichten und die Rechte 
der Beamten und ihr Rechtsverhältnis zum Staat 
im Interesse des Staates ordnet und festlegt. So 
hat der Beamtenausschuß diese seine Aufgabe auch 
aufgefaßt, und er war weit entfernt davon, hier 
Beamteninteressen den Interessen der Allgemein-
heit und des Staates im besonderen voranzustellen. 
Er ist der Ausschuß, der am wenigsten den Vor-
wurf verdienen könnte, Standes- oder Berufsinter-
essen vertreten zu haben. 

In den öffentlichen Erörterungen sind nun an-
dere Anschauungen hervorgetreten. Demgegenüber 
muß gesagt werden, daß diejenigen, die solche An-
schauungen vertreten, keine Kenntnis der Verhält-
nisse, der Arbeit und der Zusammenhänge besit-
zen. Es wäre besser gewesen, wenn die Urheber 
mancher dieser Äußerungen sich eine bessere 
staatsbürgerliche Ausbildung verschafft hätten. 

Wir haben die Pflichten der Beamten in starkem 
Maße erweitert. Herr Kollege Arnholz hat auch 
anerkannt, daß wir den Schutz des Grundgesetzes 
und der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
so weit wie nur irgend möglich vorgesehen haben. 
Wir haben weiterhin das Amtsgeheimnis allgemein 
neu gesichert. Wir haben das Wohl der Allgemein-
heit und die Rechtmäßigkeit, nicht nur die Gesetz-
mäßigkeit, als Grundlage und Richtschnur für das 
Handeln des Verwaltungsbeamten festgesetzt und 
haben ferner die Verpflichtung aufgenommen, daß 
der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver-
setzte Beamte, sobald er wieder dienstfähig gewor-
den ist, in den Dienst zurückkehren muß. Insbe-
sondere haben wir Verpflichtungen auf die Ruhe-
standsbeamten ausgedehnt und sie im Interesse der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung unter 
das Disziplinarrecht gestellt. Es ist nur ein Korre-
lat, wenn die Versorgung des Beamten in der Weise 
erfolgt, daß seine wirtschaftliche und damit innere 
Unabhängigkeit sichergestellt ist, und zwar im 
Interesse des Staates und im Interesse der Allge-
meinheit, damit er seine Aufgaben nach Gesetz 
und Recht erfüllen kann. Wir haben aber auch die 
zehnjährige Anwartschaftszeit auf das Ruhegehalt 
wiederhergestellt, weil das zur Zeit im Interesse 
des Staates und seiner Finanzen notwendig ist. 

Nun hat Kollege Arnholz gesagt, wir brauch-
ten ein fortschrittliches Beamtentum, kein Beam-
tentum, das den Staatsbürger als Untertanen be-
handle. Hier haben ihm offenbar Verhältnisse vor-
geschwebt, die uns völlig fremd gewesen sind. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir haben immer, jedenfalls solange ich im öffent-
lichen Dienst gestanden bin, gerade das Gegenteil 
für unsere Pflicht gehalten und in jeder Weise da-
nach gehandelt, ob das polizeiliche Aufgaben, Auf-
gaben der Fürsorge oder Aufgaben der Kultur-
pflege waren. Ich gebe zu, daß es nicht in allen 
Teilen Deutschlands immer so gewesen ist; aber 
ich nehme an, daß sich hierin seit 1919 eine fort-
schrittliche Entwicklung angebahnt hat. Für uns 
im Süden hat nie etwas anderes gegolten. 
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Dann ist davon gesprochen worden, wir sollten 

keinen Kastengeist pflegen. Nun, den wollen auch 
wir nicht pflegen. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Essen] : Weiß Gott 
nicht!) 

Ich glaube, auch das sind nur Gespenster, die sich 
längst in Dunst und Wolken aufgelöst haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. Dr. 
Menzel: Das stand in einer Ihrer 

Zeitungen!) 
— Das ist schon möglich, daß in den Zeitungen so 
etwas steht. 	  

(Abg. Dr. Wuermeling: Was können wir 
für die Zeitungen! — Abg. Frau Dr. 
Weber [Essen]: Das sind auch nur Zei

-

tungen!) 
Herr Kollege Arnholz hat weiter erklärt, wir 

hätten so lange über die Fragen der Arbeitszeit 
und der Vordienstzeiten bei der Bundesbahn ver-
handelt. Das ist richtig; wir haben lange darüber 
beraten, aber deshalb, weil hier neue Verhältnisse 
vorlagen, weil hier grundsätzlich Neues geschaffen 
worden ist, auch bezüglich der Unfallfürsorge. Diese 
lange Beratung war erforderlich um einer genauen 
Klarstellung willen. Wir haben uns ja sogar die 
neuen Reichsbahnanlagen in Nürnberg angesehen, 
um uns einen Eindruck zu verschaffen von den 
Fortschritten, die erzielt worden sind in bezug 
nicht nur auf die Technik, sondern auch auf das 
Beamtenverhältnis, d. h. das Aufsteigen aus dem 
Arbeiter- und Angestelltenstand in das Beamten-
verhältnis. 

(Abg. Arnholz: Und der Widerstand der 
Betriebsverwaltungen, Herr Kollege?) 

— Die Betriebsverwaltungen der Bundesbahn, Herr 
Kollege, darf ich da in Schutz nehmen; denn sie 
sind uns eigentlich mehr entgegengekommen, als 
von allen Seiten erhofft oder gar gewünscht wor-
den ist. Ich will mich sehr vorsichtig ausdrücken, 
um den Herren nicht etwa Nachteile zu bereiten. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das war aber un- 
mißverständlich!) 

Nun das berühmte Problem „andere Bewerber"! 
Ich glaube, wir haben gegenüber den anderen Be-
werbern keine Türen zugemacht. Aber wir haben 
nun einmal — ich habe das schon bei der zweiten 
Lesung ausgeführt — in den Mittelpunkt die Vor-
schrift des Berliner Beamtengesetzes gestellt, die 
uns von Ihnen (zur SPD) empfohlen worden ist 
und die wir in der ersten Ausschußlesung einstim-
mig angenommen haben. 

(Abg. Arnholz: Das habe ich das vorige 
Mal schon richtiggestellt!) 

— Nein, nein; es war genau so, Herr Kollege Arn

-

holz! In der zweiten Lesung sind dann Ihrerseits 
Bedenken erhoben worden, und dann ist die Ber-
liner Vorschrift durch Mehrheitsbeschluß von uns 
in das Gesetz hineingekommen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 
Alles andere hängt damit zusammen. Wenn man 
hier eine Masche lockert, dann löst man natürlich 
das ganze Gewebe auf. Deshalb bin ich nicht dafür, 
daß wir in der dritten Lesung eine dieser Maschen 
lockern. 

Aber wir sind absolut nicht dagegen, daß Leute, 
die aus anderen Berufen kommen, auch in die Ver-
waltung und in den Richterstand — soweit sie für 
den Richterstand die Voraussetzungen haben --
eintreten. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Ich muß jedoch auf eines hierbei aufmerksam 
machen. In der Verwaltung, und zwar in den lei-
tenden Stellen der Verwaltung, handelt es sich 
nicht nur um Rechtskenntnisse oder um wirtschaft

-

liche oder technische Fachkenntnisse, sondern es 
handelt sich um die Übersetzung dieser Kennt-
nisse in die Wirklichkeit im Staate. Dazu bedarf 
es einer umfassenden Beurteilung der Zusammen-
hänge und einer Verwaltungserfahrung, die nur 
durch eine lange Dienstzeit erworben werden kann. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Ich könnte Ihnen Beispiele nennen — ich habe es 
ja im Ausschuß getan —, aus denen hervorgeht, 
daß, lange bevor das Problem bei uns gesetzespoli-
tisch eine Bedeutung bekam, in manchen Fällen 
eine Einstellung in den öffentlichen Dienst weder 
diesen anderen Anwärtern noch dem Dienst selber 
zum Vorteil gereicht hat und daß sie sich enttäuscht 
zurückgezogen haben, weil es sich im öffentlichen 
Dienst eben um ganz andere Aufgaben als etwa 
in einem industriellen oder in einem rein techni-
schen Betrieb handelt. Das haben wir bei unseren 
Festsetzungen in Zusammenhang mit der Berliner 
Fassung hervorgehoben. 

Ich bin veranlaßt worden, hier noch einzelne 
Fragen zu behandeln, über die eine Unklarheit ent-
stehen könnte. Zunächst einmal die Frage der 
Volkswirte und ihrer Ausbildung in einer Refe-
rendartätigkeit sowie die Frage einer zweiten 
Staatsprüfung der Volkswirte. Es ist selbstver-
ständlich, daß diese Vorschrift erst angewendet 
werden kann und angewendet werden wird, wenn 
die Regelung der Referendarausbildung und eines 
zweiten Examens erfolgt ist. Auch hinsichtlich 
der Regelung der Referendarausbildung der Rechts-
wissenschaftler haben die entsprechenden Verord-
nungen immer festgelegt: „Diese Verordnung tritt 
von dem und dem Tage an in Kraft", und erst nach 
diesem Zeitpunkt werden die Referendare von der 
neuen Bestimmung über ihre Ausbildung und Prü-
fung erfaßt. Darüber besteht bei erfahrenen Ver-
waltungsbeamten gar kein Zweifel. Er besteht nur 
bei denjenigen, die die Verwaltung und die Grund-
sätze der Verwaltung nicht kennen. 

Zweitens bin ich durch Ländervertreter, die 
gestern bei uns waren, veranlaßt worden, darauf 
hinzuweisen, daß Prüfungsakten nicht Bestandteile 
der Personalakten sind. Prüfungsakten stammen 
ja aus ganz anderen Vorgängen und liegen in ganz 
anderen Registraturen. Sie sind nicht Bestandteile 
der Personalakten. 

Dann wurde ich daran erinnert, daß wir im Aus-
schuß über die Frage der Amtstitel gesprochen 
haben. Diese Frage wurde auch unter Bezugnahme 
auf das Vorbild amerikanischer Verhältnisse erör-
tert. Man hat die Frage gestellt, ob es überhaupt 
noch zeitgemäß sei, Amtstitel zu führen. Wir haben 
doch feststellen müssen, daß diese Amtstitel not-
wendig sind, erstens aus der Ordnung des Dien-
stes heraus, zweitens aus der nach außen dringen-
den Hervorhebung der Verantwortung und dann 
in Zusammenhang mit dem Besoldungsrecht. Es 
ist klar, daß niemand einen Anspruch darauf hat, 
mit dem Amtstitel in der Öffentlichkeit aufzutre-
ten oder mit ihm genannt zu werden. Niemand, der 
eine Behörde angeht, hat die Verpflichtung, den 
Amtstitel anzuwenden, auch nicht ein Beamter 
innerhalb der Behörde. 

Meine Fraktion hat einen Antrag Umdruck Nr. 
928 Ziffer 4 gestellt, die Vorschrift für Beamte im 
aktiven Dienst, bei politischer Betätigung die Mä- 
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ßigung und Zurückhaltung zu wahren, die ihnen 
mit Rücksicht auf die Interessen und Aufgaben des 
Amtes obliegt, auch auf Ruhestandsbeamte zu 
übertragen. Es sind Bedenken geltend gemacht 
worden, ob die Behandlung der Ruhestandsbeam-
ten mit ebenso starken Maßstäben gemessen wer-
den soll wie die der aktiven Beamten. Wir sind 
gern bereit, diesen Antrag zurückzustellen, bis dar-
über Einigung erzielt ist, insbesondere nachdem 
die Tendenz des Antrages bejaht wird und nur 
seine Fassung und sein Inhalt noch eine stärkere 
Konkretisierung erfordert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
Gesetz legt die Pflichten und die Rechte der Beam-
ten fest. Aber eines kann das Gesetz nicht bieten, 
was nur die Praxis bieten kann. Zunächst einmal 
das Vorbild hervorragender Beamter für den Nach-
wuchs und dessen Heranbildung, die innere Hal-
tung des Beamten und die ständige Ausdehnung 
seiner Fortbildung auf allen Gebieten. Das trifft 
nicht nur für die leitenden Beamten, sondern auch 
für die Beamten des gehobenen Dienstes zu. Nur 
auf Grund einer größtmöglichen Allgemeinbildung 
und Erfahrung ist der Beamte imstande, mit den 
Mitteln, die ihm die Gesetzgebung und die Verord-
nung bieten, das Höchste zu leisten. Deshalb bitte 
ich, die Haltung, das Vorbild leitender Beamter, 
auch solcher im gehobenen Dienst, und vor allem 
die Bedeutung der Erfahrung nicht zu übersehen; 
denn nur daraus entwickelt sich die Kunst, die in 
der Verwaltungsgeschichte große Verwaltungsmän-
ner geübt haben, deren Beispiel und Wirken ihren 
Erfolg oft auf ein Jahrhundert ausgestrahlt haben. 
So haben wir das Beamtengesetz aufgefaßt, und so 
glauben wir, daß es auch vollzogen werden muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
 

Präsident Dr. Ehlers: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache der dritten Beratung. 

Damit kommen wir zur Einzelberatung. Ich ver-
weise darauf, daß nach unserer Vereinbarung die 
Abstimmungen zur Einzelberatung und die Schluß-
abstimmung um 19 Uhr stattfinden sollen. 

Ich rufe nun die Paragraphen auf, zu denen Än-
derungsanträge gestellt sind. Zu § 7 liegt der Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 1 vor. Ich darf gleich darauf hinwei-
sen, daß sich ein Schreibfehler eingeschlichen hat. 
Der Antrag muß heißen: 

In § 7 Abs. 1 3b in der Fassung der zweiten 
Lesung wird Satz 2 gestrichen. 

Buchstabe b wird also nicht gestrichen, sondern 
Satz 2 von Abs. 1 3b. Soll zur Begründung etwas 
gesagt werden? — Herr Abgeordneter Kleindinst, 
bitte! 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe schon in der zweiten 
Lesung darauf hingewiesen, daß der Absatz, der 
hier in Frage steht, systematisch an eine andere 
Stelle gehört; er geht auch insoweit zu weit, als 
jetzt das Wort „sollen" eingefügt werden soll. Wir 
haben deshalb den Antrag gestellt, diesen Satz 
systematisch richtiger an den § 21 als Abs. 3 anzu-
fügen und ihn dort in der hier vorgesehenen Weise 
festzulegen. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich darf unterstellen, daß 
damit gleichzeitig der Antrag Umdruck Nr. 928 Zif-
fer 2 begründet ist. 

(Abg. Matzner: Zu § 7!)  

— Ich bin ja noch nicht so weit, Herr Abgeordne-
ter Matzner; nur langsam! Ich wollte erst einmal 
feststellen, daß der Antrag Umdruck Nr. 928 Zif-
fer 2 damit begründet ist. 

Zu § 7 liegt ferner ein Antrag der Fraktion der 
Deutschen Partei, Umdruck Nr. 925 Ziffer 1. vor. 

Herr Abgeordneter Farke, bitte! 

Farke (DP): Der Antrag der Fraktion der Deut-
schen Partei zu § 7 Abs. 1 Nr. 3b deckt sich mit 
dem Antrag der CDU. Es handelt sich um die 
Wiederherstellung der Ausschußfassung. Allerdings 
muß ich hier betonen, daß die Fraktion der Deut-
schen Partei nicht damit einverstanden ist, daß 
dieser Passus, dessen Anfügung an § 7 Abs. 1 
Nr. 3 b auf Vorschlag der SPD in der zweiten 
Lesung beschlossen worden ist, nun entsprechend 
dem Antrag der CDU in etwas abgewandelter Form 
an § 21 angehängt wird. Wir sind grundsätzlich der 
Auffassung, daß Angestellte ohne weiteres in das 
Beamtenverhältnis gelangen können, wenn sie den 
Laufbahnvorschriften entsprechen und die ent-
sprechenden Prüfungen ablegen. Außerdem sind in 
§ 21 ja weitgehende Ausnahmen zugelassen. Wir 
können nicht zugeben, daß hier in irgendeiner Form 
eine Masche aufgerissen wird, die das ganze System 
des Berufsbeamtentums unter Umständen zerstört. 

(Abg. Arnholz: Ihre alte Masche!) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Matz-
ner, bitte! 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben mit großem Interesse den 
Änderungsantrag der CDU/CSU gelesen und ihn 
auch hinsichtlich seiner Auswirkungen geprüft. Wir 
müssen feststellen, daß die Annahme dieses An-
trags eine Verschlechterung des in der zweiten 
Lesung beschlossenen Rechtszustandes für die An-
gestellten bedeuten würde. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Wir können auch nicht einsehen, daß die Fassung, 
die in der zweiten Lesung zu § 7 beschlossen wor-
den ist, systematisch bedenklich wäre; denn § 7 
spricht von der Begründung des Beamtenverhält-
nisses, und wir sehen nicht ein, daß eine Vorschrift 
über die Übernahme von Angestellten in das Be-
amtenverhältnis hier nicht an der richtigen Stelle 
stehen soll. Wir bitten daher, § 7 in der jetzigen 
Form bestehen zu lassen, und behalten uns vor, bei 
der Behandlung des § 21 einen Eventualantrag zu 
stellen. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich darf weiterhin folgendes berichtigen. Ich habe 
vorhin gesagt, in dem Antrag der CDU/CSU müsse 
es heißen: „Satz 2 gestrichen". Es muß, da es tat-
sächlich zwei Sätze sind, heißen: „die Sätze 2 und 
3". Ich bitte, das freundlichst vorzumerken. 

Zu § 7 keine weiteren Wortmeldungen. Dann 
schließe ich die Einzelbesprechung zu § 7. Die Ab-
stimmungen nehmen wir später vor. 

Zu § 21 ist der Antrag der CDU/CSU Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 2 bereits begründet. Weiter liegt der 
Antrag der SPD Umdruck Nr. 927 Ziffer 1 vor. 

Herr Abgeordneter Dr. Menzel! 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Antrag der sozialdemokra-
tischen Fraktion auf Wiederherstellung des § 21 der 
Regierungsvorlage ist, um das gleich vorweg klar-
zustellen, nichts über die Prinzipien und nichts über 
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die Grundlagen des Berufsbeamtentums gesagt. Der 
§ 21 in der Fassung der Regierungsvorlage berührt 
die Grundlagen des Berufsbeamtentums überhaupt 
nicht. Ich darf das, was ich im Auftrage meiner 
Fraktion bei den 'damaligen Lesungen zum vor-
läufigen Bundesbeamtengesetz gesagt und in der 
ersten Lesung dieses Gesetzes wiederholt habe, noch 
einmal bestätigen: Wir anerkennen die besonderen 
Bindungen des Staates an den Beamten und die be-
sonderen Bindungen des Beamten an den Staat. 
Wir anerkennen seine Treuepflicht, die dadurch be-
dingt ist, daß er Hoheitsaufgaben erfüllt und in 
vielen Fällen Recht zu setzen hat. Wir anerkennen 
auch die besondere Fürsorgepflicht des Staates 
gegenüber den Beamten als Äquivalent dieser 
Treuepflicht. Wir wünschten nur, daß die Dienst

-

herren, der Bund, die Länder oder die Gemeinden, 
es hierbei nicht so häufig nur bei einem theo-
retischen Lippenbekenntnis hätten bewenden lassen. 
Das alles ist unstreitig. 

Wenn wir heute die Wiederherstellung der Regie-
rungsvorlage zu § 21 mit einem solchen Nachdruck 
fordern, dann liegen die Gründe auf einem ganz 
anderen Gebiet. 

Die Exekutive ist seit je in jeder Gesellschaft das 
vitale Nervenzentrum des öffentlichen Lebens ge-
wesen. Man mag diese Übermacht der Bürokratie 
bedauern, aus vielen guten Gründen bedauern, 
aber das  schafft die Tatsache, daß es so ist, und das 
schafft die Notwendigkeit, daß wir uns mit diesem 
— und zwar einem der wichtigsten — Problem des 
Verhältnisses von Parlament und Bürokratie be-
fassen, doch nicht aus der Welt. Träger dieser Exe-
kutive ist in besonderem Maß der Beamte, dem 
damit sehr wichtige Funktionen des Staates anver-
traut werden. Aber gerade wenn dem so ist, dann 
darf man sich nicht der Erkenntnis entziehen, daß 
diese staatliche Institution, nämlich das Berufsbe-
amtentum, genau den gleichen Wandlungen unter-
liegt und unterliegen muß wie der Staat selbst, will 
diese Institution den Anforderungen des modernen 
Staates gerecht werden und nicht in eine hoffnungs-
lose Isolierung geraten. Wer aber wollte leugnen, 
daß sich der politische und geistige Inhalt des 
Staates seit der Geburtsstunde des Berufsbeamten-
tums in Deutschland und in Preußen erheblich ge-
ändert hat? Es ist ein weiter und nicht immer ge-
radliniger, es ist ein dorniger Weg, der von dem 
alten Obrigkeits- und Polizeistaat zu den modernen 
Wirtschafts-, Kultur- und Sozialwesen, von der ab-
soluten Monarchie zu einer demokratischen Repu-
blik geführt hat. 

Diese grundlegenden Änderungen im Wesen un-
seres Staates konnten natürlich auch an der Ent-
wicklung des Beamtentums nicht vorbeigehen. Was 
noch vor Jahrzehnten Ausfluß militärischer Kate-
gorien oder Vorrechte war, ist längst untergegan-
gen, wenn ich von einigen ewig Gestrigen einmal ab-
sehe. Wo gibt es heute noch eine Verwaltung, die 
wie in der Zeit der absoluten Monarchie nur auf 
königlichen Reskripten, Kabinettsordern oder Er-
lassen beruht? Bürger und Staat, einst zwei sich 
gegenüberstehende Faktoren, sind heute doch weit-
gehend eine Einheit geworden oder sollten es wenig-
stens sein. So sieht der Beamtenkörper in seinem 
Aufbau, in der Herkunft der einzelnen Männer und 
Frauen, die zu diesem Beamtenkörper gehören. 
mit Recht und Gott sei Dank ganz anders aus als 
noch vor fünfzig oder hundert Jahren. Wer von uns 
wollte leugnen, daß sich das nur zugunsten der 
Beamtenschaft und, was noch wichtiger ist, vor 
allem auch zugunsten des Staates ausgewirkt hat? 

Aber lassen wir einmal alle Theorie beiseite und 
schauen wir uns doch in der Praxis um! Denken 
Sie bitte an die zunehmende Betätigung der öffent-
lichen Hand auf vielen Gebieten der Wirtschaft, 
denken Sie vor allem an die gemeindlichen Be-
triebe, sei es in der Form von Handelsgesellschaf-
ten oder Regiebetrieben, denken Sie an die Ver-
kehrsunternehmungen oder an die Energiewirt-
schaft! All diese Unternehmungen sind doch nicht 
möglich ohne die Anregungen und Impulse von 
Menschen aus dem freien Erwerbsleben. Denken 
Sie ferner an die Männer und Frauen, die wir in 
den letzten Monaten für die neuen europäischen 
Gemeinschaften, wie z. B. für die Montan-Union, 
nötig gehabt haben und auch künftig noch nötig 
haben werden. Hat da jemand nach Laufbahnricht-
linien fragen können? Wollen Sie denn diejenigen 
Deutschen, die in diesen Einrichtungen als Beamte 
einen schweren Stand haben, als Beamte zweiter 
Kategorie ansehen? Das hieße doch ihre Arbeits-
kraft von vornherein lähmen. 

Schon das alte Reichsfinanzministerium oder auch 
das preußische Finanzministerium — seinerzeit unter 
einem der besten preußischen Finanzminister, die 
wir hatten, Herrn Höpker-Aschoff — hatte Männer 
aus diem Bankleben und aus der Wirtschaft herein-
geholt, um über die Kreditgewährung der öffent-
lichen Hand und über die Bewilligung von Bürg-
schaften an industrielle Unternehmungen ent-
scheiden zu können. 

Ich habe Herrn Kollegen Kleindinst in einem 
Zwischenruf auf das  Düsseldorfer „Handelsblatt" 
hingewiesen, ein Organ der Regierungsparteien, das 
unter dem 4. Mai 1953 unter der Überschrift „Be-
rufsbeamtentum mit Kastengeist?" unter anderem 
folgendes ausführt, was ich mit Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten kurz verlesen darf. Das Düssel-
dorfer „Handelsblatt" schreibt zu diesem Thema: 

Zum anderen ist aber einzuwenden, welch auch 
finanziell günstige Wirkungen gerade an ent-
scheidenden Stellen durch das Hereinnehmen 
von hervorragenden Außenseitern erzielt wer-
den können. Jeder, der die Verhältnisse bei-
spielsweise im Wirtschaftsministerium oder im 
Ernährungsministerium oder an sonst ent-
scheidender Stelle der Bundesregierung kennt, 
weiß, wie häufig der deutschen Wirtschaft und 
damit dem deutschen Staat durch die Arbeit 
erster Experten Millionen- und Milliardenbe-
träge gewonnen wurden. 

Wäre übrigens der Herr Bundesfinanzminister 
nicht sehr glücklich, z. B. Wirtschaftsprüfer aus der 
Praxis draußen hereinnehmen zu können, die ihm 
einmal verraten würden, wie man am besten eine 
Steuerbilanz aufbaut? Er müßte nur die Gehälter 
für solche Leute bezahlen dürfen. Oder nehmen Sie, 
um in dem Bereich des Herrn Bundesministers des 
Innern zu bleiben, einmal zwei seiner Einrichtun-
gen, das Bundesverfassungsschutzamt oder das Bun-
deskriminalamt mit den erforderlichen Chemikern, 
Technikern, Apothekern, Naturwissenschaftlern 
und dergleichen. Für die moderne Verbrechens-
bekämpfung brauchen wir doch eine mühselig auf 
umfangreicher wissenschaftlicher Grundlage aufge-
baute Arbeit. Ohne sie ist eine moderne Kriminal-
polizei überhaupt nicht denkbar. Wäre es nicht ein 
bedauerlicher und gefährlicher Rückschritt gegen-
über den modernen Kriminalpolizeien in den übri-
gen Ländern, wenn wir keine Männer aus der 
freien Wissenschaft aufnehmen könnten? Aus wel-
chen Gründen hat denn Herr Dr. Lehr seinerzeit 
einen nicht unbekannten Kriminalwissenschaftler 
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Schweden geholt, -um den Grundstein für das neue 
Bundeskriminalamt zu legen? 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 

Doch nicht, weil er gegen das Berufsbeamtentum 
auf dem Gebiete der Kriminalpolizei war, sondern 
ganz einfach deshalb, weil er einen solchen freien 
Bewerber brauchte! 

(Abg. Arnholz: Sehr gut!) 

Die Beispiele ließen sich beliebig vermehren, ja so-
gar für den Bereich des Herrn Bundesjustizmini-
sters Dr. Dehler, der vor noch nicht allzu langer 
Zeit hier im Plenum die Juristen seines Hauses ge-
radezu als Künstler des Rechtes bezeichnete. Nun, 
die Eigenschaft eines Künstlers erwirbt man nicht 
durch die Erfüllung von Laufbahnrichtlinien. Das 
ist eine angeborene Eigenschaft, und sie entfaltet 
sich zumeist doch erst im freien Kampf der Kräfte 
draußen. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

Und wenn Sie schließlich noch an das Arbeits-
ministerium mit seinen großen Aufgaben auf dem 
Gebiete der Sozialpolitik denken, so müssen Sie 
doch zugeben, daß diese Aufgaben geradezu gebie-
terisch die Berücksichtigung von Männern und 
Frauen fordern, die nicht nur in den Amtsstuben 
die Erfahrung haben sammeln können und in ihnen 
groß geworden sind, sondern die sich draußen, in 
dem rauhen, wirklichkeitsnahen Leben der sozialen 
Arbeit, sei es in den Fabriken, sei es im Gemeinde

-

leben, ihre Kenntnisse erworben haben. 

Das, meine Damen und Herren, sind die Gründe, 
deretwegen wir Sie bitten, § 21 der Regierungsvor-
lage wiederherzustellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, es ist noch Ziffer 1 des Antrags Umdruck 
Nr. 930 zu begründen. Das Wort hat der Abgeord-
nete Naegel. 

Naegel (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben schon in der zweiten 
Lesung hinsichtlich der Möglichkeit, auch Außen-
seiter in die Beamtenlaufbahn zu übernehmen, den 
Versuch unternommen, einige Änderungen durch-
zusetzen. Leider sind unsere Anträge in der zweiten 
Lesung nicht durchgegangen, da sich nicht die not-
wendige Stimmenzahl dafür fand. Ich darf mir 
deshalb erlauben, namens der Mitunterzeichner des 
Umdrucks Nr. 930 diese Anträge zu wiederholen 
und zunächst zu § 21 in gleicher Weise, wie es der 
Herr Vertreter der Opposition getan hat, bean-
tragen, daß die Vorlage der Regierung wiederher-
gestellt wird. 

Es ist zu manchem, was der Herr Kollege Dr. 
Menzel gesagt hat, in vollem Umfang ja zu sagen. 
Auch wir sind der Meinung, daß besonders die 
Fachressorts, die noch keinen eigenen Unterbau 
haben und dementsprechend auch noch keine eigene 
Ausbildungsmöglichkeit für den Nachwuchs be-
sitzen, darauf angewiesen sind, aus der freien Wirt-
schaft fachlich vorgebildete Menschen in ihre Arbeit 
mit zu übernehmen. Es geht aber nicht nur um den 
Nachwuchs; es geht auch um die Herstellung einer 
Brücke zwischen der Verwaltung der Ministerien 
und der Wirtschaft selbst. Das gilt insbesondere für 
das Wirtschaftsministerium, aber auch für das Ar-
beitsministerium, für das Ministerium für Ernäh

-

rung, Landwirtschaft und Forsten, für das Finanz-
ministerium, für das Ministerium für den Marshall-
plan und einige andere Ressorts. 

Darf ich mir erlauben, Herr Präsident, auch 
gleich die anderen Punkte zu begründen? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ja, bitte schön! 

Naegel (CDU): Da unser Antrag auf Umdruck 
Nr. 930 das gesamte Problem der Außenseiterher-
einnahme berührt, darf ich mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten auch die weiter von uns in dieser An-
gelegenheit gestellten Anträge begründen; zunächst 
den Antrag auf Wiederherstellung der Fassung der 
Regierungsvorlage des § 24, wie sie dort unter 
§ 23 verankert ist. Es liegt ein dringendes Bedürf-
nis vor, doch auch die Einstufung so zu gestalten, 
daß einmal den Belangen der Laufbahnbeamten 
klar Rechnung getragen wird, daß aber anderer-
seits bei Entscheidungen des Bundespersonalaus-
schusses im Falle der Ablehnung die Möglichkeit 
gegeben ist, eine Entscheidung der Bundesregie-
rung anzurufen. Wir glauben, daß diese von uns 
aufgestellte Forderung berechtigt ist, damit nicht 
einseitige Entscheidungen des Bundespersonalaus-
schusses rechtskräftig werden und die letzte Ent-
scheidung darstellen. Wir stellen diese Forderung 
auch deshalb, weil man ja doch wohl mit Recht an-
nehmen darf, daß sich dieser Bundespersonalausschuß 
überwiegend — wenn nicht ausschließlich — aus 
Laufbahnbeamten zusammensetzt, und weil es nach 
demokratischer Auffassung richtig ist, wenn dann 
auch die Außenseiter entsprechend vertreten wer-
den oder aber die Möglichkeit haben, gegen diese 
Entscheidung des Bundespersonalausschusses im 
Ablehnungsfall die Entscheidung der Regierung, 
des Kabinetts anzurufen. 

In gleicher Weise sind wir der Meinung, daß wir 
im Zuge dieser Überlegungen dann den § 107 
streichen sollten. Ich weiß, daß dies ein umstrittener 
Punkt ist und daß auch in den Diskussionen, die bis-
her innerhalb und außerhalb der Ausschüsse und 
der Fraktionen geführt wurden, Divergenzen der 
Meinungen aufgetreten sind. Durch die Verabschie-
dung des Gesetzes zu Art. 131 des Grundgesetzes 
sind Vorkehrungen getroffen worden, daß die Zeit-
berechnung von sechs Jahren je  Beförderung die 
Grundlage für die weiteren Entwicklungen dar-
stellt. Nun ist der Gedankengang wohl klar zu er-
sehen, daß man die in dem 131er-Gesetz verankerte 
Zeitbestimmung in das Beamtengesetz übernehmen 
will. Wir sind der Meinung, daß man diese Über-
legung ganz klar und offen aussprechen muß, und 
wir sind der Auffassung, daß man dieses Prinzip 
nicht übernehmen sollte, sondern daß man den § 107 
streichen sollte, und zwar selbst auf die Gefahr hin, 
daß sich daraus Konsequenzen in Form einer etwa 
notwendig werdenden Änderung des Gesetzes zu 
Art. 131 des Grundgesetzes ergeben könnten, die 
wir dann nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ohne 
§ 107 logischerweise schnell in Angriff nehmen 
müßten. Wir meinen, daß der Beförderungsschnitt 
nicht nur — wie es durch den Antrag der SPD in 
der zweiten Lesung schon erreicht worden ist — 
für die bereits im Dienst befindlichen Beamten 
nicht mehr gelten sollte, sondern wir sind der 
Meinung, daß er auch für die Zukunft 'ausgespart 
werden sollte. Durch die Annahme des Antrags der 
SPD in der zweiten Lesung über die Nichtanwen-
dung dieser Bestimmung auf die bereits im Dienst 
befindlichen Beamten ist bereits der Grundsatz 
durchbrochen, so daß hier keine Grundsatzfrage 
neu aufgeworfen wird. Es soll lediglich das, was 



13130 	Deutscher Bundestag — 267. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 2. Juni 1953 

(Naegel) 
für die bereits im Dienst befindlichen Beamten gilt, 
auch für die in Zukunft hinzukommenden Außen-
seiter in Kraft treten. 

Der Punkt 4 unseres Antrags bezieht sich auf den 
§ 175 und behandelt das Problem, dem auch mein 
Herr Vorredner bereits einige Gedanken gewidmet 
hat. Bei den Ausbildungsgängen für Sozialwissen-
schaftler, Finanzwissenschaftler, Betriebswissen-
schaftler und andere Gruppen war bisher keine 
Referendarzeit und keine zweite Staatsprüfung vor-
gesehen. Wir sind der Meinung, es sollte mit Rück-
sicht auf die von mir genannten Gruppen und viel-
leicht auch noch mit Rücksicht auf andere Per-
sonen, die aus der Ausbildungsstätte der technischen 
Hochschulen in die Beamtenlaufbahn kommen, eine 

Übergangsregelung getroffen werden. Wir bean-
tragen, einen § 175 a folgenden Wortlauts einzu-
fügen: 

Solange für Bewerber noch keine gesetzlichen 
Vorschriften über die Ableistung eines Vorbe-
reitungsdienstes und die Ablegung einer 
zweiten Staatsprüfung bestehen (§ 19 Abs. 1 
Nm. 3 und 4), können diese unter den Voraus-
setzungen des § 19 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 zur 
Laufbahn des höheren Dienstes zugelassen 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte 
Sie, unseren Anträgen auf Umdruck Nr. 930 in den 
einzelnen Punkten zuzustimmen, und ich bitte den 
Herrn Präsidenten, nachher punktweise abzu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Begrün-
dung des Antrags Umdruck Nr. 931 hat der Ab-
geordnete Matzner. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe vorhin schon angekündigt, 
daß wir, falls in § 7 die Streichung der möglichen 
Überführung der Angestellten ins Beamtenverhält-
nis erfolgt, sozusagen einen Zusatzantrag z um An-
trag der CDU/CSU stellen, den Sie in Umdruck 
Nr. 931 lesen können. Ich habe mir vorhin auch er-
laubt, darauf hinzuweisen, daß dieser Antrag der 
CDU/CSU gegenüber dem Beschluß in der zweiten 
Lesung eine Verschlechterung darstellt. Wir haben 
deshalb diesen Antrag in  der in Umdruck Nr. 931 
vorliegenden Form nach zwei Richtungen hin er-
weitert. Einmal wird grundsätzlich ausgesprochen, 
daß Angestellte berücksichtigt werden sollen, wenn 
sie sich im öffentlichen Dienst durch eine entspre-
chende Tätigkeit in den letzten drei Jahren als be-
fähigt erwiesen haben. Das ist die grundsätzliche 
Feststellung. In Erweiterung dieser Bestimmung 
wiederholen wir die bereits in der zweiten Lesung 
zu § 7 beschlossene Fassung: 

Angestellte, die mindestens 10 Jahre im öffent-
lichen Dienst tätig waren und das 40. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, können 

— so hatten wir es damals konzediert; nicht 
sollen —, 

sofern eine entsprechende Planstelle zu beset-
zen ist, auf ihren Antrag in das Beamtenver-
hältnis überführt werden, das der von ihnen 
in den letzten drei Jahren ausgeübten Tätig-
keit entspricht. Künftige Beförderungen sind 
von der Ablegung der vorgeschriebenen Prü-
fung abhängig. Abs. 2 Satz 1 findet sinngemäß 
Anwendung. 

Wir glauben, daß der Antrag hinsichtlich des 
Prinzips und der Konzedierung einer Kann-Be

-

stimmung so gefaßt ist, daß er dem Willen des Ho-
hen Hauses, den es in der zweiten Lesung bekun-
det hat, entspricht, und hoffen, daß das Haus diese 
endgültige Fassung zugunsten der Angestellten 
übernimmt. 

Erlauben Sie mir noch, daß ich zu den Ausfüh-
rungen des Herrn Kollegen Farke Stellung neh-
me, der sich vorhin grundsätzlich gegen die Über-
nahme der Angestellten gewandt, diese Einstel-
lung allerdings mit der Erklärung etwas beschö-
nigt hat, daß seine Partei selbstverständlich auch 
dafür sei, daß Angestellte in das Beamtenverhältnis 
übernommen werden könnten. 

(Abg. Arnholz: Das glaubt er selbst nicht!) 
Wer die Verhandlungen im Beamtenrechtsausschuß 
kennt, weiß, was hinter diesen Worten 
steht. Wir möchten alle, die die Angestellten des 
öffentlichen Dienstes in irgendeiner Weise hier zu 
berücksichtigen gewillt sind, bitten, die Anträge 
der Deutschen Partei auf absolute Streichung ab-
zulehnen und unserem Antrag auch in der dritten 
Lesung ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Damit sind sämtliche 
Anträge zu § 21 begründet. 

Wir kommen zu § 36. Herr Abgeordneter Matz-
ner, begründen Sie den Antrag Umdruck Nr. 927 
Ziffer 2? 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bezüglich des Antrags auf Umdruck 
Nr. 927 Ziffer 2 kann ich mich auf die Ausfüh-
rungen berufen, die ich in der zweiten Lesung im 
Plenum gemacht habe. Inzwischen hat die CDU/ 
CSU-Fraktion einen teilweise gleichlautenden An-
trag vorgelegt, nämlich den, in Nr. 1 die Worte 
„und Ministerialdirektoren" anzufügen. Danach 
können also auch diese in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt werden. Ich habe namens meiner 
Fraktion zu erklären, daß wir unseren Antrag zu-
gunsten des CDU-Antrags zurückziehen, d. h. auf 
die Anfügung der Worte „und Bundesanwälte" in 
Nr. 5 verzichten. Bei Verzicht auf diese Worte wäre 
also unser Antrag gleichlautend mit dem der CDU/ 
CSU. 

Ich bitte das Hohe Haus, dies zur Kenntnis zu 
nehmen und für die Abstimmung vorzumerken. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten um die Erlaub-
nis, ganz kurz etwas zu dem Änderungsantrag zu 
§ 24 auf Umdruck Nr. 930 sagen zu dürfen, damit 
kein Mißverständnis entsteht. Der § 24 war früher, 
d. h. in der Regierungsvorlage, § 23. Es würde jetzt 
eine Verschlechterung erreicht, weil wir in der zwei-
ten Lesung das Wort „dürfen" durch „sollen" er-
setzt, also eine etwas weichere Form gewählt ha-
ben. Durch den Bundespersonalausschuß können 
Ausnahmen zugelassen werden. Ich möchte erklä-
ren, daß der größere Teil meiner Fraktion hier auf 
der Beschlußfassung der zweiten Lesung beharrt. 
Wir haben dem Bundespersonalausschuß — und 
das ist durch die gesamten Beratungen über das 
Bundesbeamtengesetz gegangen — eine recht starke 
Stellung einräumen wollen. Wir sind nicht der 
Meinung, daß wir in diesem Falle die Bundesre-
gierung sozusagen als Schiedsrichter oder überge-
ordnete Instanz über den Bundespersonalausschuß 
setzen sollten. Deswegen werden wir dem Antrag 
auf Umdruck Nr. 930 Ziffer 2 nicht zustimmen. 

(Abg. Kühn: Zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zur Geschäftsordnung 
Herr Abgeordneter Kühn! 
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KUhn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben soeben die Begründungen der 
verschiedenen Änderungsanträge zu § 21 gehört. 
Es ist bisher aber keine Gelegenheit gewesen, zu 
den Änderungsanträgen Stellung zu nehmen. Man 
ist nämlich sogleich zu den Änderungsanträgen zu 
§ 36 übergegangen. Ich würde es für gut halten, 
wenn diejenigen Abgeordneten, die zu den einzel-
nen Änderungsanträgen der einzelnen Paragraphen 
etwas zu sagen haben, gleich zu Worte kämen, so-
bald diese Änderungsanträge begründet sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke schön! Sie 
haben vollkommen recht. Ich hatte nur angenom-
men, daß kein Bedürfnis zur Diskussion dieser 
Änderungsanträge bestehe, da sich niemand zum 
Wort gemeldet hat. Ich scheine mich aber geirrt zu 
haben. 

Wir kehren daher zurück zu § 21. Ich bitte um 
Wortmeldungen zu den gestellten Anträgen. — 
Niemand  meldet sich zum Wort. 

(Heiterkeit.) 
Dann ist die Beratung über § 21 geschlossen. 

Der Änderungsantrag auf Umdruck Nr. 927 
Ziffer 2 zu § 36 ist zurückgezogen. 

Antrag Umdruck Nr. 928 Ziffer 3. Wird der An-
trag besonders begründet, Herr Dr. Kleindinst?. — 
Er  wird nicht besonders begründet, wird aber auf-
rechterhalten. Wird hierzu das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Damit ist die Beratung 
über § 36 abgeschlossen. 

§ 39. Hierzu Antrag Umdruck Nr. 929 Ziffer 1. 
Wer begründet diesen Antrag? — Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Meitinger. 

 
Dr. Meitinger (FU): Herr Präsident! Meine 

Damen und Herren! In Abs. 1 des § 45 ist die Mög-
lichkeit, einen wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzten Beamten nach Besserung 
seines Gesundheitszustandes wieder in das Beam-
tenverhältnis zu berufen, insofern eingeschränkt 
worden, als sie nach Ablauf einer Frist von fünf 
Jahren seit der Versetzung in den Ruhestand nur 
mit Zustimmung des Beamten wahrgenommen 
werden kann. Der Beamte soll nach Ablauf dieser 
Frist von fünf Jahren die Gewißheit haben, daß 
eine nach der Versetzung in den Ruhestand be-
gründete Veränderung seiner Lebensverhältnisse 
nicht mehr durch die ihm obliegende Verpflichtung 
zur Rückkehr in das Beamtenverhältnis beeinflußt 
wird. Dadurch soll eine Härte vermieden werden. 

Beamte, die vor Inkrafttreten des Bundesbeam-
tengesetzes in den Ruhestand versetzt worden sind, 
d. h. die ihre Lebensverhältnisse zu einem Zeit-
punkt änderten, wo ihnen die Möglichkeit einer 
späteren Wiedereinberufung nach § 39 bzw. § 45 
gegen ihren Willen gar nicht bekannt sein konnte, 
muß dies besonders hart treffen, wenn sie einen 
zu ihrem früheren Beamtenverhältnis artfremden 
Beruf gewählt haben. Durch die begehrte Ände-
rung soll diese Härte einigermaßen abgemildert 
werden. Am ehesten gerecht würde dieser Situation 
eine Änderung des § 176 Abs. 2 Ziffer 1 dergestalt, 
daß § 45 Abs. 1 und § 103 keine Anwendung fin-
den. Diejenigen, zu deren Schutz aber § 45 Abs. 1 
und § 103 in § 176 Abs. 2 Ziffer 1 eingefügt worden 
sind, sind die mehreren und gleich schutzbedürftig. 

Mit Rücksicht hierauf wurde der Weg der Ände-
rung des § 39 beschritten. Ich bitte das Hohe Haus, 
meinem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird das Wort zu 
diesem Antrag gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Beratung über § 39 geschlossen. 

Wir kommen zum nächsten Änderungsantrag, 
der zu § 76 gestellt ist. — Umdruck Nr. 928 Ziffer 
4. Wer begründet den Antrag? — Das Wort hat 
Herr Abgeordneter .Dr. Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Ich möchte mich hier auf 
die Erklärung beschränken, daß wir ja diesen Antrag 
zurückgestellt haben, bis wir uns, nachdem wir 
über die Tendenz einig sind, über den konkreten 
Inhalt noch verständigt haben. Ich möchte deshalb 
jetzt von einer Begründung absehen und nur das 
noch einmal klarstellen, was ich schon vorhin vor-
getragen habe. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Aber der Antrag 
bleibt eingebracht? 

(Abg. Dr. Kleindinst: Ja, er bleibt 
eingebracht!) 

Wird das Wort hierzu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Beratung über § 76 abge-
schlossen. 

Der nächste Änderungsantrag ist zu § 103 ge-
stellt. Umdruck Nr. 928 Ziffer 5. Herr Abgeordne-
ter Dr. Kleindinst, wollen Sie den Antrag be-
gründen? 

(Abg. Dr. Kleindinst: Nicht begründen! — 
Abg. Matzner: Bitte, Herr Präsident!) 

— Das Wort hat der Abgeordnete Matzner. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auch hier konnten wir nicht wissen, 
daß ein derartiger Antrag im Plenum vorliegen I 
wird, und deshalb müssen wir zu diesem Antrag 
Stellung nehmen und einen Änderungsantrag hier-
zu stellen, indem wir vorschlagen, zu sagen: 

In § 103 Abs. 2 Satz 2 werden nach § 111 a 
die Worte eingefügt „und § 112". 

Es handelt sich hier nur darum, daß im Antrag 
der CDU eine Ausnahme für öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften bzw. deren Schulen gemacht 
werden soll. Wir sind der Meinung, wenn diese 
Ausnahme gemacht wird, kann sie nur unter der 
Voraussetzung gemacht werden, daß auch das nicht 
als öffentlicher Dienst gelten kann. Das war im 
Ausschuß nie ein Streitpunkt. Wenn man hier die 
Ausnahme macht, dann muß man sie auch bei allen 
anderen Bewerbern nach § 112 vorsehen, und des-
wegen muß der ganze § 112 im § 103 angeführt 
werden. Das heißt also, daß auch die ruhegehalts-
fähige Dienstzeit auf die Wartezeit angerechnet 
werden muß. Sie wissen, daß wir im § 151 fest-
gelegt haben, daß diese Einrechnung bei der Über-
nahme erfolgen soll. Der Dienstherr und der Be-
werber, der ein anderer als ein Laufbahnbewerber 
ist, haben es also in der Hand, zu dieser Frage 
noch einmal persönlich Stellung zu nehmen unter 
dem Grundsatz, was angerechnet werden soll. 
Wenn der Dienstherr und der Nicht-Laufbahnbe-
werber die Entscheidung treffen, ob der Betref-
fende in den öffentlichen Dienst gehen wi ll, und 
wenn die in Frage kommende Zeit nach beider-
seitigem Übereinkommen einmal eingerechnet ist, 
dann muß es auch auf die sogenannte Wartezeit 
angerechnet werden. Deswegen stellen wir diesen 
Erweiterungsantrag, wie ich ihn eben vor Ihnen 
zitiert habe. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Matzner, am besten doch wohl in der Form, daß 
Sie beantragen, in Umdruck Nr. 928 Ziffer 5 die 
Worte „Nr. 1 b" zu streichen? 

(Abg. Matzner: Ja!) 
Wird das Wort dazu gewünscht? — Herr Abge-
ordneter Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Die Frage, die der Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU zum Inhalt hat, hat ja 
im Ausschuß und in der zweiten Lesung schon eine 
Rolle gespielt. Ich muß mitteilen, daß der Ausschuß 
eine dreimalige Eingabe, die gemacht worden ist, 
einstimmig abgelehnt hat. In der zweiten Lesung 
hat sich der Bundestag auch nicht auf den Stand-
punkt gestellt, der hier im Antrag enthalten ist. 
Aber nun den ganzen § 112 einzubeziehen—Rechts-
anwälte, Verwaltungsrechtsräte, Beamte oder 
Notare, dann den öffentlichen Dienst in einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen öffent-
lichen Einrichtung und besonders auf wissenschaft-
lichem, künstlerischem, technischem oder wirt-
schaftlichem Gebiet —, würde doch zu weit gehen. 
So weit können wir nicht mitgehen. Wir haben 
den Antrag gestellt, weil wir angenommen haben 
und in dieser Annahme bestärkt worden sind, daß 
er eine breite Zustimmung finde. Ich bitte, daß der 
weitergehende Antrag nicht zur Annahme kommt, 
sondern lediglich der, den die Fraktion der CDU/ 
CSU gestellt hat. Ich möchte mich auf diesen Be-
richt beschränken. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen zu diesem Punkt? — Herr Abgeordneter 
Matzner. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Dr. Kleindinst hat be-
tont, daß sie nicht so weit gehen können, das auf 
den § 112 auszudehnen. Wenn man eine derartige 
Feststellung macht, so muß man auch sagen, was 
hier das Zuweitgehen bedeutet. Es bedeutet nichts 
anderes — ich muß es noch einmal wiederholen —, 
als daß die bei der Einstellung in beiderseitiger 
Absprache festgestellte Dienstzeit in die Wartezeit 
eingerechnet werden kann; und das muß man dem 
Mann, der vom Dienstherrn gebraucht wird, doch 
zubilligen können. Wir haben ja außerdem auch 
eine gewisse Ausnahme in § 177 Abs. 11 gemacht. 
Also ist diese Ausnahme, die hier gemacht werden 
soll, durchaus. gerechtfertigt. Ich möchte ausdrück-
lich feststellen, daß diese Anrechnung ja nach 
unserem Willen, nach Ihrem Beschluß in der 
zweiten Lesung sehr beschränkt ist; denn bei diesen 
— gegenüber den öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften — kann nur die Hälfte angerechnet 
werden. Außerdem besteht doch eine Begrenzung 
auf zehn Jahre. 

Deswegen möchte ich Sie nochmals dringend 
bitten, unserem Antrag zuzustimmen. Ich glaube, 
daß Sie ihm, nachdem Sie nun die materielle Aus-
wirkung dieser Sache kennen — das heißt, daß eine 
festgestellte Anrechnung dann auch für die Warte-
zeit eingerechnet wird —, unter diesem Gesichts-
punkt wohl die Zustimmung geben können. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schröter. 

Schröter (Berlin) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Wir werden bei der Entscheidung über 
diese Fassung doch ein wenig zurückgehen müssen 
auf das, was im Ausschuß vorgegangen ist. Herr 

Abgeordneter Kleindinst hat hier auf diese Dinge 
hingewiesen. Aber ich glaube, es ist etwas ver-
gessen worden: die Beratung über den § 103. Bei 
der Beratung dieses Paragraphen haben wir sehr 
eindeutig festgelegt, was wir wollten. Ich wundere 
mich zu hören, daß von seiten der Regierungsver-
treter, die uns im Ausschuß beraten haben, plötzlich 
eine andere Auffassung dahingehend vertreten 
wird, daß den Betreffenden, die in § 112 genannt 
sind, ihre Zeit auf die Wartezeit nicht eingerechnet 
werden soll. Erinnern Sie sich, meine Damen und 
Herren, der doch etwas sehr ausgedehnten Debatte 
über die Fassung des § 103 Abs. 2. Da haben wir 
ausdrücklich die Formulierung „einzurechnen" und 
nicht „anzurechnen" gewählt. Wir haben mit dem 
Regierungsvertreter — wenn ich mich nicht irre, 
war es wohl Herr Dr. Anders vom Innenministe-
rium — sehr genau über diese Frage diskutiert 
und dann also die neue Formulierung gebracht. 
Das Wort „einzurechnen" würde seinen Sinn völlig 
verlieren, wenn wir das jetzt etwa nicht anrechnen 
wollten. Wir wurden dahin beschieden, daß selbst-
verständlich alle Betroffenen damit rechnen können. 

Nachher wurde nur noch eine besondere Debatte 
über den § 111 a geführt; wir hielten es nämlich für 
nötig, auf diesen Paragraphen zu verweisen, weil 
es sich dort um Arbeiter handelt, die nachher ins 
Angestelltenverhältnis übernommen werden. Dan-
kenswerterweise ist Herr Dr. Kleindinst auf diese 
Frage schon im besonderen eingegangen. Wir haben 
die Dinge sehr sorgfältig geprüft und glauben, für 
die Auslegung diese Handhabe bieten zu können. 
Jetzt aber wird umgekehrt der Schluß daraus ge-
zogen: Weil § 111 a genannt wird, werden die 
anderen ausgeschlossen. Das ist nicht der Sinn. Des-
halb wird es nötig sein, wenn schon von der Re-
gierungsseite keine Klarheit über die Auslegung 
und die Beantwortung, die sie uns hat zuteil 
werden lassen, geschaffen wird, den § 112 hier zu 
nennen. 

Ich glaube, meine Ausführungen haben etwas zur 
Klarstellung beigetragen, und die Dinge sind so 
deutlich angesprochen, daß wir eine einwandfreie 
Stellungnahme dazu erwarten dürfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weiter Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist die Beratung zu 
§ 103 und § 107 abgeschlossen. 

(Abg. Dr. Menzel: Was sagt die Regierung 
dazu?) 

Soeben wird mir ein Antrag Umdruck Nr. 932 
der Fraktion der Föderalistischen Union zu § 106 
und gleichzeitig zu § 112 übergeben. Das Wort zur 
Begründung beider Anträge hat der Abgeordnete 
Dr. Reismann. 

Dr. Reismann (FU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unsere beiden Anträge zu § 106 
und zu § 112 haben den Zweck, die Benachteiligung 
der freien Berufe, insbesondere der Rechtsanwälte 
und Notare, die in den öffentlichen Dienst treten, 
auszugleichen. In § 112 tritt diese Benachteiligung 
noch viel deutlicher als in § 106 in Erscheinung. 

Die Übernahme von Personen, die bisher nicht im 
Staatsdienst gestanden haben, als Beamte in den 
öffentlichen Dienst ist doch deshalb vorgesehen, um 
damit wertvolle Kräfte mit neuen Gesichtspunkten 
in den Behördenbetrieb hineinzubringen. Dieser 
§ 112 sieht jedoch geradezu wie dazu gemacht aus, 
solche Leute abzuschrecken. Herr Kleindinst hat 
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eben gesagt, es sei beabsichtigt gewesen, keine 
Türen zuzuschlagen. Aber hier werden sie zuge-
schlagen! Wertvolle Kräfte können Sie jedenfalls 
nicht kriegen, wenn Sie bei völlig gleichwertiger 
Vorbildung und bei gleichartiger bisheriger Be-
schäftigung die darin verbrachte Arbeitszeit nur 
zur Hälfte „und in der Regel nicht über 10 Jahre 
hinaus", wie es dann heißt, anrechnen. Was hat das 
für einen Sinn? Der Dienst, die Arbeit ist gleich-
wertig! die Erfahrungen, die dafür gesammelt wur-
den, sind gleich wertvoll; die Vorbildung ist die-
selbe gewesen. Was denkt man sich dabei, wenn 
man hier ausgerechnet die Rechte der Rechtsan-
wälte so einschränkt, nicht aber alle anderen, die 
aus ganz anderen Berufen mit weniger wertvollen 
und gleichartigen Erfahrungen und mit anderer 
Vorbildung kommen? Was hat man sich eigentlich 
dabei gedacht? 

Es besteht jedenfalls die Möglichkeit, daß man 
sich im Ausschuß — ich gehöre dem Ausschuß 
leider nicht an — gesagt hat: die haben bis dahin 
gut verdient. Wollen wir einmal für einen Augen-
blick unterstellen, daß das der Fall gewesen ist! 
Dann würden wir das, anders ausgedrückt, als Neid-
komplex betrachten müssen. Ein solcher Neidkom-
plex gäbe dann Anlaß, sie schlechter als andere Be-
werber und Anwärter auf das öffentliche Amt zu 
behandeln. So etwas dürfte doch nicht gelten, so 
etwas dürfte doch nicht durchziehen! Wenn es aber 
so wäre, dann könnten zu den gut Verdienenden 
doch nur die gerechnet werden, die sich auch im 
freien Berufsleben bewährt und ihren Mann be-
sonders gut gestanden haben. Sonst wären sie näm-
lich nicht bei denen, die sich besser als die Beamten 
ständen. Wenn man  die aber haben will, darf man 
sie nicht abschrecken. Bei der Übernahme von 
Leuten aus diesen Berufen ist doch wohl nicht dar-
an gedacht, die Leute, die nicht zurecht gekommen 
sind, die schlechter weggekommen sind, zu versor-
gen, sondern daran, wertvolle Kräfte für den 
öffentlichen Dienst zu gewinnen. Aber dann muß 
man sich eben gefallen lassen, sie gleichwertig zu 
behandeln. 

Zum andern: Ist es denn richtig, daß in den freien 
Berufen so viel mehr verdient wird, so daß man 
glauben könnte, sie seien abgegolten und hätten 
die volle Anrechnung nicht nötig? Das im gegen-
wärtigen Augenblick zu sagen, ist eigentlich grotesk, 
nachdem zwei Währungsreformen im Laufe einer 
Generation alle Vermögen und alle Ersparnisse ver-
nichtet haben; bei denen, die allerdings noch nicht 
alt genug sind, kommt nur die zweite Währungs-
reform in Frage. Aber was allein schon mit dem 
Krieg und seinen Folgen zusammenhängt, ist auch 
für diese schlimm genug. 

Doch sehen wir uns einmal die Statistik der freien 
Berufe an, vor allem der Rechtsanwälte, um die es 
sich hier ja in erster Linie handelt! Die Notare, so-
weit sie staatliche Beamte sind, fallen aus; das gilt 
für den Süden. Soweit sie im freien Beruf sind, wie 
das in Westfalen der Fall ist, spielt es aber auch bei 
ihnen eine Rolle. Nach den statistischen Erhebun-
gen sind diese Berufe in ihren Einkünften keines-
wegs so gestellt, daß diese Annahme richtig und die 
Begründung durchschlagend wäre. Nur 5 % von 
ihnen haben ein überdurchschnittliches Einkommen, 
etwa 20 % befinden sich in einer mittleren Einkom-
menslage — die aber auch keineswegs besser ist als 
die eines gleichrangigen Beamten —, und 70 % er-
reichen nicht einmal das Einkommensniveau von 
Facharbeitern und qualifizierten Handwerkern. Ich 
will es mir versagen, auf persönliche Erfahrungen 

in meiner Bekanntschaft zurückzugreifen und auf 
die zu verweisen, die kaum das Existenzminimum 
erreichen, so daß sie noch ihre Familienangehörigen 
in Arbeit bringen müssen. Wenn man also so argu-
mentiert, man könne diese Leute schlechterstellen, 
weil sie bisher gut verdient hätten, dann ist das 
eine völlig ungerechtfertigte Argumentation. 

Aber eine solche Annahme läßt sich auch auf 
keine andere Art und Weise begründen. Wenn man 
tüchtige und wertvolle Kräfte gewinnen will — 
auch unter den schlecht verdienenden Angehörigen 
des Anwaltsstandes, der bekanntlich stark über

-

setzt ist, sind wertvolle Kräfte, zumal solche, die 
nach ihrer verwaltungsmäßigen Eignung und ihren 
juristischen Fähigkeiten nicht gerade typische An-
waltsnaturen sind —, darf man sie nicht abschrek-
ken, sondern dann muß man sie begünstigen. Man 
darf nicht Leute, die von anderen Berufen in den 
öffentlichen Dienst kommen, so schlecht behandeln; 
eine Ausnahmevorschrift ist hier keineswegs be-
rechtigt. Deswegen beantragen wir, diese Aus-
nahmevorschrift zu streichen. Dasselbe gilt für Per-
sonen, die aus wissenschaftlichem, künstlerischem, 
technischem oder wirtschaftlichem Gebiet besonders 
qualifiziert und mit besonderen Fachkenntnissen 
ausgestattet sind. Auch für diese besteht kein Grund 
zur Benachteiligung. Außerdem, ich kann mir nicht 
helfen, macht es auch rein optisch einen schlechten 
Eindruck, alle Personen ausgerechnet dieser beiden 
Kategorien schlechter zu behandeln. 

Wir beantragen deswegen, in § 106 Abs. 1 Satz 2 
hinter den Worten „gleichwertiges Amt" die Worte 
einzufügen: „oder als Rechtsanwalt oder Notar". 
Ferner beantragen wir, in § 112 Abs. 1 die Worte 
„die Zeit zu Nr. 1 a und 3 jedoch höchstens bis zur 
Hälfte und in der Regel nicht über zehn Jahre 
hinaus" zu streichen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hierzu hat 
der Abgeordnete Dr. Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Reis-
mann hat gefragt, was wir uns bei der Beratung 
des § 112 wohl gedacht haben. Dieser § 112 ist ja 
nicht neu. Er geht zurück auf die Erfahrungen einer 
langen Zeit und ist aus früheren Gesetzen, wie sich 
aus einem Vergleich des Entwurfs und des Aus-
schußbeschlusses ergibt, lediglich übernommen wor-
den. Aber dem § 112 liegt folgender Gedanke zu-
grunde: Ruhegehaltsfähige Dienstzeit gibt es nur 
im öffentlichen Dienst, und Ruhegehalt wird auch 
nur für die Tätigkeit im öffentlichen Dienst ge-
währt. Lediglich bei der Übernahme einzelner An-
wärter kann man, um ihnen entgegenzukommen, 
einen Teil der früheren Zeit ihrer Tätigkeit in die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit noch mit hineinrech-
nen. Aber jede vorherige Dienstzeit außerhalb des 
öffentlichen Dienstes anzurechnen, würde doch be-
deuten, daß Ruhegehälter für eine Zeit gezahlt 
werden, in der die Arbeit außerhalb des öffent-
lichen Dienstes und ohne Beziehung zum öffent-
lichen Dienst geleistet worden ist. 

Wenn davon gesprochen worden ist, daß sich die 
Einkommensverhältnisse verschlechtert haben, so 
muß ich — so bedauerlich es ist — aber doch darauf 
hinweisen, daß es nicht die Aufgabe des Bundes-
beamtengesetzes ist, das auszugleichen. 

(Abg. Dr. Reismann: Soll es ja auch nicht!) 

Das Bundesbeamtengesetz ist nicht ein Aufwer-
tungsgesetz in diesem Sinne. 
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Nun kommt eine sehr wesentliche Bemerkung, die 

ich machen muß. Man übt ständig Kritik an dem 
öffentlichen Aufwand für die Verwaltung und für 
das Beamtentum. Wenn es sich aber darum han-
delt, sich im einzelnen Fall die Vorteile des Ge-
setzes zunutze zu machen, oder wenn es sich darum 
handelt, das Gesetz auch noch auf einzelne Stände 
auszuweiten, da gibt es keine Bedenken mehr über 
den öffentlichen Aufwand! 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Wenn Kritik am öffentlichen Aufwand geübt wird, 
so muß ich sagen, daß wir Kritik auch daran üben 
müssen, das Gesetz für Fälle auszuweiten, für die 
es nicht vorgesehen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arnholz. 

Arnholz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen, die der Herr Kol-
lege Dr. Kleindinst zu Umdruck Nr. 932 Ziff. 2 be-
züglich der Anrechnung gemacht hat, gehen doch an 
der Tatsache vorbei, daß es sich bei all diesen Fäl-
len der Anrechnung nur um Ausnahmefälle han-
delt. Sie gehen ferner an der Tatsache vorbei, daß 
wir gegenüber der früheren Rechtslage nunmehr 
in § 151 Abs. 2 den Satz 2 eingefügt haben, der die 
Absicht verfolgt, bereits bei der Einstellung eines 
solchen Bewerbers die Entscheidung darüber zu 
treffen, ob und in welchem Maße Anrechnungen 
erfolgen. Denn der § 112 enthält ja eine Kann-Be-
stimmung. Nach früherem Recht war es so, daß die 
Entscheidung über die Anrechnung erst in dem 
Zeitpunkt erfolgte, in dem der betreffende Beamte 
in den Ruhestand trat. Dadurch, daß diese Ent-
scheidung jetzt in den Zeitpunkt des Eintretens des 
Bewerbers verlegt wird, hat es die Verwaltung voll-
kommen in der Hand zu entscheiden, in welchem 
Maße sie anrechnet und ob sie überhaupt anrechnet. 
Der Bewerber hat seinerseits dann natürlich die 
Entscheidungsfreiheit, zu sagen: Das, was mir an-
geboten wird, genügt mir nicht, und infolgedessen 
komme ich nicht. 

Es handelt sich, wie gesagt, um Ausnahmefälle; 
insofern geht die Begründung des Herrn Kollegen 
Kleindinst an den Tatsachen vorüber. Es kann sich 
hier  gar  nicht darum handeln, daß in sehr wesent-
lichem Maße eine Ausweitung der Pensionslasten 
entsteht, sondern es handelt sich hier nur um Aus-
nahmefälle, um Bewerber, auf deren Einstellung 
die Verwaltung in ganz besonderem Maße aus den 
Gründen, die im Verlauf der Diskussion wiederholt 
angeführt worden sind, besonderen Wert legt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Reismann. 

Dr. Reismann (FU): Ich möchte dem Herrn Ab-
geordneten Kleindinst nur kurz folgendes erwidern. 
Natürlich dreht es sich hierbei nicht darum, daß 
ein Ausgleich für Vermögensverluste stattfinden 
soll. Das kommt ja gar nicht in Frage, davon habe 
ich auch nicht gesprochen. Es dreht sich lediglich 
um die Frage, ob man einen Mann, der Beamter 
werden soll, vorbelasten soll mit dem Einkommen, 
das er nicht gehabt oder nicht behalten hat. Das ist 
die Sache, und alle Ausführungen, die Sie gemacht 
haben, verehrter Herr Kollege Kleindinst, stellen 
keine Rechtfertigung dafür dar, daß man hier für 
die Anwälte eine Ausnahme macht. Denn Sie sagen 
ja nichts dagegen, daß die Personen nach 1 b und 

nach 2 des § 112 besser behandelt werden als diese. 
Sie haben vielleicht im öffentlichen Dienst gar nicht 
gearbeitet, sie haben z. B. im Dienst der Kirchen 
gearbeitet, nicht im Dienste des Staates. Sie haben 
jedenfalls nicht die Dienste der Körperschaften in 
Anspruch genommen, die ihnen das ruhegehalt-
fähige Dienstalter gewähren, die also für die Pen-
sion aufkommen sollen. Das ist eben das Wesent-
liche dabei, daß Sie eine bewußte Zurücksetzung 
einer bestimmten Berufsschicht, eines bestimmten 
Standes hervorrufen, der die gleiche Vorbildung 
hat — während bei den anderen nicht die gleiche 
Vorbildung vorliegt —, der bisher sogar die gleiche 
Arbeit geleistet hat, nur von einer anderen Seite 
her. Das veranlaßt mich, einmal darauf aufmerk-
sam zu machen, daß gerade die Arbeit des Anwaltes 
Dienst am Recht ist, wenn auch für Private. Das 
Recht des Privaten ist für den Staat genau so wich-
tig wie das Recht des Staates. Würde das Recht der 
Privaten mit Füßen getreten wie in der Hitlerzeit, 
dann sähen wir, wohin der Staat in seiner Gesamt-
heit kommt. Die Wahrnehmung des Rechts der 
Privaten als Aufgabe der Anwälte verdient auch 
dadurch anerkannt zu werden, daß man sie hier 
nicht zurücksetzt. Dasselbe gilt auch bei der Ver-
waltung; denn auch gegenüber der Verwaltung darf 
in der Bürgerschaft nicht das Gefühl der Ohnmacht, 
der Verlassenheit aufkommen. Hier wird von die-
sem Stande eine öffentliche Funktion erfüllt. Die 
Anwälte treten mit gleicher Vorbildung, mit 
gleicher Erfahrung in den Beamtenberuf ein, 
und sie sollen dann schlechter behandelt wer-
den als die ebenfalls Berufsfremden, die in 
den Beruf aufgenommen werden sollen, die 
sich aber mit weniger geeigneter Vorbildung und 
Erfahrung für diese Zwecke zur Verfügung stellen. 
Das ist eine Zurücksetzung, die — ich kann mir 
nicht helfen, Herr Kollege Kleindinst, trotz aller 
Ihrer Ausführungen — entweder auf Neidkom-
plexen oder auf einer anderen Voreingenommen-
heit beruht, die auszuräumen ich mich hier bemühe. 
Ich bitte Sie deshalb dringend: steuern Sie der Un-
gerechtigkeit, die sich hier anbahnt, und stimmen 
Sie für unsere Änderung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Dann ist die Beratung der 
§§ 106 und 112 abgeschlossen. Für § 169 sind zwei 
Änderungsanträge angekündigt. 

(Zuruf: § 107!) 
— § 107 ist schon begründet. 

(Abg. Kühn: Ich wollte zuerst § 169 be

-

gründen!) 
Zu § 107 sind die Anträge begründet. Ich habe um 
Wortmeldungen gebeten; es hat sich niemand zum 
Wort gemeldet. Ich habe die Beratung abge-
schlossen. 

§ 169; zunächst Umdruck Nr. 926. Das Wort zur 
Begründung hat Herr Abgeordneter Schröter. 

(Abg. Schröter [Berlin]: Nein!) 
Wer begründet dann? 

(Zurufe: Abgeordneter Baur!) 
- Das ist ein anderer Antrag. 

(Abg. Kühn: Es ist derselbe Antrag!) 
— Es ist derselbe? Gut, dann erteile ich Ihnen das 
Wort. 

Kühn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe ebenfalls, auch namens meiner 
politischen Freunde, den Antrag gestellt, den § 169 
in der Fassung des Ausschusses wiederherzustellen. 
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(Kühn) 
Herr Kollege Dr. Weber — ich bedaure, daß er im 
Augenblick nicht da ist — hat sich in der zweiten 
Lesung zur Begründung seines Antrags, für die 
vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten den 
ordentlichen Rechtsweg vorzusehen, in erster Linie 
auf Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes berufen; der 
ordentliche Rechtsweg entspreche den hergebrach-
ten Grundsätzen des Berufsbeamtentums, nach 
denen das Recht des öffentlichen Dienstes zu regeln 
sei. 

Diese Behauptung ist aber nicht zutreffend. Es 
entspricht lediglich den hergebrachten Grundsätzen, 
daß der Rechtsweg vor unabhängigen Gerichten er-
öffnet wird; 

(Abg. Schröter [Berlin]: Sehr richtig!) 
Art. 129 Abs. 1 Satz 4 der Weimarer Verfassung 
lautet denn auch nur: „Für die vermögensrecht-
lichen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg 
offen". 

(Abg. Schröter [Berlin] : So ist es!) 
Zur Zeit der Weimarer Verfassung kam allerdings 
ein anderer als der ordentliche Rechtsweg nicht in 
Frage, da es außer den ordentlichen Gerichten 
keine unabhängigen Rechtsprechungsorgane gab. 
Das hat sich seit 1946 — ich habe das schon in der 
zweiten Lesung ausgeführt — grundlegend ge-
ändert. Nunmehr steht für alle öffentlich-recht-
lichen Streitigkeiten der Rechtsweg vor den unab-
hängigen Verwaltungsgerichten zur Verfügung. 
Daß die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten zu diesen öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten gehören, ist — auch in der Wissenschaft — 
ohne jeden Streit. Alle Staatsrechtslehrer und nam-
hafte Zivilprozeßlehrer haben sich daher dafür aus-
gesprochen, die vermögensrechtlichen Ansprüche 
der Beamten in den Verwaltungsrechtsweg zu ver- 
weisen. Ich möchte ausdrücklich daran erinnern, 
daß der Stuttgarter Juristentag 1951 mit überwäl-
tigender Mehrheit einen entsprechenden Beschluß 
gefaßt hat. Im übrigen stellt sich das Problem des 
Rechtswegs für die vermögensrechtlichen An-
sprüche der Beamten nicht so sehr als ein verfas-
sungsrechtliches und wissenschaftliches als ein emi-
nent praktisches Problem dar. 

(Abg. Schröter [Berlin]: Sehr gut!) 
Diese Seite der Angelegenheit ist von dem Kolle-
gen Dr. Weber und meinem Fraktionskollegen Dr. 
Schneider in ihren Ausführungen nur ganz neben-
bei erörtert worden. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Leider!) 
Es handelt sich dabei um die zwingende Notwen-
digkeit, eine „Doppelspurigkeit" zwischen dem 
ordentlichen Rechtsweg für vermögensrechtliche 
Ansprüche der Beamten und dem Verwaltungs-
rechtsweg für Anfechtungsklagen zu vermeiden. 
Diese Doppelspurigkeit hat es bis zur Einführung 
der Generalklausel in der Verwaltungsgerichts-
barkeit im Jahre 1946 nicht gegeben. Bis dahin 
waren die beamtenrechtlichen Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden von keinem Gericht nach-
prüfbar. Es gab nur die Rechtsprechung der Zivil-
gerichte über vermögensrechtliche Ansprüche. Die-
ses Bild hat sich seit 1946 grundlegend geändert. 
Nunmehr kann der Beamte jeden Verwaltungsakt, 
wie z. B. die Festsetzung des Besoldungsdienst-
alters oder die Entlassung aus nicht disziplinar-
rechtlichen Gründen, mit der verwaltungsgericht-
lichen Klage anfechten. Daneben kann er wegen 
seiner vermögensrechtlichen Ansprüche das Zivil-
gericht anrufen. Das führt zu folgenden sehr un-
erfreulichen Ergebnissen. 

Einmal liegt die Grenze zwischen der Anfech-
tungsklage gegen einen beamtenrechtlichen Ver-
waltungsakt und der Klage über einen vermögens-
rechtlichen Anspruch nicht eindeutig fest. Der 
Schwerpunkt aller vermögensrechtlichen Ansprüche 
des Beamten liegt praktisch bei der öffentlich-
rechtlichen Vorfrage der Rechtmäßigkeit des Ver-
waltungsaktes. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr richtig!) 

Damit der Beamte die Klagefrist nicht versäumt, 
falls er von einem Gericht wegen Unzulässigkeit 
des Rechtsweges abgewiesen wird, muß er notge-
drungen häufig beide Zweige der Gerichtsbarkeit 
zu gleicher Zeit anrufen. Dabei muß er in Kauf 
nehmen, mit einer der beiden Klagen kostenpflich-
tig abgewiesen zu werden. 

Außerdem muß fast jedes angerufene Verwal-
tungs- oder Zivilgericht zunächst zeitraubende 
Untersuchungen darüber anstellen, ob die Klage 
nicht zu dem andern Zweig der Gerichtsbarkeit ge-
hört; die berühmte Frage der Zuständigkeit! Die 
Gerichte werden dadurch unnötig belastet und die 
Prozesse in die Länge gezogen. 

Schließlich bildet sich bei den Zivilgerichten und 
den Verwaltungsgerichten in beamtenrechtlichen 
Fragen eine unterschiedliche Rechtsprechung her-
aus, die zu einer Rechtsunsicherheit und zu neuen 
unnötigen Prozessen führt. 

Alle diese überflüssigen Erschwerungen der 
Rechtsprechung können nur dadurch überwunden 
werden, daß die wohlüberlegte Vorlage des Beam-
tenrechtsausschusses wiederhergestellt und der 
Verwaltungsrechtsweg auch für die vermögens-
rechtlichen Ansprüche der Beamten eröffnet wird. 
Der Beamte weiß dann eindeutig, bei welchem 
Zweig der Gerichtsbarkeit er sein Recht zu suchen 
hat, der lästige Zuständigkeitsstreit der Gerichte 
fällt weg, und es bildet sich nur noch eine ständige 
Rechtsprechung in Beamtenfragen. Daß die Ver-
waltungsgerichte zu dieser Rechtsprechung in der 
Lage sind und daß sie die gleiche Unabhängigkeit 
wie die Zivilgerichte besitzen, ist heute eine un-
umstößliche Tatsache. Ein Zwischenruf des Kolle-
gen Dr. Wuermeling und meine Ausführungen in 
der zweiten Lesung haben dies ja schon besonders 
unterstrichen. 

Der Rechtsschutz für den Beamten ist beim Ver-
waltungsgericht noch dadurch stärker als beim 
Zivilgericht, daß die Anfechtungsklage gegen den 
Verwaltungsakt, z. B. die Entlassung mit Entzie-
hung des Gehalts, aufschiebende Wirkung hat. 
Diese aufschiebende Wirkung kann zwar von der 
Behörde aus Gründen des öffentlichen Interesses 
beseitigt werden; das Verwaltungsgericht kann aber 
in diesem Falle auf Antrag des Beamten die Wie-
derherstellung der aufschiebenden Wirkung be-
schließen. 

Die vom Kollegen Dr. Weber behauptete Doppel-
spurigkeit in der Verschiedenheit der Rechtswege 
bei Bundes- und Länderbeamten tritt ganz in den 
Hintergrund. Einmal haben neuere Landesbeam-
tengesetze, wie das Berliner, bereits den Verwal-
tungsrechtsweg vorgesehen. Außerdem wird in ab-
sehbarer Zeit die gleiche Regelung wie für die 
Bundesbeamten im Wege eines Rahmengesetzes 
nach Art. 75 des Grundgesetzes für die übrigen 
Beamten getroffen werden können. Dieses Bundes-
gesetz würde die letzten Reste der etwa noch in 
der Frage des Rechtsweges bestehenden Doppel-
spurigkeit beseitigen; es würde auch entgegenste-
hende Vorschriften der Länderverfassungen auf- 
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(Kühn) 
heben. Die Länder sind gewillt — und das möchte 
ich besonders hervorheben —, diesen Weg mit-
zugehen; das beweist ein Beschluß des Bundesrates, 
der beim ersten Durchgang den Verwaltungsrechts-
weg für die vermögensrechlichen Ansprüche der 
Bundesbeamten empfohlen hat. Den Ländern ist 
es so ernst mit ihrem Anliegen, daß sie sich dem 
Vernehmen nach sogar zur Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses entschließen werden, 

(Hört! Hört! bei der CDU) 

falls nicht das Hohe Haus die Entscheidung der 
zweiten Lesung in der dritten Lesung revidiert und 
der Ausschußvorlage folgt. 

Meine Damen und Herren, ich erwähne das nicht 
etwa aus dem Grunde, um damit irgendeinen be-
sonderen Druck auszuüben; aber es ist doch wich-
tig, daß bei dieser Gelegenheit die Stellungnahme 
des Bundesrates hier vorgetragen wird. 

(Abg. Mellies: Das sagt der Finanzminister 
auch!) 

Der Verwaltungsrechtsweg sieht auch, entgegen 
der Behauptung des Kollegen Dr. Weber, eine un-
eingeschränkte Revision an das Bundesverwal-
tungsgericht vor, so daß die Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung gewährleistet bleibt. Denn die Kla-
gen auf Grund von vermögensrechtlichen An-
sprüchen der Bundesbeamten sind stets gegen eine 
oberste Bundesbehörde zu richten. Sobald aber 
eine solche am Verfahren als Partei beteiligt ist, 
muß das Oberverwaltungsgericht die Revision an 
das Bundesverwaltungsgericht zulassen. 

Ebensowenig spricht die örtliche Lage der Ge-
richte gegen den Verwaltungsrechtsweg. Denn auch 
im ordentlichen Rechtswege wäre stets das für den 
Sitz der obersten Bundesbehörde zuständige Land-
gericht anzurufen, das für den Kläger keineswegs 
leichter erreichbar ist als das zuständige Verwal-
tungsgericht. Im Zeitalter unserer Verkehrstechnik 
sollte man solche Gründe nicht zur Ablehnung eines 
Paragraphen, der uns außerordentlich wichtig er-
scheint, heranziehen. 

Kein Argument gegen den Verwaltungsrechts-
weg für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten ergibt sich endlich daraus, daß die Zivil-
gerichte nach Art. 34 des Grundgesetzes über Scha-
densersatzklagen wegen Amtspflichtsverletzung 
eines Beamten, sogenannte Amtshaftungsklagen, 
und im Zusammenhang damit über den Rückgriff 
gegen den schuldigen Beamten zu entscheiden 
haben. Die Amtshaftungsklage berührt nur das 
Verhältnis eines durch die Handlung eines Beam-
ten in seinen Rechten verletzten Dritten zum Staat 
und die Rückgriffsklage die Abwälzung des auf 
Grund einer solchen Klage geleisteten Schadens-
ersatzes auf den Beamten. Von beiden Ansprüchen 
könnte ausschließlich der Rückgriffsanspruch mit 
einem sonstigen vermögensrechtlichen Streit zwi-
schen Beamten und Dienstherren kollidieren. Es 
gehört schon einige Phantasie dazu, derartige Bei-
spiele zu konstruieren. Die Zahl der im Klagewege 
geltend gemachten Rückgriffsansprüche ist ohne-
hin minimal. Daß etwa der Beamte selbst einen 
Amtshaftungsanspruch gegen den Staat mit der 
Begründung erhöbe, ein anderer Beamter habe die 
ihm gegenüber bestehende Amtspflicht verletzt, 
kommt ernstlich überhaupt nicht in Frage. Früher 
sind solche Versuche im materiellen Ergebnis er-
folglos unternommen worden, weil gegen die Ver-
waltungsakte selbst nicht vorgegangen werden 
konnte. Heute unterliegen alle diese Akte der ver

-

waltungsgerichtlichen Nachprüfung, so daß der 
Beamte, wenn er sich in seinen Rechten beeinträch-
tigt glaubt, die Akte im Verwaltungsrechtswege 
anfechten wird. 

Ich fasse zusammen: Das Hohe Haus steht hier 
vor einer grundsätzlichen Entscheidung. Läßt man 
den ordentlichen Rechtsweg für die vermögens-
rechtlichen Ansprüche der Beamten bestehen, so 
bedeutet dies eine Verewigung des völlig unhalt-
baren Zustandes der Spaltung des Rechtsweges für 
einheitliche Tatbestände. Denn es wird sobald keine 
Gelegenheit mehr kommen, die einmal getroffene 
Entscheidung zu revidieren. Ich beantrage deshalb, 
auch namens des größten Teils meiner politischen 
Freunde, die Ausschußfassung wiederherzustellen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Hohe Haus hat in zweiter Lesung, wie es im Pro-
tokoll heißt: „mit überwiegender Mehrheit", den 
Antrag, die Regierungsvorlage und damit den 
ordentlichen Rechtsweg für die vermögensrecht-
lichen Ansprüche der Beamten wiederherzustellen, 
angenommen. Ich glaube nicht, daß in den inzwi-
schen vergangenen drei Wochen überzeugende und 
überwiegende Gründe aufgetreten sind, die uns 
Veranlassung geben sollten, die damals getroffene 
Entscheidung heute wieder abzuändern. Ich war 
leider nur zum Teil in der Lage, die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Kühn anzuhören. Er hat sich 
mit meinen Ausführungen aus der zweiten Lesung 
auseinandergesetzt, und ich bin nicht davon über-
zeugt worden, daß irgendeines der von mir vorge-
brachten Argumente hier widerlegt worden sei. Ich 
kann im großen und ganzen auf das verweisen, 
was ich in der zweiten Lesung ausgeführt habe, 
und möchte Ihnen nur noch einmal die Argumente 
kurz zusammengefaßt vorführen. 

Ich habe zunächst darauf verwiesen, daß in Art. 
33 Abs. 5 des Grundgesetzes bestimmt ist, daß das 
Recht des öffentlichen Dienstes unter Berücksich-
tigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs-
beamtentums zu regeln ist, und habe Sie darauf 
verwiesen, daß schon jetzt der ganz überwiegende 
Teil der Rechtsprechung sowohl wie auch der 
Rechtslehre auf dem Standpunkt steht, daß zu den 
hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamten-
tums auch der ordentliche Rechtsweg gehöre, und 
habe Ihnen das daran klargemacht, daß ich Ihnen 
gesagt habe, zur Einführung des ordentlichen 
Rechtsweges sei es deshalb gekommen, weil man 
dem Beamten bereits damals eine Garantie habe 
geben wollen, daß er auch für seine Ansprüche 
gegen seinen Dienstherrn, seine vorgesetzte Be-
hörde einen völlig unabhängigen Richter finden 
könnte. 

Ich verkenne durchaus nicht, daß in der Struk-
tur und der Stellung der Verwaltungsgerichte in 
den letzten Jahren eine grundlegende Änderung 
eingetreten ist und die Verwaltungsgerichte jetzt 
auch gegenüber den Behörden unabhängig sind, 
genau wie das ordentliche Gericht. Es ist ja hier 
schon mehrfach ausgeführt worden, daß es an sich 
bedauerlich ist, daß wir überhaupt im Grundgesetz 
diese Spaltung der Rechtsprechung festgelegt 
haben, und daß es eigentlich zu begrüßen wäre, 
wenn eine Einheitlichkeit in der Rechtsprechung 
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Platz griffe, so daß man sich schlechthin an das 
Gericht wenden könnte und das Gericht dann sach- 
und fachgemäß besetzt wäre. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Sehr richtig!) 

Aber nachdem es einmal so geschehen ist, werden 
wir uns ernstlich die Frage zu stellen haben, ob 
wir nicht gegen den Art. 33 Abs. 5 des Grund-
gesetzes verstoßen, wenn wir jetzt von der beste-
henden Regelung — Garantie des ordentlichen 
Rechtsweges für vermögensrechtliche Ansprüche — 
abgehen. 

Ich habe Sie weiter darauf 'hingewiesen, daß in 
einer Reihe von Länderverfassungen bereits zwin-
gend der ordentliche Rechtsweg für die Ansprüche 
der Länderbeamten vorgesehen ist, z. B. in der 
bayerischen Verfassung, in der württembergischen 
Verfassung und in der badischen Verfassung. In 
einer Reihe von Verfassungen ist also bereits zwin-
gend der ordentliche Rechtsweg vorgeschrieben, 
und wenn Sie den jetzigen Zustand abänderten 
und für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Bundesbeamten den Verwaltungsrechtsweg eröff-
neten, dann würde wiederum eine weitere Zer-
splitterung eintreten. Wir haben uns doch nun 
wahrhaftig in den letzten vier Jahren bemüht, 
das, was auseinandergelaufen war, wieder zusam-
menzufügen, und wir würden etwas Entgegenge-
setztes tun, wenn wir den Antrag, der jetzt zur 
Debatte steht, und damit der Ausschußfassung 
zustimmten. 

Ich habe Sie schließlich darauf hingewiesen, daß 
im Art. 34 des Grundgesetzes der ordentliche 
Rechtsweg für den Anspruch auf Schadensersatz 
wegen Amtspflichtverletzung und für den Rück-
griffsanspruch gegen den Beamten garantiert ist. 
Daß also beamtenrechtliche Fragen — und dazu 
zählt nach der Rechtsprechung unter Umständen 
auch die Entscheidung über vorliegende Verwal-
tungsakte; der Bundesgerichtshof hat noch letzthin 
ausgesprochen, daß er im Rahmen einer Prüfung 
der Frage, ob eine Amtspflichtverletzung vorliege, 
auch berechtigt sei, den zugrunde liegenden Ver-
waltungsakt als solchen nachzuprüfen — von den 
ordentlichen Gerichten behandelt werden, werden 
Sie also nie verhindern können. Es bleibt eine 
Doppelspurigkeit. Das ist nicht aus der Welt zu 
schaffen, indem man  einfach sagt: das wird nicht 
eintreten. Ich wäre in der Lage — aber damit 
möchte ich Sie nicht aufhalten —, Ihnen hier eine 
ganze Reihe von Entscheidungen zu zitieren, in 
denen diese Frage behandelt worden ist. Die 
Doppelspurigkeit, die auf der anderen Seite befürch-
tet wird, wird also gar nicht zu vermeiden sein, 
wenn Sie der Ausschußfassung zustimmen. Ein 
Anspruch kann einmal als vermögensrechtlicher 
Anspruch oder als Fürsorgeanspruch begründet 
werden. Dann handelt es sich um echte Beamten-
ansprüche, die nach Ihrem Vorschlag vor das Ver-
waltungsgericht gehören würden. Der Beamte kann 
aber den gleichen Anspruch als Schadensersatz-
anspruch wegen Amtspflichtverletzung geltend 
machen. Auch diese Fälle sind nicht selten. Dann 
wäre es, nachdem das Verwaltungsgericht über 
die beiden ersten Klaggründe entschieden hat, kraft 
der im Grundgesetz gegebenen Garantie gar nicht 
zu vermeiden, daß nunmehr der ordentliche Rechts-
weg beschritten würde, die Sache also nochmals 
anhängig würde. Die Revisionsmöglichkeit besteht 
bestimmt und garantiert, wenn das ordentliche 
Gericht angerufen werden kann. Beim Verwal

-

tungsgericht muß die Revision stets besonders zu-
gelassen werden. 

(Abg. Kühn: Muß!) 
Ich habe Sie darauf hingewiesen, daß die ordent-
lichen Gerichte auf diesem Gebiet eine so ausge-
zeichnete und ausgewogene Rechtsprechung prak-
tiziert und hervorgebracht haben, daß nach meiner 
Meinung keine sachliche Veranlassung besteht, von 
der bisherigen Regelung abzuweichen. Wenn Herr 
Kollege Kühn schließlich darauf hingewiesen hat, 
daß zu befürchten sei, daß die Länder den Ver-
mittlungsausschuß anriefen, so meine ich, daß das 
das geringere Übel wäre verglichen mit dem, daß 
wir eventuell Gefahr laufen, daß das Bundesver-
fassungsgericht diese Bestimmung wegen Ver-
stoßes gegen Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes für 
verfassungswidrig erklärt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hatte nach den sehr über-
zeugenden Darlegungen des Herrn Kollegen Kühn 
das Gefühl, daß wir weitere Ausführungen zur Be-
gründung des Verwaltungsrechtswegs in diesen 
Fällen nicht mehr zu machen brauchten. Aber nun 
sagt mein verehrter und geschätzter Kollege We-
ber, daß ihn diese Ausführungen in keiner Weise 
überzeugt und seine Darlegungen in der vergan-
genen Lesung nicht entkräftet hätten. 

Nun, um was für eine Vorschrift handelt es sich 
denn hier bei der Frage, welcher Rechtsweg — der 
vor den ordentlichen Gerichten oder der vor den 
Verwaltungsgerichten — zugelassen werden soll? 
Es handelt sich dabei um eine Schutzvorschrift für 
die Beamtenschaft, deren finanzielle Ansprüche 
durch unabhängige Gerichte garantiert werden 
sollen. Da es sich um eine Schutzvorschrift für 
Beamte handelt, fragt man natürlich ganz gern 
nach der Stellungnahme der Verbände der Be-
amten. Ich muß sagen, daß ich aus dem, was mir 
in den letzten Wochen von den Beamtenorgani-
sationen zugegangen ist, nicht eine einzige Stimme 
gehört habe, die sich dagegen wendet, daß der 
Verwaltungsrechtsweg für die vermögensrecht-
lichen Ansprüche der Beamten sichergestellt wer-
den soll. Wenn die Verbände der Beamten diese 
Schutzvorschrift für die Beamten in der Form 
wünschen, wie sie der Ausschuß auch aus seiner 
Sachkunde heraus vorgeschlagen hat, dann frage 
ich mich, warum nun ausgerechnet die durch die 
verschiedenen Fraktionen verteilten Rechtsanwälte 
einen gegenteiligen Standpunkt zugunsten der Zi-
vilgerichte geltend machen. Ich glaube, daß wir 
uns ruhig — ganz abgesehen von den Gründen, 
die ja in rein sachlicher und rechtlicher Hinsicht 
hier erörtert worden sind — den Wünschen der 
Verbände anschließen können. 

Dann möchte ich noch zwei Gesichtspunkte er-
wähnen in bezug auf das, was Herr Kollege Weber 
vorgetragen hat.  Es  war von einer Spaltung oder 
Doppelspurigkeit des Rechtswegs die Rede. Ja, 
diese Doppelspurigkeit in der Behandlung von Be-
amtenrechtsfragen wird ja gerade dadurch geschaf

-

fen, daß man die vermögensrechtlichen Ansprüche 
auf die Zivilgerichte verlagert und alle übrigen 
beamtenrechtlichen Fragen vor den Verwaltungs-
gerichten behandelt! Gerade dieser Gesichtspunkt 
sollte also für den Vorschlag des Ausschusses 
sprechen. 
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Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit möchte ich 

folgendes erklären: Wer sich auf den Standpunkt 
stellt, daß der Verwaltungsrechtsweg kein ordent-
licher Rechtsweg sei, der zweifelt die Ordnungs-
mäßigkeit des Verwaltungsrechtswegs an. 

(Zuruf des Abg. Dr. Weber [Koblenz].) 

Und ich möchte doch eigentlich für die Verwal-
tungsgerichte und für die Verwaltungsrichter Ein-
spruch dagegen einlegen, daß die Ordnungsmäßig-
keit dieser nunmehr in ihrer Unabhängigkeit doch 
in den letzten Jahren völlig ausgebauten Verwal-
tungsgerichte irgendwie angezweifelt wird. 

(Abg. Dr. Pünder: Das hat keiner gesagt! — 
Anhaltende Zurufe des Abg. Dr. Weber 

[Koblenz].) 

Ich bitte also das Hohe Haus darum, diese Vor-
lage in der Fassung anzunehmen, wie sie seiner-
zeit der Fachausschuß des Hauses beschlossen 
hat. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Baur. 

Baur (Augsburg) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Dr. Weber legt die 
Forderung des Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes 
nach Berücksichtigung der hergebrachten Grund-
sätze des Berufsbeamtentums sehr schief aus. Die 
hergebrachten Rechte des Beamten bestehen doch 
in erster Linie darin, daß ihm ein eindeutiges 
Rechtsmittel zur Verfügung gestellt wird, mit dem 
er seine Rechte gegenüber dem Dienstherrn wahr-
nehmen kann. Der Ausschußbeschluß sieht aus-
drücklich den Verwaltungsrechtsweg und damit die 
Eingleisigkeit des Rechtswegs vor. Der Gedanke 
des Herrn Dr. Weber ist auch im Ausschuß zur 
Diskussion gestanden. Man hat sich aber einmütig 
zu der Auffassung bekannt, daß mit der vom Aus-
schuß getroffenen Regelung die hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums in jeder Weise 
gewahrt sind. Man kann also mit einer solchen Ar-
gumentation die Dinge nicht anders darstellen, als 
sie sich in der Praxis auswirken werden. 

Herr Dr. Weber sagt weiter, daß die Länderge-
setze schon den zweigleisigen Rechtsweg vorschrei-
ben. Auch diese Begründung ist nicht anzuerkennen. 
Wenn manche Länder sich noch nicht zu einem mo-
derneren und vereinfachteren Gesetzesweg haben 
entschließen können, so besagt das in keiner Weise, 
daß auch der Bundestag diesen rückständigen Weg 
beschreiten muß. Das Ziel, das sich der Ausschuß 
für Beamtenrecht bei dieser Bestimmung gesetzt 
hat, war, eine eindeutige Vereinfachung zu schaf-
fen. Die vorgeschlagene Fassung bringt nicht nur 
eine eindeutige Vereinfachung, sondern noch mehr. 
Sie erspart viele Streitigkeiten darüber, wer bei 
den einzelnen Fragen zuständig sein soll. Sie bringt 
die Ersparnis von Kosten für kleine Beamte, na-
mentlich des technischen Dienstes, die keine juri-
stische Vorbildung haben und sich deshalb in je-
dem Falle erst einen Rechtsbeistand suchen und 
ihn bezahlen müssen, um ausfindig zu machen, wel-
chen Rechtsweg sie beschreiten sollen. Schließlich 
bringt sie auch noch eine Vereinfachung und Klar-
stellung des Rechtes überhaupt. 

Wie ist das Verhältnis bei den Arbeitern und 
Angestellten? Sowohl die Arbeiter als auch die 
Angestellten kennen einen Rechtsweg für alle ihre 
Arbeitsstreitigkeiten. Das ist das Arbeitsgericht. 
Für die Beamten haben wir leider noch kein Ar

-

beitsgericht. Unser Antrag im Wirtschaftsrat, bei 
den Arbeitsgerichten Beamtenkammern zu errich-
ten, ist damals nicht durchgegangen. Wir konnten 
uns aber diesmal wenigstens zur Eingleisigkeit des 
Rechtsweges entschließen. 

Wenn Sie den Beamten dasselbe Recht zugeste-
hen wollen, wie es Arbeiter und Angestellte haben, 
dann können Sie nach der Auffassung meiner Frak-
tion kaum anders entscheiden, als der Ausschuß 
beschlossen hat. Ich bitte Sie deshalb im Namen 
meiner Fraktion, die Wiederherstellung der Aus-
schußvorlage zu beschließen, nach unserer Auffas-
sung nicht zuletzt deshalb, weil, wenn der Vermitt-
lungsausschuß angerufen werden wird — und das 
ist mit Sicherheit zu erwarten —, dadurch nur noch 
eine unnötige Verzögerung eintritt, die, wenn man 
guten Willens ist, vermieden werden kann. In die-
sem Sinne bitte ich Sie zu beschließen, die Aus-
schußfassung wiederherzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist die Beratung des 
§ 169 abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir müssen noch ein-
mal zu § 107 zurückkehren. Infolge eines Verse-
hens hatte ich angenommen, daß der Antrag Um-
druck Nr. 928 Ziffer 6 schon begründet sei. Das ist 
aber nicht der Fall. Wird dieser Antrag noch be-
sonders begründet, oder wird das Wort dazu ge-
wünscht? 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär Bleek. 

Bleek, Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der Antrag Umdruck Nr. 928 Ziffer 6 sieht in-
sofern eine Abweichung von der allgemeinen Re-
gelung des Beförderungsschnitts vor, als in dem 
dort genannten Fall die Anstellung in einem Amt 
mit höherem Endgrundgehalt als dem der Ein-
gangsbesoldungsgruppe der Laufbahn nicht als Be-
förderung gelten soll. Diese Ausnahme von der all-
gemeinen Regelung des § 107 wird für Personen 
vorgeschlagen, die wegen ihrer Berufserfahrung 
im höheren Dienst bei den obersten Bundesbehör-
den angestellt werden sollen. 

Ich bin verpflichtet, zum Ausdruck zu bringen, 
daß wir gegen eine derartige Regelung nicht un-
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 
Die Gewährung der Versorgung ist ein Ausfluß 
der Fürsorgepflicht des Staates. Es ist meines Er-
achtens nicht möglich, daß diese in der Versorgung 
liegende Fürsorge des Staates verschieden geregelt 
wird, je nachdem, ob es sich um Laufbahnbewer-
ber oder um freie Bewerber, je nachdem, ob es 
sich um Beamte der Ministerien oder der nachge-
ordneten Behörden, je nachdem, ob es sich um den 
höheren Dienst oder um andere Dienstzweige han-
delt. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr richtig!) 

Diese Ausnahmevorschrift wäre unseres Erachtens 
ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Im übrigen bitte ich noch folgendes zu berück-
sichtigen. Die Annahme dieses Antrags hätte nicht 
unbeträchtliche und sehr bedenkliche Rückwirkun-
gen auf die Regelung des 131er Gesetzes. Im Hin-
blick auf die Gleichstellung der 131er Pensionäre 
mit den übrigen Bundespensionären gälte also das, 
was hier vorgeschlagen ist, dann auch für die Per-
sonen, die in den höheren Dienst der Ministerien 
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I während der Jahre 1933 bis 1945 gekommen sind. 
Damit würde den hervorragendsten Vertretern des 
nationalsozialistischen Regimes zunächst ein Rechts-
anspruch auf Zahlung von Versorgungsbezügen 
ohne Rücksicht auf den Beförderungsschnitt gege-
ben, und es bliebe der Behörde überlassen — das 
wäre nämlich der einzige Ausweg —, sich in dem 
Verfahren nach § 7 des 131er Gesetzes mit diesen 
mehr oder weniger makabren Persönlichkeiten 
vor den Verwaltungsgerichten herumzustreiten 
und ihnen nachzuweisen, daß sie wirklich makabre 
Persönlichkeiten gewesen sind. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Dr. Kleindinst, 
wollen Sie das Wort haben? — Sie wollen es nicht. 
Also keine besondere Begründung. 

Weitere Wortmeldungen zu diesem § 107 liegen 
nicht vor. Dann ist die Beratung dieses Paragra-
phen abgeschlossen. 

Die nächsten Änderungsanträge sind nach § 175 
angekündigt. Es ist die Einfügung eines § 175 a 
verlangt; aber der Antrag auf Umdruck Nr. 930 
Ziffer 4 ist schon begründet, ebenso der auf Um-
druck Nr. 930 Ziffer 3, dagegen nicht zu § 176 auf 
Umdruck Nr. 929 Ziffer 2. Wird dieser Antrag be-
sonders begründet? — Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Meitinger. 

Dr. Meitinger (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf Umdruck Nr. 929 Ziffer 2 liegt 
Ihnen unser Änderungsantrag vor. Ich nehme Be-
zug hierauf. Zur Begründung führe ich folgendes 
aus. 

Die auf Grund der genannten Vorschriften recht-
mäßig erworbenen Versorgungsansprüche können 
aus allgemeinen rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
— Eigentumsgarantie des Art. 14 des Grundgeset-
zes, Schutz der wohlerworbenen Beamtenrechte — 
nicht rückwirkend entzogen werden. Hierfür fehlt 
auch jeder überzeugende Grund. § 27 a des Wehr-
macht-Einsatzfürsorge- und -versorgungsgesetzes 
ist durch das Kontrollratsgesetz Nr. 34 nicht besei-
tigt, da es sich nicht um eine Vorschrift handelt, die 
den Angehörigen der ehemaligen Wehrmacht Vor-
rechte zubilligte. Aber selbst wenn die Vorschrift 
nachträglich beseitigt worden wäre, wären die da-
durch rechtmäßig erworbenen Ansprüche nicht 
rückwirkend vernichtet worden. 

Es fehlt jeder Grund, weswegen die Leistung 
der auf Grund der Zweiten Kriegsmaßnahmever-
ordnung rechtmäßig erworbenen Ansprüche ver-
weigert werden sollte. Die genannte Verordnung 
ist erst durch die Erste Durchführungsverordnung 
zum Bundespersonalgesetz mit Wirkung vom 
18. Mai 1950 aufgehoben worden. Diese Aufhebung 
hat keinerlei rückwirkende Kraft. 

§ 27a des Wehrmacht-Einsatzfürsorge- und -ver-
sorgungsgesetzes vom 6. Juli 1939 in der Fassung 
der Änderungs- und Ergänzungsgesetze vom 
20. August 1940 bzw. 7. Mai 1942 — eine Vorschrift 
rein beamtenrechtlichen Charakters — wird infolge 
ihrer, rechtssystematisch gesehen, zufälligen Ein-
fügung in das Wehrmacht-Einsatzfürsorge- und 
-versorgungsgesetz von einer weitverbreiteten Auf-
fassung als durch das Kontrollratsgesetz Nr. 34 
beseitigt angesehen. 

Diese Auffassung trifft jedoch nicht zu. Die Vor-
schrift hat folgenden Wortlaut: 

Wird ein Beamter einer Zivilverwaltung, der 
als Soldat oder Wehrmachtsbeamter verwundet 
oder durch einen Unfall, der als Beschädigung 
bei besonderem Einsatz anerkannt wird, ver-
letzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge nach dem deutschen Beamten-
gesetz gewährt. 

Schon daraus ergibt sich, daß es sich um eine er-
gänzende Vorschrift handelt, die dem Unfallfür-
sorgerecht der Beamten angehört. Aus dieser Vor-
schrift haben zahlreiche kriegsverletzte Beamte und 
Hinterbliebene im Kriegsdienst gefallener oder ver-
storbener Beamter rechtmäßige Ansprüche auf die 
erhöhten Leistungen der Beamtenunfallversorgung 
erworben. Diese erhöhten Leistungen haben ihren 
rechtspolitischen Grund darin, daß das normale 
Beamtenversorgungsrecht die Versorgungsbezüge 
nur sehr langsam mit dem Dienstalter anwachsen 
läßt, da ja die Beamten normalerweise erst im 
höheren Lebensalter der Versorgungsleistungen be-
dürfen. 

Abweichend davon sieht das Unfallversorgungs-
recht Leistungen vor, die auf dem Gedanken basie-
ren, daß der Beamte, der im Dienst seine körper-
liche Unversehrtheit einbüßt, versorgungsmäßig 
möglichst so sichergestellt werden soll, wie er beim 
normalen Durchlaufen der Beamtenlaufbahn im 
Alter gestellt wäre, jedoch ohne Berücksichtigung 
von Beförderungen. 

Nach § 27 a des Wehrmacht-Einsatzfürsorge-
und -versorgungsgesetzes sollen dieselben Rechts-
ansprüche auch den Beamten zustehen, die in 
pflichtmäßiger Ausübung ihrer staatsbürgerlichen 
Pflichten als Soldaten verwundet wurden oder ums 
Leben gekommen sind. Zahlreiche öffentliche 
Dienstherren haben die rechtlich unklare Situation 
nach Beseitigung des deutschen Wehrmachtsrechts 
durch das Kontrollratsgesetz Nr. 34 zum Nachteil 
der Betroffenen interpretiert und die Verpflichtun-
gen aus § 27 a einfach annulliert. Dagegen spricht 
schon die einfache rechtsstaatliche Überlegung, die 
selbst die Alliierten bei ihrer Aufhebungsgesetz-
gebung durchaus anerkannt haben, daß auf in der 
Vergangenheit rechtmäßig erworbene Ansprüche 
nicht verzichtet werden sollte. Eine solche rückwir-
kende Beseitigung erworbener Rechtsansprüche 
wäre zudem nach rechtsstaatlichen Gesichtspunk-
ten eine entschädigungslose Enteignung, im speziel-
len Fall des Beamtenrechts zudem eine Entziehung 
wohlerworbener Beamtenrechte, die, wie der Bun-
desgerichtshof in letzter Zeit in einer vielbeachte-
ten Entscheidung festgestellt hat, auch über den 
Zusammenbruch hinaus durch Art. 29 der Weima-
rer Reichsverfassung rechtlich geschützt blieben 
und daher unantastbar waren. 

Es handelt sich aber bei der hier in Rede ste-
henden Norm gar nicht um eine solche militär-
rechtlichen Charakters. Sie ist also von der summa-
rischen Aufhebungsanordnung durch Art. III des 
Kontrollratsgesetz Nr. 34 überhaupt nicht betrof-
fen. Diese Vorschrift besagt lediglich, daß die Ge-
setze und sonstigen gesetzlichen Bestimmungen 
über die rechtliche und wirtschaftliche Stellung und 
die Vorrechte von Angehörigen der ehemaligen 
Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen aufgehoben 
werden. In diesem Zusammenhang ist nicht die 
Rede von allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
schriften. 

Für die Richtigkeit der Rechtsauffassung, daß 
diese Vorschrift fortzugelten hat, gibt es zahlreiche 
Belege. So hat z. B. das bayerische Beamtengesetz 
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in Art. 174 diese Vorschrift besonders außer Kraft 
gesetzt, woraus sich ergibt, daß der bayerische Ge-
setzgeber der Auffassung war, daß sie nicht durch 
das Kontrollratsgesetz getroffen sei. Diese Rechts-
auffassung erfährt eine Bestätigung auch durch 
die Praxis der bayerischen Staatsverwaltung, die 
auf einer Entschließung des bayerischen Staats-
ministers der Finanzen vom 1. Dezember 1951 be-
ruht. Darin ist den Pensionsfestsetzungsbehörden 
zur Kenntnisnahme und Beachtung mitgeteilt wor-
den, daß bei Versorgungsfällen in der Zeit bis 
zum Ablauf des 6. November 1948 — das ist der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des bayerischen Beam-
tengesetzes — die Bestimmung anzuwenden ist. In 
Rheinland-Pfalz soll durch die zuständigen Mini-
sterien im Wege eines Erlasses verbindlich festge-
stellt worden sein, daß § 27 a anzuwenden ist. 

Auch rechtspolitisch ergibt sich aus der Nichtbe-
rücksichtigung dieser Ansprüche eine Fülle unbil-
liger Härten. So werden im Dienst erworbene Be-
schädigungen der sogenannten „blauen Eisenbah-
ner", die z. B. die Eisenbahnstrecken in den Ost-
gebieten befuhren, als Dienstbeschädigungen aner-
kannt, nicht aber die der gleichen Dienst tuenden 
feldgrau uniformierten Eisenbahnertruppe. Ähn

-

liche Unzuträglichkeiten ergeben sich bei der Be-
wertung des truppenmäßigen Einsatzes von Polizei-
einheiten, etwa zur Bandenbekämpfung. 

Entscheidend ist aber hier die Rechtsfrage. Die 
auf Grund des § 27 a erworbenen Ansprüche von 
Kriegsversehrten und ihren Hinterbliebenen müs-
sen daher auch seitens des Bundes Anerkennung 
finden. Der Abschluß der Beamtengesetzgebung 
des Bundes durch das Bundesbeamtengesetz er-
scheint als ein geeigneter Zeitpunkt, der Periode 
der Rechtsunsicherheit in der Anerkennung beam-
tenrechtlicher Ansprüche ein Ende zu machen. 

Bedauerlich ist, daß der Personenkreis der Wit-
wen von Freiberuflichen in diesem Zusammenhang 
nicht behandelt werden kann. Die Regelung dieses 
Fragenkomplexes bleibt einem gesonderten Initia-
tivantrag vielleicht im nächsten Bundestag vorbe-
halten. 

Der gleiche Gesichtspunkt gilt übrigens auch 
für den § 4 Abs. 2 der Zweiten Maßnahmeverord-
nung vom 9. Oktober 1942. Danach sind Beamte 
auf Widerruf mit Dienstbezügen auch dann in den 
Ruhestand zu versetzen, wenn ihre Dienstunfähig-
keit auf Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung beruht, die sie sich im Wehrdienst 
zugezogen hatten. Die danach in den Ruhestand 
versetzten Beamten haben also einen Rechtsan-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung. Infolge der 
Aufhebung der Zweiten Maßnahmeverordnung 
ist diese Regelung entfallen, obschon sie einen be-
rechtigten Rechtsgedanken enthält. 

Als besonders gravierend und verfassungsrecht-
lich bedenklich muß es bezeichnet werden, daß die 
bereits erworbenen Rechte der infolge Kriegsbe-
schädigung dienstunfähig gewordenen Beamten be-
ziehungsweise der Hinterbliebenen der gefallenen 
Beamten auf diese Weise rückwirkend vernichtet 
werden sollten. Es bedarf daher aus rechtsstaat-
lichen Gründen für die Vergangenheit der Wieder-
herstellung der zu Unrecht geschmälerten Rechts-
stellung. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wortmeldungen hier-
zu? — Es liegen keine Wortmeldungen vor. Dann 
ist die Beratung zu § 176 abgeschlossen. 

Es wird soeben ein Antrag zur Änderung des 
§ 177 vorgelegt. Herr Abgeordneter Kühn, wollen 
Sie den Antrag begründen? 

(Abg. Kühn: Ja!) 

— Dann erteile ich Ihnen das Wort. 

Kühn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der zweiten Lesung ist für § 177 Abs. 4 
eine neue Fassung gewählt worden. In ihr stehen 
noch die Worte: „oder bei dem früheren For-
schungsamt RLM". Ich beantrage, daß diese Worte, 
die ich eben verlesen habe, aus folgenden Gründen 
gestrichen werden. Bis zur zweiten Lesung waren 
wir uns im Ausschuß noch nicht genau darüber klar 
und konnten es auch nicht sein, wie denn dieses 
Forschungsamt RLM früher eigentlich gestaltet 
war. Inzwischen haben wir Gelegenheit gehabt, an 
Hand eines Gutachtens, das beim Bundesverfas-
sungsgericht liegt, uns über die Frage eingehend zu 
orientieren, so daß der Beamtenrechtsausschuß ein-
mütig der Meinung war, daß das Forschungsamt 
RLM in den § 177 Abs. 4 nicht mehr hineingehört. 
Ich bitte deshalb, dem Antrag auf Streichung der 
Worte „oder bei dem früheren Forschungsamt 
RLM" zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zur Begründung des 
Antrags in Umdruck Nr. 925 Ziffer 2 hat das Wort 
Abgeordneter Farke. 

Farke (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In Umdruck Nr. 925 habe ich in Überein-
stimmung mit meinen Fraktionsfreunden den An-
trag gestellt, im Übergangsparagraphen 177 die Ab-
sätze 11 und 12 zu streichen. Der Abs. 11 bezieht 
sich auf eine Regelung, die im § 103 Abs. 1 ge-
troffen ist. Dort ist nämlich für die Gewährung 
eines Ruhegehaltes die Voraussetzung der zehn-
jährigen Dienstzeit festgelegt und damit für alle 
verbindliche Rechtsgrundlage geworden. Ich per-
sönlich war mit dieser Regelung nicht einverstan-
den und habe im Ausschuß auch gegen sie ge-
stimmt. Nachdem sie aber nun Rechtsgrundlage ge-
worden ist, ist es selbstverständlich, daß sie für alle 
zu gelten hat. In Abs. 11 wird eine Ausnahme für 
diejenigen verlangt, die in der Zeit von 1945 bis 
zum 1. Juli 1953 oder bis zum Erlaß des Gesetzes 
in den Dienst eingetreten sind. Es ist für uns un-
denkbar — und ich kann mir auch nicht vorstellen, 
daß die Mehrheit des Hauses dem zustimmt —, daß 
man eine Regelung trifft, die nicht für alle gültig 
sein soll. Dann hätte man von vornherein § 103 
Abs. 1 nicht formulieren sollen. Es gibt hier, glaube 
ich, nur ein Entweder-Oder. Entweder man streicht 
§ 103 Abs. 1 — dann ist Abs. 11 überflüssig —, oder 
aber man beläßt ihn, wie es nun von der Mehrheit 
gewünscht und durchgesetzt worden ist. Dann kann 
man den Abs. 11 mit dem besten Willen nicht for-
mulieren und hier eine Ausnahme schaffen. Wenn 
von 1933 an Ausnahmen geschaffen worden sind, 
so verurteilen meine Freunde und ich sie ebenso, 
wie das die Opposition tut. Aber es ist doch ein-
fach unmöglich, daß man heute praktisch dasselbe 
tut und das für Recht ansehen will. 

Dasselbe gilt für Abs. 12. In § 107 ist der Be-
förderungsschnitt festgelegt. Er ist rechtsverbind-
lich für alle und muß das auch sein. Nach Abs. 12 
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soll er nun für diejenigen, die von 1945 bis zum 
Erlaß dieses Gesetzes in den Dienst getreten sind, 
nicht maßgebend sein. Das ist wiederum zweierlei 
Recht, das wir grundsätzlich in jedem Gesetz, ganz 
gleich, wo es ist, ablehnen und ablehnen müssen. 

(Abg. Pelster: Sie sind doch sonst nicht so 
empfindlich!) 

Entweder man streicht den § 107, wie es der Kol-
lege Naegel soeben verlangt hat — dann ist Abs. 12 
überflüssig —, oder aber man streicht Abs. 12, um 
eine einheitliche Rechtsgrundsage beizubehalten. 

Ich möchte das Hohe Haus bitten, nicht zuzu-
lassen, daß in dem vorliegenden Berufsbeamten-
gesetz zweierlei Recht geschaffen wird, und dem 
Antrag, den ich auf Umdruck Nr. 925 gestellt habe, 
zuzustimmen. 

(Abg. Arnholz: Eine Verneigung vor den 
alten Kämpfern!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der Beratung von Gesetzen 
hat man sich schon mehrfach auf den Grundsatz der 
Rechtsgleichheit berufen. Man zieht diesen Grund-
satz vielleicht öfter ins Gespräch, als es sachlich ge-
boten ist. Aber in diesem Falle bin ich wirklich 
der Meinung — auch vom politischen Standpunkt 
aus —, daß der Grundsatz der Rechtsgleichheit ver-
letzt wird, wenn für die Beamten unserer Bundes-
republik ein anderes Recht gesetzt wird als für die 
Beamten der Weimarer Republik. Bei beiden 
Staatsformen handelt es sich um Demokratien mit 
ordnungsmäßigen demokratischen Regierungen. Wir 
können meines Erachtens auf die in unserer Bun-
desrepublik angestellten Beamten jetzt nicht an-
dere Rechtsgrundsätze anwenden als diejenigen, die 
wir rückwirkend zudem für die Beamten der 
Weimarer Republik beschließen. 

Im übrigen haben wir ja die Anstellungen und 
Beförderungen aus der Nazizeit in Abänderung 
des Gesetzes zu Art. 131 des Grundgesetzes bewußt 
unter die gleichen Rechtsgrundsätze gestellt. 

Ich möchte deswegen den Streichungsantrag, der 
bezüglich der Absätze 11 und 12 gestellt wurde, aus 
Gründen notwendiger rechtlich gleicher Behand-
lung der Beamten nachdrücklich unterstützen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist die Beratung des 
§ 177 abgeschlossen. 

Zu § 184 Umdruck Nr. 928 Ziffer 7. Wer begrün-
det diesen Änderungsantrag? — Herr Dr. Klein-
dinst, begründen Sie den Antrag auf Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 7? Oder wollen Sie auf Begründung 
verzichten? 

(Abg. Dr. Kleindinst: Ganz kurz!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag in Ziffer 7 ist nur 
die Konsequenz des Antrages in Ziffer 6, weil 
die Bundesrichter hier in § 184 stehen. Für sie gilt 
das gleiche, was ich hinsichtlich der Verwaltungs-
beamten und hinsichtlich der Absicht der CDU ge-
sagt habe, festzulegen, daß für diese Verwaltungs-
beamten und Richter der Maßstab der Beförderung 
erst mit ihrer Anstellung angelegt wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Damit ist die Beratung des 
§ 184 abgeschlossen. 

Zu § 185 a liegt der Antrag Umdruck Nr. 929 Zif-
fer 3 vor. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Meitinger. 

Dr. Meitinger (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich nehme Bezug auf den Änderungs-
antrag Umdruck Nr. 929 Ziffer 3. Der Änderungs-
antrag bezweckt eine Klarstellung der Rechtslage. 
Der § 35 Abs. 3 muß eingefügt werden, damit den 
in § 64 genannten Beamten, wie wohl allgemein 
gebilligt wird, auch die Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
zum 31. März 1951 zweifelsfrei als ruhegehaltfähig 
angerechnet wird. In der Fassung des § 185 a des 
Bundesbeamtengesetzes ist der § 35 Abs. 3 des 
131er Gesetzes zwar etwa wörtlich enthalten. Um 
aber alle Zweifel zu beheben, ist die Einfügung und 
Nennung des § 35 Abs. 3 noch gesondert notwendig. 
Ich bitte, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wortmeldungen hier-
zu liegen nicht vor. Dann ist die Beratung auch 
dieses Paragraphen abgeschlossen. 

Nunmehr kommen wir zu dem letzten Ände-
rungsantrag, dem Antrag zu § 189 auf Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 8. Herr Abgeordneter Dr. Klein-
dinst, wollen Sie ihn begründen? 

(Abg. Dr. Kleindinst: Das ist nicht notwendig!) 
Sie wollen, daß das Gesetz nicht am 1. Juli, sondern 
erst zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft tritt, 

(Zurufe: 1. September!) 
nämlich zum 1. September. — Wortmeldungen hier-
zu liegen nicht vor. Damit ist die Beratung auch 
dieses Paragraphen abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, weitere Änderungs-
anträge sind in der dritten Beratung nicht gestellt 
worden. Liegen weitere Wortmeldungen in der 
Einzelberatung vor? — Das ist nicht der Fall; da-
mit ist die Einzelberatung abgeschlossen.  

Die Abstimmung soll verabredungsgemäß erst 
um 7 Uhr erfolgen. Ich setze daher die dritte Be-
ratung bis zu diesem Zeitpunkt aus. 

Auf Grund einer weiteren Vereinbarung ist die 
Tagesordnung ergänzt worden. Es sollen die 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU CSU, FDP, DP und FU einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes (Drucksachen Nr. 4370 und 4306) 

durchgeführt werden. Der Bericht des Ausschusses 
liegt schriftlich vor.*) Legt das Haus Wert darauf, 
daß ein mündlicher Bericht erstattet wird? 

(Zurufe: Nein!) 
— Es scheint allgemein verzichtet zu werden. Herr 
Abgeordneter Dr. Kleindinst, Sie kommen damit 
um die Freude, mündlich berichten zu dürfen. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung § 1, zu dem auf 
Umdruck Nr. 933 ein Änderungsantrag vorliegt. 
Danach sollen in § 1 nach den Worten „Beamter 
oder Richter" die Worte „des Bundes" eingefügt 
werden. Offenbar ist damit bezweckt, die Länder-
beamten und die Gemeindebeamten auszunehmen. 
Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das läßt sich auch 
gar nicht begründen!) 

*) Siehe Anlage 1 Seite 13163 
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Der Antrag gilt als eingebracht. Ich schließe damit 
die Beratung zu § 1. 

§ 2. — § 3. Dazu ist der Änderungsantrag ge-
stellt, statt „Beamte" zu setzen „Bundesbeamte". 
Auch dieser Antrag wird offenbar nicht besonders 
begründet. Wortmeldungen liegen dazu nicht vor. 
Ich schließe die Beratung zu § 3. 

§§ 4, — 5, — 6, — 7, — 8 und 9, — Einleitung 
und Überschrift. — Wir können verabredungsge-
mäß nicht abstimmen, — oder besteht die Wahr-
scheinlichkeit, daß das Haus mit dem Ausschuß-
antrag einverstanden ist? 

(Zurufe: Ja! — Sicher!) 

— Ich muß dann schon darüber abstimmen lassen, 
denn es wird damit gegen eine Vereinbarung ge-
handelt. 

(Abg. Gengler: Die Vereinbarung gilt nur 
für das Bundesbeamtengesetz!) 

— Die Vereinbarung bezog sich auf sämtliche Ab-
stimmungen. Wir können nicht davon ausgehen, 
daß das eine Gesetz wichtiger ist als das andere. 
Wenn also eine Abstimmungssperre vereinbart ist, 
dann gilt sie allgemein, es sei denn, das Haus be-
schließt — was es ja kann —, anders zu verfahren. 
Ich würde es aber nicht für ganz fair halten, wenn 
wir einen solchen Beschluß faßten, solange eine 
Reihe von Kollegen abwesend ist und wir gerade 
wegen ihrer Abwesenheit vereinbart haben, nicht 
abzustimmen. Ich glaube, mit Ihrem Einverständ-
nis zu handeln, wenn ich auch hier die Abstim-
mung zurückstelle. Aber wir sind damit nicht sehr 
viel weiter gekommen, als wir waren. 

Aber vielleicht können wir in die allgemeine 
Aussprache der dritten Beratung eintreten, falls 
eine allgemeine Aussprache gewünscht wird. 

(Zurufe: Nein!) 

— Es wird keine gewünscht? Das Haus verzichtet 
auf die allgemeine Aussprache. Dann können wir 
das schon als vom Hause für die dritte Beratung 
beschlossen annehmen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über die Aufhebung nationalsozialisti-
scher Kampfmaßnahmen gegen die nichtge-
werbsmäßige Arbeits- und Lehrstellenver-
mittlung der freien Wohlfahrtspflege (Nr. 
4334 der Drucksachen). 

Hierzu hat Ihnen der Ältestenrat vorzuschlagen, 
auf eine Begründung und Aussprache zu verzich-
ten und sofort zu beschließen, den Antrag an den 
Ausschuß für Arbeit zu überweisen. Ist das Haus 
einverstanden? — Kein Widerspruch; dann ist so 
beschloss en.  

Ich rufe die Punkte 5 a und 5 b der Tagesord-
nung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zum Ausgleich der von den 
Trägern der gesetzlichen Rentenversicherun-
gen für das Haushaltsjahr 1952 zu tragen-
den Mehraufwendungen für Rentenzulagen 
(Nr. 4033 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) (Nr. 4341 der Drucksachen, 
Umdruck Nr. 924). 
(Erste Beratung: 249. Sitzung.) 

b) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Deckung der Renten-
zulagen nach dem Rentenzulagengesetz in 
den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 
(Nr. 4005 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für So-
zialpolitik (21. Ausschuß) (Nr. 4338 der Druck-
sachen). 
(Erste Beratung: 247. und 248. Sitzung.) 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, daß zu-
nächst die zweite Lesung der Gesetze unter 5 a und 
5 b durchgeführt werden und dann die allgemeine 
Aussprache zu beiden Vorlagen gemeinsam erfol-
gen soll. 

Ich rufe auf zur zweiten Beratung und erteile 
das Wort dem Abgeordneten Arndgen als Bericht-
erstatter zu Punkt 5 a der Tagesordnung. 

Arndgen (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
In den Bestimmungen des Rentenzulagengesetzes 
vom 10. August 1951 ist festgelegt, daß die durch 
die Rentenzulagen entstehenden Mehraufwendun-
gen der Bund zu 80 % und die Versicherungsträ-
ger zu 20% zu tragen haben. Diese Regelung sollte 
nach dem Gesetz bis zum 31. März 1952 gelten. 
Nach einem weiteren Gesetz vom 13. August 1952 
wurde diese Regelung auch für das Haushaltsjahr 
1952 beibehalten, allerdings mit der Maßgabe, daß 
der Bund berechtigt ist, anstatt der Barzuwendun-
gen Vermögensübertragungen an die Rentenver-
sicherungsträger vorzunehmen, und zwar Ü bertra-
gungen von Vermögenswerten, die irgendwelche 
Einkünfte bringen. 

Zunächst war daran gedacht, den Versicherungs-
trägern Darlehensforderungen des Bundes für den 
Wohnungsbau zu übereignen; auch sollten die Zin-
sen, die aus diesen Darlehensforderungen fließen, 
den Versicherungsträgern zugewiesen werden. 

Bei den Überlegungen nach dieser Seite tauch-
ten Bedenken auf, weil die Rückflüsse aus den Dar-
lehen für den sozialen Wohnungsbau erneut in den 
Wohnungsbau hineinfließen sollten. Weitere Be-
denken waren aufgetaucht, weil diese Darlehen 
nur mit 1 °/o verzinst werden. 

Nun ist, um diese Vermögensübertragungen in 
einer anderen Form zu regeln, dem Hause von der 
Regierung mit Drucksache Nr. 4033 ein Gesetzent-
wurf vorgelegt worden, in dem die Sozialversiche-
rungsträger an Stelle der Barleistungen Schuld-
buchverschreibungen bekommen sollen, die nach 
dem Wechseldiskont der Bank deutscher Länder, 
aber nicht höher als mit 5% verzinst werden sol-
len. Diesem Gesetzentwurf haben im Grundsatz 
sowohl der Ausschuß für Sozialpolitik als auch 
der Haushaltsausschuß zugestimmt; nur ist dem 
§ 2 ein neuer Absatz eingefügt worden, der be-
stimmt, daß ab 1. 4. 1956 diese Schuldbuchverschrei-
bungen mit 3 % und den ersparten Zinsen getilgt 
werden sollen. Ich habe die Ehre, Sie im Namen 
der beiden Ausschüsse zu bitten, dem Gesetzent-
wurf, der Ihnen mit Drucksache Nr. 4341 vorliegt, 
mit einer Berichtigung, die Ihnen mit Umdruck 
Nr. 924 vorgelegt ist, zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. In zweiter Beratung rufe ich auf 
§§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — Einleitung und Über-
schrift. Wir können auch hier nach der getroffe- 
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nen Vereinbarung nicht abstimmen. Oder besteht 
Einmütigkeit im Hause? 

(Zustimmung bei der SPD.) 
— Einmütigkeit? 

(Zurufe von der SPD: Nicht abstimmen! 
— Nach 19 Uhr! — Abg. Arndgen: Herr 
Präsident, bei der Abstimmung bitte ich 
an die Berichtigung zu § 2 zu denken!) 

— Ja, das ist geschehen; es liegt hier schon im Ori-
ginal vor. Das Haus will auf der Vereinbarung be-
harren und in zweiter Lesung nicht abstimmen. 
Dann setze ich insoweit die zweite Beratung aus. 
Ich rufe Punkt 5 b auf und erteile zur Berichter-
stattung dem Abgeordneten Freidhof das Wort. 

Freidhof (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der Sozialpolitische Ausschuß hat sich 
in mehreren Sitzungen mit dem Gesetzentwurf 
Drucksache Nr. 4005 beschäftigt und dabei einer 
Anzahl von Sachverständigen Gelegenheit ge-
geben, die Auffassung der von ihnen vertrete-
nen Organisationen zu dem Gesetzentwurf vor-
zutragen. Im Rentenzulagengesetz vom 10. Au-
gust 1951, das soeben auch der Herr Kollege 
Arndgen begründet hat, ist in § 3 bestimmt, daß 
die durch die Zulagen entstehenden Mehrauf-
wendungen der Bund zu tragen hat. Gleichzeitig 
wurde in dieses Gesetz eine Regelung aufgenom-
men, nach welcher die Rentenversicherungsträger 
für die Zeit vom Inkrafttreten des Gesetzes bis zum 
31. März 1952 20 % der Aufwendungen selbst zu 
tragen haben. Auch für das Rechnungsjahr 1952/53 
wurde in das Gesetz vom 13. August 1952 diese 
Regelung aufgenommen mit der Maßgabe, daß der 
Bund den Versicherungsträgern für die von ihnen 
zu tragenden Mehraufwendungen solche Ver-
mögenswerte überträgt, die laufende Mehreinnah-
men bringen. 

In dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Drucksache Nr. 4005 wurde verlangt, daß für drei 
Jahre, nämlich vom 1. April 1953 bis zum 31. März 
1956, ,die Rentenversicherungsträger der Arbeiter 
und der Angestellten getrennt für jeden der beiden 
Versicherungszweige 75 % der Mittel bereitzustellen 
haben, die durch die Zulagen nach dem Rentenzu-
lagengesetz vom 10. August 1951 entstehen. Für die 
bereitgestellten Mittel sollten den einzelnen Ver-
sicherungsträgern Schuldbuchverschreibungen in 
das Bundesschuldbuch eingetragen werden. Außer-
dem war vorgesehen, daß die Schuldbuchforderun-
gen mit dem jeweiligen Wechseldiskont der Bank 
deutscher Länder, jedoch nicht höher als mit 5 °/o, 
zu verzinsen sind. Die Bundesregierung begründet 
ihren Gesetzentwurf mit der ungünstigen Finanz-
lage des Bundes und der günstigen Kassenlage der 
Rentenversicherungsträger. Der aufzubringende Be-
trag würde die Rentenversicherungsträger in den 
kommenden drei Jahren mit etwa 1,8 Milliarden 
DM belasten. 

Bei den Beratungen im Sozialpolitischen Aus-
schuß wurde sowohl von den Rentenversicherungs-
trägern als auch vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
sowie der Deutschen Angestelltengewerkschaft der 
Gesetzentwurf abgelehnt. Von den Sprechern dieser 
Organisationen wurde zugegeben, daß sich die 
Kassenlage der Rentenversicherung gebessert habe, 
jedoch geltend gemacht, daß eine geringfügige Kon-
junkturschwankung die Situation vollständig ver-
ändern könne. Die Sprecher der sozialdemokra-
tischen Fraktion lehnten den Gesetzentwurf ab, 
weil nach ihrer Auffassung die Mittel der Sozial

-

versicherung nicht für den allgemeinen Finanzbe-
darf des Bundes herangezogen werden sollten; 
außerdem würden besonders bei den finanz-
schwachen Landesversicherungsanstalten die Heil-
verfahren erheblich eingeschränkt werden müssen, 
weil diese nicht in das Gemeinlastverfahren einbe-
zogen sind. Ebenso dürfe man nicht vergessen, daß 
die Rentenversicherungsträger erhebliche Mittel für 
den sozialen Wohnungsbau zur Verfügung gestellt 
haben, die nach der Durchführung dieses Gesetzes 
wahrscheinlich nicht mehr in derselben Höhe zur 
Verfügung stehen werden. Der Vertreter der Regie-
rung erklärte zu diesen Einwendungen, daß der 
Bund verpflichtet sei, bei einem Defizit der Ren-
tenversicherungsträger mit Bundesmitteln einzu-
springen. Außerdem habe der Bund zu den Mitteln 
des Heilverfahrens bereits einen Zuschuß von 
50 Millionen DM gegeben. Nach den voraussicht-
lichen Einnahmen und Ausgaben der Rentenver-
sicherungsträger im Rechnungsjahr 1953 einschließ-
lich Berlins verbleibe nach der Barzahlung von 75% 
der Rentenzulagen immer noch ein Überschuß von 
etwa 414 Millionen DM. 

Nach eingehender Beratung stellte ein Sprecher 
der CDU den Antrag, das Gesetz auf ein Jahr zu 
beschränken und in § 1 statt „bis zum 31. März 
1956" zu setzen „bis zum 31. März 1954". Ein An-
trag der Sozialdemokraten, den § 1 zu streichen, 
wurde mit 8 gegen 7 Stimmen bei einer Stimment-
haltung abgelehnt. In § 1 Abs. 2 wurde Satz 2 ge-
strichen und dafür die vom Bundesrat vorge-
schlagene Fassung angenommen. Zu § 2 beantragten 
die Vertreter der sozialdemokratischen Fraktion, 
„Schuldbuchforderungen" durch „Bundesanleihen" 
zu ersetzen sowie die Worte „jedoch nicht mehr als 
5 vom Hundert" zu streichen. Beide Anträge wur-
den abgelehnt. In § 2 wurde ein neuer Abs. 2 ein-
gefügt, der folgenden Wortlaut hat: 

Nach Ablauf von drei Jahren sind die Schuld-
buchforderungen mit 3 vom Hundert zuzüglich 
der durch die Tilgung ersparten Zinsen zu 
tilgen. Die Tilgungsbeträge sind halbjährlich 
nachträglich jeweils am 31. März und am 
30. September eines jeden Kalenderjahres, 
erstmalig am 30. September 1957, zu zahlen. 

Die übrigen Paragraphen wurden unverändert an-
genommen. 

Der Haushaltsausschuß hat als mitberatender 
Ausschuß ebenfalls zu dem Gesetzentwurf Stellung 
genommen und mit 15 gegen 11 Stimmen seine Zu-
stimmung erteilt. 

Im Namen des Sozialpolitischen Ausschusses er-
suche ich das Hohe Haus, den vorgelegten Gesetz-
entwurf in der jetzigen Fassung anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung die §§ 1, — 2, —
3, — 4, — 5, — Einleitung und Überschrift. - 
Auch hier können wir gemäß der getroffenen Ver-
einbarung nicht abstimmen. Dagegen können wir 
wohl in die allgemeine Aussprache der 

dritten Beratung 
eintreten, und zwar zu den beiden Ziffern 5 a und 
b gemeinsam. Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine 
Gesamtaussprachezeit von 90 Minuten vor. 

Ich erteile das Wort Frau Abgeordneter Kors-
peter. 

Frau Korspeter (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Wir haben zu zwei Gesetz- 
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entwürfen Stellung zu nehmen, die für die Renten-
versicherungsträger und damit für die Versicher-
ten selbst von wesentlicher Bedeutung sind. Aus 
den ersten Lesungen zu diesen Gesetzentwürfen und 
aus den Beratungen im Sozialpolitischen Ausschuß 
kennen Sie unsere ablehnende Haltung zu die-
sen Gesetzen. Sie hat sich auch nicht geändert, ob-
wohl durch die Beratungen im Ausschuß einige Ab-
schwächungen in die Gesetze hineingebracht wor-
den sind. Nach wie vor finden diese Gesetzentwürfe 
unseren stärksten Protest. Die Gründe für unsere 
Ablehnung sind auch nach wir vor die gleichen. 
Sie werden sowohl vom Deutschen Gewerkschafts-
bund als auch von der Deutschen Angestellten-
gewerkschaft und vom Verband der Rentenver-
sicherungsträger geteilt. Obwohl § 3 des Renten-
zulagengesetzes vom 10. August 1951 bestimmt, 
daß die durch dieses Gesetz entstehenden Mehrauf-
wendungen vom Bund getragen werden sollen, ver-
suchte die Bundesregierung schon sehr bald, sich 
diesen Verpflichtungen in ihrer vollen Höhe zu 
entziehen 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Hört! Hört!) 

und sie den Rentenversicherungsträgern zuzuschie-
ben. Zuerst geschah dies für 1952 durch ein Ge-
setz, das den Sozialversicherungsträgern 20 % der 
Barleistungen entzog, die der Bund für die Auf-
wendungen zum Rentenzulagengesetz zu machen 
hatte, allerdings damals mit der Maßgabe, daß 
durch Übertragung solcher Vermögenswerte, die 
laufende Einnahmen erbringen, ein Ausgleich her-
beigeführt werden sollte. Schon damals haben wir 
gegen diese Regelung gestimmt, weil es uns als 
ein unmöglicher Zustand erschien, daß der Gesetz-
geber die Aufbringung der Mehraufwendungen für 
die Rentenzahlungen in Aussicht stellt, sich dann 
aber dieser Verpflichtung praktisch wieder ent-
zieht. 

Mit der Vorlage der beiden Gesetzentwürfe, die 
heute zur Debatte stehen, wird aber der Versuch 
unternommen, die Finanzkraft der deutschen Ren-
tenversicherungsträger noch viel weiter einzu-
schränken. Rückwirkend für das damals schon bei-
nahe abgelaufene Etatjahr 1952 wurde uns in der 
Drucksache 4033 ein Gesetz vorgelegt, das vorsieht, 
daß die Verpflichtungen des Bundes zu 20% in 
Schuldbuchforderungen abzugelten sind, da, wie es 
in der Begründung heißt, andere zur Übertragung 
geeignete Vermögensobjekte nicht zur Verfügung 
stehen, Schuldbuchforderungen, die nicht beliehen 
und die nicht veräußert werden dürfen! 

Durch den Gesetzentwurf Drucksache Nr. 4005 ist 
die Bundesregierung dann aber noch einen wesent-
lichen Schritt in der Einschränkung der Finanz-
kraft der Rentenversicherungsträger weitergegan-
gen. Sie hat für die Rechnungsjahre 1953/54 und 
1955 gefordert, jetzt nicht mehr nur 20 %, sondern 
75 % der Zahlungsverpflichtungen für die Renten-
zulagen durch unveräußerliche Schuldbuchf orde-
rungen abgelten zu können. Wenn auch diese Re-
gelung in den Ausschußberatungen auf ein Jahr 
begrenzt wurde, so bleiben unsere Bedenken doch 
nach wie vor dieselben. Es sind eine Reihe guter, 
nicht wegzudiskutierender Gründe, die uns zu die-
ser Haltung veranlassen und die heute noch ein-
mal ausgesprochen werden müssen, und zwar des-
halb, weil diese Regelung uns mit ernster 
Sorge erfüllt. Zum anderen müssen die Be-
denken, die der Deutsche Gewerkschaftsbund, die 
Deutsche Angestelltengewerkschaft und der Ver-
band der Rentenversicherungsträger haben, hier  

von der Tribüne des Hauses in aller Öffentlichkeit 
noch einmal zum Ausdruck gebracht werden. 

In der Begründung der Bundesregierung heißt 
es, daß es gesamthaushaltswirtschaftlich nicht ver-
antwortet werden könne, daß mit Hilfe von Bun-
desleistungen an anderen öffentlichen Stellen Kas-
senüberschüsse angesammelt würden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

während der Bund nicht in der Lage sei, seinen 
Verpflichtungen nachzukommen. Wir sind der Mei-
nung, daß es nicht angeht, durch solche Maßnahmen 
die Finanzkraft der Rentenversicherungsträger zu 
schwächen. Wir sind weiterhin der Ansicht, daß 
man Mittel, die zweckgebunden sind und die für 
die Altersversorgung der Rentner gegeben werden, 
nicht zweckentfremden kann. 

Wir alle wissen, daß sich eine gewisse Verbesse-
rung der Kassenlage der Rentenversicherungsträger 
ergeben hat. Sie ist darauf zurückzuführen, daß die 
Beiträge infolge von Lohnerhöhungen höher ge-
worden sind, ohne daß dem sofort höhere Leistun-
gen der Rentenversicherungsträger gegenüber-
stehen. Diese werden erst bei der Rentenzahlung 
fällig werden. Ferner ist eine aber nur scheinbare 
Besserung der Kassenlage darauf zurückzuführen, 
daß es den freiwillig Versicherten zur Pflicht ge-
macht wurde, ihre alten Anwartschaften durch Bei-
tragszahlung in Ordnung zu bringen. Das sind also 
absolut zeitbedingte Umstände, die keine Gewähr 
dafür bieten, daß die Kassenlage auf die Dauer 
verbessert bleibt. Außerdem erscheint es uns völlig 
abwegig, in dieser Situation von Überschüssen im 
üblichen Sinne zu reden und diese Gelder zu be-
schlagnahmen. Es handelt sich im Höchstfalle nur 
um Betriebsmittel für allenfalls zwei Monate. Eine 
geringfügige Konjunkturschwankung mit einem 
damit verbundenen Rückgang der Beschäftigten-
zahl, ein längerer Winter, eine größere Anzahl 
arbeitsunfähig Erkrankter würden sofort eine 
andere Situation ergeben. Wir alle sollten uns dar-
über klar sein, daß Betriebsmittel von zwei Mo-
naten nicht ausreichen, die Schwankungen des 
Wirtschaftslebens auszugleichen. Wir sollten im 
Gegenteil alles tun, um die Finanzkraft der Ren-
tenversicherungsträger laufend zu stärken. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Statt dessen versucht die Bundesregierung aber, 
durch diese beiden Gesetze weitere Betriebsmittel 
abzuschöpfen. 

Ein weiterer Einwand, den wir gegen die 
Schwächung der Finanzkraft der Rentenversiche-
rungsträger vorzubringen haben, ist der, daß die 
Anforderungen — durch den Altersaufbau unseres 
Volkes bedingt — von Jahr zu Jahr erheblich 
größer werden. Der Verband der Rentenversiche-
rungsträger hat nachgewiesen, daß die Rentenan-
forderungen jährlich um 200 Millionen DM an-
wachsen werden, auch wenn keine Konjunktur-
schwankungen eintreten. Er hat weiterhin nachge-
wiesen, daß die Rentenversicherungsträger eine Auf-
gabe zu erfüllen haben, die für die Gesundheit unse-
res Volkes von außerordentlich großer Bedeutung 
ist, nämlich die Wiederherstellung und den Ausbau 
einer Reihe von Heilanstalten. Diese Kosten wer-
den von den Rentenversicherungsträgern für das 
Jahr 1953 auf ungefähr 80 Millionen DM geschätzt. 
Wie aber soll diese Aufgabe geleistet werden, wenn 
der Bund seinen Verpflichtungen nicht in Bar-
leistungen, wie ursprünglich vorgesehen war, son-
dern zu 75 % in Schuldbuchforderungen, die nicht 
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veräußert und nicht beliehen werden dürfen, nach-
kommen will? 

(Vizepräsident Dr. Schäfer übernimmt 
den Vorsitz.) 

Auch wenn diese Regelung heute nur für ein Jahr 
vorgesehen ist, muß das für die Versicherungs-
träger zu Konsequenzen führen, die  wir nicht gut-
heißen können und ,die die notwendigen Verbesse-
rungen der Leistungen für die Versicherten 
blockieren. 

Eine andere Tatsache kann man nicht oft genug 
in das Blickfeld der Betrachtungen stellen. Herr 
Kollege Richter hat in der Haushaltsdebatte bereits 
darauf hingewiesen, daß infolge dieser Regelung 
nur noch wenige Rentenversicherungsträger in der 
Lage sein werden, ihre Kann-Leistungen — und 
das  sind vor allen Dingen die Heilverfahren, die der 
vorbeugenden Gesundheitsfürsorge dienen — durch-
zuführen. Für die Kann-Leistungen gilt bekanntlich 
nicht der Ausgleich nach § 6 des Sozialversiche-
rungs-Anpassungsgesetzes innerhalb der Renten-
versicherung der Arbeiter, und die schwachen Ren-
tenversicherungsträger werden ihre wertvollen vor-
beugenden Gesundheitsmaßnahmen erheblich ein-
schränken müssen. Das gilt ganz besonders für die 
Flüchtlingsländer Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen und Bayern, bei denen die Kassenlage der Ren-
tenversicherungsträger durch größere Arbeitslosig-
keit und durch niedrigere Löhne schlechter ist als 
in den anderen Ländern. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Mit allem Nachdruck muß aber noch weiter dar-
auf hingewiesen werden, daß die Rentenversiche-
rungsträger nicht mehr in der Lage sein werden, 
sich an der Finanzierung des sozialen Wohnungs-
baus zu beteiligen, und daß es eine erhebliche Be-
einträchtigung der Volksgesundheit, auch der Ge-
sundung der Familie im allgemeinen, bedeuten 
würde, wenn die Mittel, die für Wohnungsbau-
zwecke vorgesehen waren, nun für den ordentlichen 
Haushalt des Bundes beansprucht würden. Der Ver-
band der Rentenversicherungsträger hat uns durch 
seine Zuschriften davon in Kenntnis gesetzt, daß 
bei Inkrafttreten einer solchen Regelung bereits ge-
gebene Zusagen zurückgezogen werden müssen und 
daß diese Einschränkungen auf die Bauwirtschaft 
mit ihrer Schlüsselstellung weitgehende Auswir-
kungen haben müssen. Diese sind der Auffassung, 
daß die Rücklagen in den Bezirken der einzelnen 
Versicherungsanstalten selbst verwaltet und auch 
zur Hebung der Volksgesundheit im sozialen Woh-
nungsbau angelegt werden sollten. 

Die Rentenversicherungsträger sind weiter der 
Ansicht — und diese Meinung deckt sich auch mit 
der unsrigen —, daß man durch diese staatliche 
Maßnahme weitgehend die Selbstverwaltung ein-
schränkt. Die neu gewählten Organe kommen vor 
leere Kassenschränke, und man beraubt sie einer 
Aufgabe, die von den Sozialpartnern als eine ihrer 
Hauptaufgaben angesehen wird. Selbstverwaltung 
bedeutet, daß man es den Vertretern der Versicher-
ten möglich machen muß, an einer der für sie 
wesentlichsten Aufgaben mitzuwirken. 

Ein solcher Eingriff muß das Bemühen, den 
Versicherten durch die Selbstverwaltung wieder so 
nahe wie möglich an seine Versicherung heranzu-
führen, geradezu zunichte machen. Die Versicher-
ten, die Rentner, betrachten diese Maßnahme mit 
äußerstem Mißtrauen. Während der Herr Bundes-
arbeitsminister immer wieder auf die gesundheit-
lichen Nachwirkungen des Krieges und die zuneh

-

mende Überalterung unseres Volkes hingewiesen und 
betont hat, daß die Anforderungen an die Versiche-
rungsträger steigen werden und die Finanzlage der 
Rentenversicherungsträger weiterhin bedenklich 
bleibt, hat der Herr Bundesfinanzminister erklärt, 
daß die Versicherungsträger zur Aufrechterhaltung 
ihrer Leistungsfähigkeit nicht einer Vermehrung 
ihres veräußerlichen Vermögens bedürfen, denn sie 
würden diese Werte nicht verbrauchen. Dieses Ver-
halten in einer solchen Situation muß geradezu 
das Mißtrauen der Beitragszahler gegen eine Re-
gierung, die ihnen heute vom Zusammenbruch der 
Altersversicherung und morgen von unverbrauch-
baren Überschüssen erzählt, hervorrufen. Wir sind 
der Ansicht, daß der Herr Bundesfinanzminister 
mit dieser Maßnahme auf dem besten Wege ist, die 
im Grundgesetz verankerte Garantiestellung des 
Bundes gegenüber der Sozialversicherung geradezu 
in das Gegenteil zu verkehren. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es tut nicht gut — und das sollten wir uns mer-
ken —, die Gelder der Sozialversicherung allzu 
nahe an die Staatsfinanzen heranzuführen. Die 
Bundesregierung tut auch der Demokratie einen 
schlechten Dienst, wenn sie Selbstverantwortung 
und Selbstvertrauen von Millionen von Arbeitern 
und Angestellten einem augenblicklichen Vorteil 
opfert. 

(Abg. Horn: Sie verlangen doch immer mehr 
vom Finanzminister!) 

Sie fördert damit eine Entwicklung, die sie sonst 
zu bekämpfen vorgibt. Wir sollten nach den zwei-
maligen Erfahrungen und — lassen Sie mich das 
bitte sagen — auch nach der Praxis, die in der 
Sowjetzone mit den Geldern der Sozialversicherung 
geübt wird 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

— die Gelder der Sozialversicherung sind dort 
völlig in den Staatshaushalt eingebaut —, 

(Abg. Renner: Hundertprozentig aufgewertet!) 

alles daransetzen, der Sozialversicherung ihre 
finanzielle Unabhängigkeit zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu erhalten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Unsere Haltung zu diesem Gesetz deckt sich mit 

dem Antrag des Landes Bayern, der beim ersten 
Durchgang in der 98. Sitzung des Bundesrates mit 
19 gegen 19 Stimmen der Ablehnung verfiel. Mit 
Erlaubnis des Herrn Präsidenten gestatte ich mir, 
einen Teil der Ausführungen des Herrn bayerischen 
Arbeitsministers zu dieser Frage dem Hause zur 
Kenntnis zu geben. Er führte damals aus: 

Ich möchte aber noch ganz allgemein folgendes 
zu diesem Problem sagen. Selbst unter der 
Annahme einer schwierigen Kassenlage des 
Bundes vermag Bayern die Vorlage der Bun

-

desregierung nicht zu billigen, Mittel der Ren

-

tenversicherung zur Entlastung des Bundes

-

haushalts in Anspruch zu nehmen. Die Vor

-

lage beweist, wie bedenkenlos man Finanzie

-

rungsmöglichkeiten zu erschließen trachtet und 
den Weg des vermutlich geringsten Wider- 
stands zu gehen gewillt ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Diese Gesetzesvorlage ist aber um so bedenk-
licher, als gegenüber der Sozialversicherung ein 
Weg eingeschlagen wird, der aus 1938 in bitte-
rer Erinnerung ist. 

(Erneutes Hört! Hört! bei der SPD.) 
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(Frau Korspeter) 
Wenn auch nicht entfernt unterstellt werden 
soll, daß die Motive die gleichen sein könnten, 
so muß doch ernsthaft vor dem Beschreiten 
eines solchen Weges gewarnt werden, da nicht 
abzusehen ist, wo er endet. Heute sind es die 
Sozialversicherungsträger und die Arbeits-
losenversicherung, morgen schon können es 
die privaten Kapitalsammelstellen, also die 
Privatversicherungen, die Banken und eines 
Tages auch die Sparkassen sein, denen mit 
Zwangsauflagen ein Beitrag zur Finanzierung 
von Bundesaufgaben abgefordert wird. 
(Abg. Renner: Bei d e m Finanzminister?) 

Wir schließen uns diesen Ausführungen des baye-
rischen Arbeitsministers an und betonen nochmals, 
daß wir nicht gewillt sind, mit Ihnen diesen Weg 
zu gehen. Unsere vordringlichste Aufgabe ist es, 
die Leistungen der Rentenversicherungsträger zu 
verbessern, 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Sehr richtig!) 

die zu niedrigen Renten zu erhöhen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 
nicht aber einen Eingriff in die Liquidität der So-
sozialversicherungsträger vorzunehmen. Wir lehnen 
deshalb die beiden Gesetzentwürfe ab. 

(Abg. Horn: Ausgezeichnete Wahlrede! — 
Weitere Zurufe von der Mitte. — 

Gegenrufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat als 
Berichterstatter Abgeordneter Freidhof. 

Freidhof (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Ich möchte Sie als Berichterstatter 
bitten, in der Drucksache Nr. 4338 eine Berichti-

gung vorzunehmen. In § 2 Abs. 2 heißt es in der 
zweitletzten Zeile: „und am 30. September 1957". 
Das Wörtchen „und" muß gestrichen werden; es 

muß heißen: „erstmalig am 30. September 1957", 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Willenberg. 

Willenberg (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die vorliegenden Gesetzentwürfe der 
Bundesregierung stellen zweifellos einen Eingriff 
in die Finanzgebarung der Rentenversicherungs-
träger dar und haben nicht nur bei diesen, sondern 
auch nicht minder bei den Versicherten aller

-

stärkstes Befremden hervorgerufen. Mit der beab-
sichtigten Zuteilung von Schuldbuchforderungen 
des Bundes wird, wenn sie erfolgt, eine einseitige 
Festlegung der Rücklagen der Rentenversicherungs-
träger herbeigeführt. Versicherungsträger und Ver-
sicherte wehren sich dagegen, daß Mittel der So-
zialversicherung im politischen Raum Verwendung 
finden sollen. Die Erfahrungen mit Kriegsanleihen 
und Reichsschatzanweisungen erinnern uns an ver-
gangene Zeiten. In beiden Fällen blieben für die 
Versicherungsträger und damit auch für die Versi-
cherten nur Zusammenbrüche übrig. Nun sollen die 
vorhandenen Geldreserven wieder herhalten, um 
die Lücken des Haushalts zu decken. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Hört! Hört!) 

Es wäre nicht richtig, wenn man den vorhandenen 
Reserven die Funktionen sonst üblicher Geldreser-
ven zuschreiben wollte. Die Geldreserven der Ver-
sicherungsträger haben sich erst infolge der er-

höhten Löhne und Gehälter bilden können. Den 
Erhöhungen der Beitragsleistungen werden in 

kurzer Zeit erhöhte Rentenzahlungen folgen, da 
höhere Beiträge höhere Renten bedingen. 

Die Lage der Rentenversicherungsträger wird 
sehr kritisch, wenn infolge einer Wirtschaftskrise 
die Zahl der Beschäftigten sinkt und damit auch 
die Einnahmen geringer werden. Wenn die Bun-
desregierung schon jetzt nicht in der Lage ist, auf 
Grund des Rentenzulagengesetzes den Versiche-
rungsträgern die notwendigen Barmittel zur Ver-
fügung zu stellen, was soll dann geschehen, wenn 
bei rückläufiger Wirtschaftsentwicklung auch ge-
ringere Bundeseinnahmen vorhanden sind! Dann 
haben wir die Schwierigkeiten von 1932. Damals 
war die Invalidenversicherung nicht mehr in der 
Lage, die Renten in voller Höhe auszuzahlen, und 
es mußten nicht unerhebliche Rentenkürzungen 
vorgenommen werden. Die Nationalsozialisten 
haben die damalige Notlage der Rentenempfänger 
gründlich ausgenutzt, um gegen den demokra-
tischen Staat zu hetzen. Die Möglichkeit einer sol-
chen Entwicklung sollten wir auch sehen, und wir 
sollten die notwendigen Nutzanwendungen daraus 
ziehen. 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe gefährden aber 
auch die Möglichkeit der Versicherungsträger, 
Mittel bereitzustellen, um die Renten zu erhöhen. 
Meine Damen und Herren, beachten Sie bitte, daß 
die Durchschnittsrenten in der Angestelltenver-
sicherung etwa um 123 DM und in der Invaliden-
versicherung 78 DM betragen. Bei Witwen und 
Waisen liegen die Durchschnittssätze ganz erheb-
lich niedriger. Es liegt Veranlassung vor, den Ver-
sicherungsträgern die Möglichkeit zu geben, hier 
zu helfen und hier ihre Reserven einzusetzen, an-
statt ihnen diesen Weg zu verbauen. 

Die Gesetzentwürfe gefährden meines Erachtens 
auch den Finanzausgleich der Landesversicherungs-
anstalten. Seit 1949 haben die beiden großen Ver-
sicherungsträger Nordrhein-Westfalens, die Lan-
desversicherungsanstalten Düsseldorf und Münster, 
etwa 600 Millionen DM Zuschuß für die übrigen, 
nicht leistungsfähigen Bundesanstalten geleistet. 
Diese Gemeinlast der beiden Anstalten wird stärk

-

stens gefährdet, wenn diese Gesetzentwürfe zur 
Annahme kommen. Das wird zur Folge haben, daß 
dann die leistungsschwachen Versicherungsanstal-
ten nicht mehr in der Lage sind, die fälligen Ren-
ten an die Bezugsberechtigten zur Auszahlung zu 
bringen. 

Das sind die Bedenken, die meine politischen 
Freunde veranlassen, diese Gesetzentwürfe abzu-
lehnen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Hammer. 

Dr. Hammer (FDP): Meine Damen und Herren! 
Nach den Reden meiner sehr verehrlichen beiden 
Vorredner hätte man den Eindruck gewinnen kön-
nen, als würde durch diese Gesetzesvorlagen die 
Rentenzahlung in Deutschland bedroht. 

(Abg. Frau Korspeter; Das hat niemand 
gesagt!) 

Es ist doch angebracht, darauf aufmerksam zu 
machen, daß der Garant für die Rentenzahlung in 
Deutschland der Bund ist, so wie es früher das 
Reich gewesen ist. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Feiner Garant! — 
Abg. Renner: Fauler Garant!) 

Also diese Gefährdung der Rentenzahlung existiert 
nicht, und wer von diesem Rednerpult aus etwa in 



Deutscher Bundestag — 267. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 2. Juni 1953 	13147 
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Deutschland die Meinung verbreiten wollte, daß 
die Rentenzahlung durch diese Vorschläge der Re-
gierung bedroht sei, der würde betrügen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD und KPD.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine zweite 
Leistung unserer Rentenversicherungsträger, das 
Heilverfahren. Darauf hat Frau Kollegin Korspeter 
hingewiesen, und sie hat den Herrn Kollegen Rich-
ter zitiert. Sie hat aber vergessen, darauf hinzu-
weisen, jedenfalls im ersten Teil ihrer Rede, daß 
bei den Beratungen zu diesem Gesetz Herr Kollege 
Preller darauf aufmerksam gemacht hat, daß die 
Versicherungsträger der Rentenversicherung im 
Augenblick an dem sozialen Wohnungsbau inter-
essiert seien. Gegen Ende ihrer Rede hat sie selbst 
diesen sozialen Wohnungsbau als eine Aufgabe der 
Versicherungsträger angesprochen. Ich weiß nicht, 
wo dieser soziale Wohnungsbau in unserer Gesetz-
gebung als Pflichtleistung der Krankenversiche-
rung  erwähnt sein sollte. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ich kenne ihn im Katalog der erlaubten Anlage-
möglichkeiten an letzter Stelle. 

(Abg. Dr. Preller: Der Arzt Dr. Hammer 
sollte wissen, daß es eine Gesundheitsmaß

-

nahme ist!) 

— Gerade, weil ich das weiß, lieber Freund, möchte 
ich Ihnen nämlich sagen, daß es in der Frage der 
Gesundheit eine gewisse Rangfolge und Dringlich-
keitsstufe gibt. Ich stehe auf dem Standpunkt: erst 
das Heilverfahren und dann die verbilligten Klo-
settdeckel! 

(Hört! Hört! und lebhafte Zurufe von der 
SPD und KPD.) 

Sie wollten es j a so deutlich haben! 
(Abg. Richter [Frankfurt] : Das ist treffend 

für Sie! Das kennzeichnet Sie!) 

— Durchaus treffend! 

Ein Auftrag an die Rentenversicherung lautet, 
Kranke gesund zu machen und vor Invalidität zu 
bewahren, etwa durch Heilverfahren beim Tuber-
kulösen oder beim chronischen Arthritiker. Das ist 
der Auftrag gemäß der Reichsversicherungsord-
nung, aber nicht die Beteiligung am Wohnungsbau. 
Das haben andere Leute zu machen, dafür haben 
wir sogar ein eigenes Ministerium. 

Noch etwas zur Frage der Beteiligung am Woh-
nungsbau, so wie sie in der Reichsversicherungs-
ordnung vorgesehen ist, also als Anlagemöglichkeit. 
Sie reden von den Interessen der Versicherten. Die 
Interessen der Versicherten machen es notwendig, 
eine Anlage zu treffen, die die entsprechende Ren-
dite auf dem Kapitalmarkt erbringt. 

(Zuruf von der SPD: Die Gesundheit ist 
maßgebend!) 

Seit wann ist der soziale Wohnungsbau eine An-
lage für ein Kapital, das Erträge liefern soll? 

Sie sprachen davon, daß unter Umständen diese 
Mittel in einer Krise im Interesse der Versicherten 
mobilisiert werden müssen. Ja, wer kann sich denn 
vorstellen, daß im Palle einer Krise ausgerechnet 
die Kapitalien, die in den sozialen Wohnungsbau 
hineingesteckt wurden, verflüssigt werden können? 
Das ist doch sehr häufig gerade ein Argument von 
Ihnen gewesen, meine Damen und Herren von der 
Linken, wenn Sie unseren Gedanken des Kapital

-

deckungsverfahrens in der Öffentlichkeit attackiert 
haben. 

Wir stehen auf dem Boden der Regierungsvor-
lage, halten sie für richtig und sind bereit, sie 
überall zu vertreten. Die FDP stimmt diesem Ge-
setz zu. 

(Abg. Renner: Auch Ihren Ärztekollegen 
bei den Krankenkassen gegenüber?) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will mich nach den treffenden 
Ausführungen der Sprecherin der SPD und des 
Sprechers des Zentrums angesichts der mir zur 
Verfügung stehenden nur sehr knappen Zeit dar-
auf beschränken, einmal aus dem Gestrüpp des 
Gesetzestextes die Zahlen herauszuarbeiten, die 
hinter dieser Materie stecken. 

Durch diese Manipulation, hinter der ja nicht 
der Arbeitsminister, sondern der Herr Bundes-
finanzminister Schäffer steht, werden im Rech-
nungsjahr 1952, also in dem Jahr, das Ende März 
abgeschlossen hat, 159 Millionen DM Verpflichtun-
gen des Bundes in der Form von Schuldbuchforde-
rungen abgedeckt. Für das Geschäftsjahr 1953 be-
trägt die Summe, um die es geht, 555 Millionen DM, 
also mehr als eine halbe Milliarde DM. Das be-
kommen nun die Sozialversicherungsträger statt in 
Barzuwendungen in Schuldbuchforderungen. Der 
Herr Bundesfinanzminister sagt: Die Finanzlage 
macht das notwendig. Ich werde am Schluß auf 
seine Methoden der Finanzierung anderer Probleme 
kurz eingehen. Wie die berufenen Hüter der Renten-
versicherung, die Versicherungsträger selbst, die 
Auswirkungen beurteilen, hat Ihnen Frau Kors-
peter richtig aufgezeigt; ich kann dem nichts mehr 
hinzufügen. Aber daß hier ein Arzt sich hinstellt 
und die Auswirkungen dieses Raubbaues an den 
Sozialversicherungsträgern so zu minimalisieren 
versucht, ist wirklich erstaunlich, und ich habe 
Ihnen eben den Zuruf gemacht, ob Sie Ihren 
Standpunkt auch z. B. Ihren Kollegen Kranken-
kassenärzten gegenüber zu verteidigen bereit sind, 
die ja vollkommen zu Recht auch seit Jahr und Tag 
eine Aufbesserung ihrer Bezüge verlangen. 

(Abg. Pelster: Die immer abgelehnt wird!) 
— Von Ihnen natürlich abgelehnt wird. 

(Abg. Pelster: Von Ihnen!) 

Hier ist — nur zur Verwirrung des Tatbestan-
des — das Problem „sozialer Wohnungsbau" hin-
eingeworfen worden. Wir sind der Meinung, daß 
mit den Geldern der Sozialversicherungsträger der 
soziale Wohnungsbau nicht gefördert werden soll, 
daß dafür Bundesmittel genommen werden sollen, 
die Sie heute für andere Zwecke verplempern. 

Nun etwas an die Adresse der Frau Kors

-

peter. Sie konnte sich wieder einmal bei der 
Betrachtung dieser so nüchternen Materie den 
üblichen kleinen Seitenblick nach der DDR nicht 
ersparen. 

(Abg. Frau Korspeter: Das stimmt doch! — 
Weitere Zurufe.) 

— Frau Korspeter, im Gegensatz zu der Währungs-
reform, die hier im Westen vorgenommen worden 
ist, sind in der DDR die Vermögen der Sozialver-
sicherungsträger und der öffentlichen Hand 100 zu 
100 aufgewertet worden. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD. — Unruhe.) 
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 — Da können Sie schreien, wie Sie wollen. Mit 
Ihrem Schreien schaffen Sie den Tatbestand nicht 
aus der Welt. 

(Zuruf von der SPD: Und die DDR hat sie 
genommen! — Abg. Pelster: Da gibt es 

aber keine Selbstverwaltung!) 

— Hören Sie auf! Ich habe jetzt keine Zeit, auf 
faule Witze einzugehen. 

(Lachen.) 

Nun zur Frage der Aufwertung. Warum macht 
man denn hier nicht ganze Arbeit und geht an die 
Aufwertung der Milliardenbeträge der Sozialver-
sicherung heran, die durch zwei Kriege verludert 
worden sind? Warum geht man nicht daran, diese 
Beträge, die mehr als 40 Milliarden DM ausmachen, 
endlich aufzuwerten? 

Zur Frage der Sicherheit der Schuldbuchforde-
rungen! Ich erlaube mir, die Frage zu stellen: Was 
steckt denn an Stabilität hinter diesem Bund? Sieht 
man denn nicht die Gefahr? Hier wendet man doch 
eine Methode an, die Hitler auf die Sozialversiche-
rung angewandt hat. Hitler war es doch, der den 
Sozialversicherungsträgern Reichsschuldverschrei-
bungen statt baren Geldes gegeben hat. 

(Abg. Pelster: Das lag ja schon vor 1914 
fest! Da mußten sie zu einem gewissen Teil 

schon Reichsanleihen zeichnen!) 

— Damals stand ja noch ein realer Wert dahinter, 
lieber Freund! 

(Abg. Pelster: Heute auch!) 

Der steht heute nicht mehr dahinter. Wenn Sie Ihre 
Adenauersche-amerikanische Kriegspolitik zum 
Zuge bringen, dann ist die Stabilität dieses Bundes 
keinen Pfennig wert. 

(Lebhafte Zurufe von der Mitte und rechts.) 

Aber Sie müssen ja dieselbe Spur gehen. Wie zur 
Zeit Hitlers diese Methode angewandt wurde, um 
den Krieg zu finanzieren, so greift Ihre Regierung 
heute zu derselben Methode zurück, um den Krieg 
zu finanzieren. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Lassen Sie die Platte 
mal rückwärts laufen! — Abg. Pelster: In 

Ihrer Phantasie ist das der Fall!) 

Das muß ausgesprochen werden. 

Ein abschließendes Wort. Wir haben bereits bei 
den voraufgegangenen Diskussionen diese Mani-
pulationen abgelehnt. Wir lehnen sie auch heute 
ab, obwohl Sie das Pflästerchen „nur für 1954" 
draufgeklebt haben. Bleibt diese Regierung am 
Ruder, dann wird dieselbe Methode im Jahre 1955 
nur noch verschärft durchgesetzt werden. Je mehr 
Sie in das Stadium der vollen Aufrüstung hinein-
geraten, desto mehr werden Sie die Gelder der 
Sozialversicherungsträger benutzen, um diesen ver-
brecherischen Krieg zu finanzieren. 

(Erneute lebhafte Zurufe.) 

Das ist die Lage, all Ihr Geschrei ändert am Tat-
bestand nichts. Der Herr Schäffer bedient sich wie 
Hitler ein und derselben Methode der Finanzierung 
des Krieges, und das steckt hinter diesem Gesetz-
entwurf. 

(Zuruf von der Mitte: Unverschämtheit! — 
Weitere erregte Zurufe von der Mitte und 

rechts.) 
Darum lehnen wir ihn ab. An dieser berechtigten 
Ablehnung ändern auch Ihre Zwischenrufe wie 

„Unverschämtheit" nichts. Damit schafft man Tat-
bestände wirklich nicht aus der Welt. 

(Beifall bei der KPD. — Abg. Dr. Wuerme

-

ling: Das war wirklich unverschämt! Wir 
bereiten keinen Krieg vor! — Abg. Renner: 

Das tut Adenauer für Sie!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab-
geordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Je näher dieses Haus 
dem Ende der Arbeiten kommt, um so mehr scheint 
auf der linken Seite das Wahlfieber anzusteigen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 
Ich habe mir einmal die Mühe gemacht, auszurech-
nen, welche Finanzmittel die Anträge, die Sie in 
den letzten Wochen gestellt haben, beanspruchten, 
wenn sie verwirklicht würden. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Weniger als das, 
was Sie heute abschöpfen wollen, Herr 

Arndgen!) 
Dabei habe ich nur sieben Anträge zugrunde ge-
legt. Wir müßten dann zu dem, was in der Sozial-
versicherung und in der Arbeitslosenversicherung 
zur Zeit zur Verfügung gestellt wird, noch 2 Mil-
liarden und hundert soundso viel Millionen Mark 
bewilligen. Diese Anträge werden von der linken 
Seite gestellt, ohne daß auch nur der leiseste Ver-
such gemacht wird, irgendwie nach Deckungsmäg-
lichkeiten zu suchen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wenn die Regierung versucht, all das, was auf dem 
sozialpolitischen Sektor beschlossen worden ist, 
auch finanziell so zu decken, daß wir nicht nach und 
nach in eine Inflation hineinschliddern, dann sind 
Sie, meine Damen und Herren von der Linken. die-
jenigen, die sich gegen solche Deckungsmöglichkei-
ten stemmen. 

(Zuruf von der KPD: Sie ziehen den Krieg 
vor!) 

Frau Korspeter hat von Verpflichtungen gespro-
chen, denen sich der Bund entziehen wolle. Diese 
Behauptung stimmt nicht. Sie kann nicht stimmen, 
weil wir im Grundgesetz einen Art. 120 haben, der 
bestimmt, daß der Bund die Leistungen der Sozial-
versicherung zu garantieren hat. 

(Lachen und Zurufe links.) 
Also kann nicht davon die Rede sein, daß mit die-
sen Deckungsvorschlägen auch nur der leiseste Ver-
such gemacht werde, den Bund von der Verpflich-
tung zu befreien, die ihm auf Grund des Art. 120 
des Grundgesetzes obliegt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Dann ist von Einschränkungen und von Schwä-
chungen der Leistungen gesprochen worden. Ich 
habe hier eine Aufstellung vor mir liegen, die Sie 
genau so gut kennen, meine Damen und Herren 
von der Linken, wie ich. Aus dieser Aufstellung 
geht hervor, daß trotz der Schuldverschreibungen, 
die den Rentenversicherungsträgern zugingen, in 
diesem Haushaltsjahr noch ein Überschuß von 414 
Millionen DM verbleibt. 

(Abg. Renner: Das sind die hohen Beiträge, 
die das verursachen!) 

Herr Kollege Schellenberg, Sie haben 
nicht nur heute, sondern schon mehrfach davon ge-
sprochen, daß, wenn der Bund den Rentenversiche- 
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rungsträgern statt Barzuwendungen Schuldver-
schreibungen gibt, das Heilverfahren und die frei-
willige Leistung gefährdet seien. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das stimmt auch!) 

Meine Damen und Herren, sehen Sie sich einmal 
die Aufstellung an, die Sie genau so gut in Händen 
haben wie ich! Dann werden Sie feststellen, daß 
ebenso wie in früheren Jahren die Rentenversiche-
rungsträger etwas über 200 Millionen DM für Heil-
verfahren usw. zur Verfügung haben. Das wird 
auch im Haushaltsjahr 1953 so sein, so daß die Ren-
tenversicherungen ihre Kann-Leistungen, ihre 
Heilverfahren usw., in genau derselben Höhe wer-
den durchführen können wie bisher. Also alle Ein-
wendungen, die hier gegen das Gesetz erhoben 
worden sind, sind so weit hergeholt, daß sie nicht 
überzeugen können. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dann hat Frau Korspeter gesagt, es sei nicht 

mehr möglich, die gleichen Mittel in den sozialen 
Wohnungsbau hineinzustecken, wenn die Barlei-
stungen nicht mehr in vollem Umfang fließen. Ich 
habe schon ausgeführt, daß noch ein Überschuß von 
414 Millionen DM verbleibt. Ich habe eben beim 
Wohnungsbauministerium feststellen lassen, daß in 

 den bisherigen Haushaltsjahren, also auch im ver-
gangenen Haushaltsjahr, von den Rentenversiche-
rungsanstalten direkt nur 35 Millionen DM in den 
Wohnungsbau hineingesteckt worden sind. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Und Pfandbriefe!) 

— Auch darauf komme ich. 
(Zuruf von der KPD: Von Pfandbriefen 

brauchen Sie ja nichts zu wissen!) 

—Warten Sie doch, bis ich fertig bin! — Es werden 
auch, wie bisher, noch genügend Mittel der Renten-
versicherungsanstalten in die Pfandbriefe hineinge-
leitet werden können, so daß durch diese Deckungs-
gesetze, und zwar sowohl dasjenige für 1952 als 
auch das für 1953, der soziale Wohnungsbau, soweit 
er bisher von den Rentenversicherungsträgern ge-
fördert wurde, in keiner Weise beeinträchtigt 
werden wird. 

Es ist auch von der Selbstverwaltung gesprochen 
worden. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn das Gesetz über die Selbstverwaltung in der 
Sozialversicherung so durchgeführt worden wäre, 
wie sie das Gesetz vorsieht, dann hätten wir eine 
echte Selbstverwaltung. Aber große Teile der Ver-
sicherten haben es abgelehnt, zu wählen. Sie haben 
sich berufen lassen. Es ist also trotz des Selbstver-
waltungsgesetzes eine echte Selbstverwaltung. wie 
sie das Gesetz wollte, nur bei einigen Versiche-
rungsträgern Tatsache geworden. Wie dort, wo 
gewählt wurde, die Selbstverwaltung aussieht, dar-
über, meine sehr verehrten Herren von der Linken, 
brauche ich Ihnen nichts zu sagen. Dort haben sich 
die Versicherten gegen Ihre Politik ausgesprochen. 

(Abg. Renner: Die Versicherten haben den 
Schwindel mit der Selbstverwaltung erkannt!) 
Ich glaube, wenn wir in diesem Hause auf der 

einen Seite Beschlüsse fassen, die die Leistungen 
der Sozialversicherung erhöhen sollen, dann sind 
wir auf der andern Seite auch verpflichtet, dafür 
die notwendige Deckung zur Verfügung zu stellen. 
Darüber, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der Linken, haben Sie sich niemals Kopf-
schmerzen gemacht. Wenn nun die Deckungsvor-
schläge von anderer Seite gemacht werden, dann 

glauben Sie, die Dinge kritisieren zu müssen, weil 
Sie der Meinung sind, daß Sie daraus irgendeinen 
Wahlerfolg mit nach Hause nehmen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD und von der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun-
gen? — Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schel-
lenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur einige Bemerkungen zu 
dem, was Herr Kollege Arndgen bezüglich des 
Heilverfahrens gesagt hat: Schon heute ist das Heil-
verfahren als Kann-Leistung der Rentenversiche-
rung  je  nach der Finanzlage der einzelnen Renten-. 
versicherungsträger höchst unterschiedlich. Für die 
Landesversicherungsanstalten Westfalen und 
Rheinprovinz, die bekanntlich die leistungsstärk-
sten Rentenversicherungsträger sind, werden heute 
10 % der Rentenausgaben für Heilverfahren ausge-
geben, für die leistungsschwachen Anstalten, bei-
spielsweise für die Landesversicherungsanstalten 
Oberfranken und Schwaben, aber nur 5 oder 4 %. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Das heißt, daß bereits unter den gegenwärtigen 
Umständen die leistungsschwachen Versicherungs-
träger nur die Hälfte dessen an Heilverfahren 
durchführen, was die leistungsstarken Versiche-
rungsträger gewähren. Wenn die Abschöpfung der 
Barmittel der Rentenversicherung verstärkt wird, 
so ergibt sich daraus als unabweisbare Folge, daß 
die Maßnahmen des Heilverfahrens bei leistungs-
schwachen Versicherungsträgern noch weiter ein-
geschränkt werden müssen, weil — und das ist 
auch den Vertretern der Regierungsparteien be-
kannt — das Heilverfahren ausschließlich aus den 
finanziellen Mitteln des einzelnen Versicherungs-
trägers bestritten werden kann. 

Herr Kollege Arndgen, in diesem Zusammenhang 
darf ich an die offiziellen Erklärungen erinnern, 
die  gerade der Vertreter Ihrer Partei anläßlich der 
Regierungserklärung am 23. September 1949 über 
die Finanzen und über die Selbständigkeit der So-
zialversicherung abgegeben hat. Damals hat der 
Abgeordnete Blank zur Regierungserklärung über 
die Sozialversicherung gesprochen und laut Proto-
koll der 7. Sitzung, das ich mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten hier verlesen darf, folgendes 
erklärt: 

Wir wollen weg von der staatlichen Einfluß-
nahme auf diese Dinge. 

Und weiter: 
Grundsatz aber bleibt bei uns, das Vermögen 
der Versicherungsträger vor Zugriffen eines 
geldgierigen Staates sicherzustellen . . . 

(Hört! Hört! und Lachen bei der SPD.) 
Und das Protokoll verkündet: „Beifall in der 
Mitte". Das waren Ihre Auffassungen, die Sie bei 
Übernahme der Regierung vertreten haben; und 
was Sie heute durchführen, ist das Gegenteil davon! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Renner: Der ist heute ja auch Kriegs

-

minister, er greift heute zu!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Horn. 

Horn (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die letzten, mit so viel Leidenschaft vor-
getragenen Ausführungen des Kollegen Schel- 
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lenberg bedürfen nur einer kurzen, knappen 
Berichtigung. Das, was Herr Professor Schellen

-

berg hier soeben behauptet hat, ist nicht richtig. 
(Abg. Renner: Er  hat  doch das Protokoll 

zitiert!) 
Er hat auf die leistungsschwächeren Versiche-
rungsträger verwiesen und behauptet, daß diese 
infolge dieses Gesetzes dann nicht mehr in der 
Lage wären, auf dem Gebiete des Heilverfahrens 
Leistungen in der bisherigen Form und Höhe zu 
bewilligen. Ich darf Sie, meine Damen und Herren, 
auf § 1 Abs. 2 der Vorlage aufmerksam machen; 
darin heißt es — ich darf wörtlich zitieren —: 

Die nach Absatz 1 bereitzustellenden Mittel 
werden von sämtlichen Versicherungsträgern, 
getrennt für jeden der beiden Versicherungs

-

zweige, nach Maßgabe ihrer Beitragseinnahmen 
jeweils für ein Kalenderjahr gemeinsam auf

-

gebracht. 

Jetzt kommt das Entscheidende: 
Wenn hiernach einzelnen Versicherungsträgern 
von ihren Gesamteinnahmen für das Kalender-
jahr weniger Mittel verbleiben, als zur Dek

-k

ung ihrer Gesamtausgaben 
— ich unterstreiche Gesamtausgaben — 

für das Kalenderjahr erforderlich sind, so 
werden die auf diese Versicherungsträger 
nach Satz i entfallenden Aufbringungsanteile 
entsprechend gekürzt; die ausfallenden Teile 
der Aufbringungsanteile werden auf die ande-
ren Versicherungsträger nach Maßgabe ihrer 
Beitragseinnahmen für das Kalenderjahr ver-
teilt, das Nähere bestimmt der Bundesminister 
für Arbeit. 
(Abg. Richter [Frankfurt]: Da haben wir es 

doch!) 
— Nein, da haben wir es nicht, Kollege Richter! 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Natürlich!) 
Gerade das Gegenteil von dem, was Herr Kollege 
Schellenberg hier vorgetragen hat, steht in diesem 
Absatz. Wenn die erwähnten leistungsschwächeren 
Versicherungsträger eben nicht in der Lage sind, 
ihre Gesamtausgaben aus dem verbleibenden Teil 
ihrer Beitragseinnahmen zu decken, dann werden 
ihre Aufbringungsanteile nach Maßgabe dieses Ge-
setzes entsprechend gekürzt. Herr Kollege Schel-
lenberg hat auf die finanzstarken Träger in Rhein-
land und Westfalen etc. hingewiesen; dann haben 
diese Träger für die leistungsschwächeren mitein-
zutreten. Sie werden dann, ohne irgendwie in 
ihrem Leistungsvermögen auch hinsichtlich des 
Heilverfahrens eingeschränkt zu werden, immer 
noch in der Lage sein, den an sie zu stellenden An-
forderungen gerecht zu werden. 

Ich stelle also ausdrücklich fest, daß dieses Ar-
gument nicht sticht, und kann mich deshalb auch 
nur gegen eine solche Darstellung aussprechen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD: Wie ist das mit dem 

Protokoll vom September?) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unzweifelhaft hat der Bundes-
tag heute eine sehr wichtige Entscheidung zu tref-
fen, und ich bedauere außerordentlich, daß dieses 
Problem nicht vor einer größeren Zahl von Bundes-
tagsabgeordneten diskutiert wird, damit sie bei der 

Abstimmung auch wissen, um welches Problem 
von grundsätzlicher Bedeutung, um welche wich-
tige Frage für die Versicherten und für die Ver-
sicherungen es sich hier handelt. 

Herr Kollege Arndgen hat behauptet, die SPD 
habe Anträge auf sozialpolitischem Gebiet einge-
bracht, die eine Mehrausgabe von 2,1 Milliarden DM 
erforderlich machten. Ich weiß nicht, wie er dies 
berechnet hat, ob er addiert oder multipliziert hat, 
welche Ausgaben er als sozialpolitische Ausgaben 
ansieht; all das entzieht sich meiner Kenntnis. Ich 
will deshalb nur die Anträge nehmen, die zu die-
sem Thema gehören, d. h. zu den Rentenversiche-
rungen der Arbeiter und der Angestellten. Anträge 
auf Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung ge-
hören zum nächsten Punkt der Tagesordnung, wo 
wir sie behandeln werden; darauf können Sie sich 
verlassen! 

Wir haben beantragt, daß der Steigerungsbetrag 
in der Angestelltenversicherung von 0,7 auf 1% 
erhöht wird, und wir haben festgestellt, daß dafür 
etwa 200 Millionen DM Mehrausgabe erforderlich 
sind. In unserem Antrag und in unseren Reden 
haben wir zum Ausdruck gebracht, daß diese 200 
Millionen DM Mehrausgabe zur Zeit durch Beiträge 
von den Versicherten in der Angestelltenversiche-
rung aufgebracht werden, die Mittel für diese Ren-
tenerhöhung also vorhanden sind. Wir haben wei-
ter beantragt, daß die Grundbeträge in der Renten-
versicherung der Arbeiter erhöht werden. Wir 
werden feststellen, daß dies etwa 300 Millionen DM 
ausmacht. Aus den Ausführungen des Kollegen 
Arndgen bzw. aus den Berechnungsgrundlagen der 
Bundesregierung wissen Sie, daß diese Mittel vor-
handen sind, daß sie also von der Versicherung ge-
tragen werden können und der Bundeshaushalt 
durch beide Anträge in ganz minimaler Höhe, und 
zwar nur durch die Angestelltenversicherung, be-
lastet wird. Wenn Sie jetzt diese Zwangsanleihe in 
Höhe von 555 Millionen DM sowohl für die An-
gestelltenversicherung wie für die Invalidenver-
sicherung beschließen, dann machen Sie es kaum 
möglich, daß diese Versicherungszweige in der 
Lage sein werden, die Mittel aufzubringen, um die 
von uns gestellten Anträge zu realisieren. Sie 
werden dann sagen, wir sollten Deckungsvorschläge 
machen, denn die Versicherungsträger hätten selbst 
keine Mittel. Trotzdem wollen Sie heute den Ver-
sicherungsträgern die Mittel wegnehmen, indem 
Sie sie für eine Zwangsanleihe zum Ausgleich des 
Bundeshaushalts verwenden. Dagegen wehren wir 
uns mit aller Entschiedenheit. Wir sind der Auf-
fassung, daß unsere Anträge durch das Beitrags-
aufkommen der Versicherungszweige hinreichend 
gedeckt sind, so daß die Vorwürfe, die Sie, Herr 
Kollege Arndgen, ständig erheben, in jeder Bezie-
hung sachlich unberechtigt sind. 

Aber sachlich unberechtigt ist auch Ihr Vorgehen 
gegenüber der Selbstverwaltung. Sie schließen hier 
die Aktivität und den Einsatz der Selbstverwaltung 
aus. Sie kritisieren, daß die einzelnen Versiche-
rungsträger nur in ganz bescheidenem Maße zur 
Wahl geschritten sind. Sie kritisieren nicht, daß die 
Arbeitgeber bei allen Versicherungsträgern nur 
eine Vorschlagsliste einbringen. Das ist selbstver-
ständlich, daß sich die Arbeitgeber vorher verstän-
digen; dafür haben Sie kein Wort der Kritik. Wenn 
sich aber die Versicherten auf eine Vorschlagsliste 
verständigen, dann stellen Sie sich hier her und 
reißen ... — also schön, ich will den Satz nicht 
fortsetzen  

(Heiterkeit) 
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und erzählen hier Märchen; denn etwas anderes ist 
es nicht! 

(Abg. Winkelheide: Das sind keine Mär

-

chen, Kollege Richter!) 

Wenn der eine Sozialpartner, der Arbeitgeber, das 
Recht hat, sich zur Wahrung seiner Interessen auf 
eine Vorschlagsliste zu verständigen, hat auch der 
andere Partner, die Versicherten, das Recht, sich zu 
verständigen, und Sie sollten es endlich unter-
lassen, mit diesem Ladenhüter hier aufzutreten. 

(Abg. Winkelheide: Das werden wir nie 
unterlassen! Das ist keine echte Selbst

-

verwaltung mehr!) 

— Daß so wenig Interesse vorliegt, ist ganz erklär-
lich; denn Sie schalten ja die Selbstverwaltung in 
jedem Fall von Bedeutung aus. Sie tragen die Ver-
antwortung dafür, wenn die Versicherten an ihren 
Einrichtungen kein Interesse mehr haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann es ganz kurz machen. Ich will 
mich nur mit Herrn Horn,  dem Hauptgeschäfts-
führer der Barmer Ersatzkasse, auseinandersetzen. 
Herr Horn, es ist gut, daß ich kein Hauptgeschäfts-
führer bin, sondern klar denken kann. Wie wollen 
Sie mit dieser Ihrer Argumentation einen Tat-
bestand aus der Welt schaffen, der hier richtig auf-
gezeigt wird? Es ist Tatsache, daß heute schon die 
verschiedenen Sozialversicherungsträger, je nach 
ihrer finanziellen Stärke prozentual gesehen, ver-
schieden hohe Ausgabensätze für die Heilbehand-
lung aufweisen. Nun sagen Sie — und Sie begrü-
ßen das als eine wundervolle Regelung —: Jetzt 
werden aber die finanzschwachen Länder dadurch 
bessergestellt, daß wir bei den finanzstarken die 
entsprechenden Kürzungen vornehmen. 

(Abg. Horn: Das haben Sie in den falschen 
Hals gekriegt!) 

Herr Horn als Versicherungsfachmann sollte be-
greifen, daß, wenn man beim Stärkeren abbaut, um 
den Schwächeren zu stützen, im Resultat die Lei-
stungen im allgemeinen heruntergehen. Die Folge 
der Politik, die in diesem Gesetz verankert ist, ist 
also die, daß in den Ländern, wo heute auf diesem 
Sektor noch etwas mehr geleistet wird als in den 
finanzschwächeren, die Leistungen ebenfalls her-
untergehen müssen. Das ist die zwingende Logik 
ihrer eigenen Ausführungen. 

(Abg. Horn: Davon kennen Sie nichts! — 
Abg. Renner: Ich bin ja auch kein Haupt

-

geschäftsführer, ich bin nur ein 
denkender Mensch!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Horn hat die 
Behauptung aufgestellt, die Leistungsgewährung 
auch für die Maßnahmen des Heilverfahrens sei 
unbedingt gesichert. Herr Kollege Horn, ich frage 
Sie und Ihre Kollegen: weshalb hat dann Ihre 
Fraktion bei den Ausschußberatungen den Vor-
schlag des Bundesrats, den meine Fraktion aufge-
nommen hat, abgelehnt? Er hatte folgenden Inhalt: 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:  

... Stellt die Aufsichtsbehörde fest,  daß die 
Kassenlage des Rentenversicherungsträgers den 
Rückgriff auf die Schuldbuchforderung not-
wendig macht, um die gesetzlichen Leistungen 
zu decken, so kann auf Grund dieser Forderung 
der von der Aufsichtsbehörde des Rentenver-
sicherungsträgers als notwendig bezeichnete 
Geldbetrag mit einer Frist von drei Monaten 
zurückgefordert werden. 

Diesen Änderungsantrag zu § 2 Abs. 2 hat die Re-
gierungskoalition bei den Ausschußberatungen ab-
gelehnt und damit nicht die Sicherung der Leistun-
gen gewährleistet. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Die ist sowieso gesichert!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, die Rednerliste ist erschöpft, aber auch die 
Redezeit bis zur Neige ausgekostet. Wir können 
also deswegen die Debatte jetzt einstellen. Die Ab-
stimmung wird auf Grund der getroffenen Ver-
einbarung vertagt. 

Ich rufe Punkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Ersten 
Überleitungsgesetzes (Nr. 4007 der Druck-
sachen). 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ar-
beit (20. Ausschuß) (Nrn. 4337, zu 4337 der 
Drucksachen). 
(Erste Beratung: 247. und 248. Sitzung.) 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Abge-
ordneter Kuntscher. 

Kuntscher (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Vom Ausschuß 
für Arbeit liegt ein schriftlicher Bericht*) über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ersten 
Überleitungsgesetzes vor. Ich kann mich deshalb 
sehr kurz fassen. 

Das Erste Überleitungsgesetz vom August 1951 
bestimmt, daß der Bund die Lasten für die Arbeits-
losenfürsorge zu tragen hat. Die Leistungen für die 
Arbeitslosenfürsorge werden von der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung bevorschußt und vom Bund zurückerstattet. 
Nach dem vorliegenden Ergänzungsgesetz soll ein 
Teil dieser rückzuerstattenden Beträge nicht in bar, 
sondern in Schuldbuchforderungen abgestattet 
werden. Nach dem Regierungsentwurf soll der Re-
fundierungsbetrag, der auf diese Weise zur Ab-
stattung kommt, 12,5% des Beitragsaufkommens 
der Arbeitslosenversicherung betragen und auf die 
Dauer von drei Jahren gesetzlich geregelt werden. 
In Zahlen ausgedrückt ist die Leistung für die Ar-
beitslosenfürsorge für das Haushaltsjahr 1953 mit 
946 Millionen DM veranschlagt, so daß eine Schuld-
buchfestschreibung von rund 185 Millionen DM 
vorgesehen ist. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich in fünf Sitzun-
gen sehr eingehend mit der Gesamtmaterie be-
schäftigt, sie nicht nur vom rein fiskalischen Stand-
punkt, sondern ganz besonders vom arbeitsmarkt-
politischen Gesichtspunkt aus geprüft. Die Grund-
einstellung des Ausschusses bezüglich der Verwen-
dung von Prämienreserven der Bundesanstalt geht 
dahin, daß diese Prämienreserven in erster Linie 
zur Arbeitsbeschaffung, zur Schaffung von Dauer- 

*) Siehe Anlage 2 Seite 13165 
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arbeitsplätzen, für Notstandsarbeiten und für den 
sozialen Wohnungsbau verwendet werden sollen. 
Mit der Bereitstellung des Betrages von 200 Mil-
lionen DM für diese Zwecke, gleichfalls aus Mitteln 
der Bundesanstalt, sind im Vorjahr die besten Er-
fahrungen gemacht worden. Denn mit diesem Be-
trag von 200 Millionen DM konnten Arbeitsmaß-
nahmen mit einem Gesamtwert von 680 Millio-
nen DM mobilisiert werden. Dadurch war es mög-
lich, die Zahl der Arbeitslosen wesentlich herab-
zudrücken, andererseits aber durch die Beschäfti-
gung von Arbeitslosen auf diesen neugeschaffenen 
Arbeitsplätzen große Einsparungen für die Bundes-
anstalt zu erzielen und den Bund wesentlich zu 
entlasten. Ich verweise auf das Zahlenmaterial im 
schriftlichen Bericht. 

Die Sorge, diese im Vorjahr zum Teil begonne-
nen Arbeitsprogramme könnten nicht weitergeführt 
werden, hat im Ausschuß zu außerordentlichen Be-
denken geführt. Diese Bedenken konnten erst 
durch neuerliche Verhandlungen mit dem Finanz-
minister und nach Anhörung des Präsidenten der 
Bundesanstalt und des Vorsitzenden des Verwal-
tungsrats der Bundesanstalt durch die Feststellung 
zerstreut werden, daß von den im Vorjahr für das 
Sofortprogramm zur Verfügung gestellten 200 Mil-
lionen DM für das Jahr 1953 noch ein Über

-

hang von 56 Millionen DM vorhanden sei, daß im 
Haushaltsplan der Bundesanstalt für das Jahr 1953 
60 Millionen DM für die gleichen Zwecke vor-
gesehen seien und daß nach vorsichtigen Schätzun-
gen über das Aufkommen an Beiträgen für die 
Bundesanstalt ohne Gefährdung der Liquidität der 
Bundesanstalt noch weitere 100 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt werden könnten. 

Nach weiteren Verhandlungen mit dem Finanz-
minister, die zu einer Abschwächung der Fassung 
des Regierungsentwurfs geführt haben, hat dann 
die Mehrheit des Ausschusses für Arbeit für die 
Ihnen in Drucksache Nr. 4337 vorliegende Fassung 
gestimmt, ein Teil der Mitglieder hat sich der 
Stimme enthalten, und ein Mitglied des Ausschus-
ses hat sich gegen die Fassung ausgesprochen. 

Nach der vom Ausschuß vorgeschlagenen Fassung 
soll der Abs. 1 des § 16 a dahingehend geändert 
werden, daß die Festschreibung nicht nach einem 
Prozentsatz des Beitragsaufkommens für die Ar-
beitslosenversicherung, sondern in einem fixen Be-
trag erfolgt. Dieser Betrag ist mit 185 Millionen DM 
fixiert worden. Ferner wird bestimmt, daß diese 
Maßnahme nicht für drei Haushaltsjahre, sondern 
lediglich für das Haushaltsjahr 1953 gelten soll. 
In Abs. 2 wird die Verzinsung der auf diese Art 
und Weise festgeschriebenen Forderung der Bun-
desanstalt bestimmt. Absätze 3, 4 und 5 bleiben 
unverändert. Nach dem Beschluß des Ausschusses 
wird  ein neuer Abs. 6 hinzugefügt, in dem ein 
Tilgungsplan für die festgeschriebenen 185 Mil-
lionen DM in der Weise festgelegt wird, daß eine 
dreiprozentige Tilgung mit dem 31. März 1955 ein-
zusetzen hat und daß diese Tilgung in den folgen-
den Jahren zuzüglich der ersparten Zinsen vor sich 
gehen soll. Soweit die Änderungsanträge des Aus-
schusses, die Ihnen in Drucksache Nr. 4337 vor-
liegen. 

Ich bitte Sie noch, einer Änderung des Abs. 2 
zuzustimmen, da sich dort ein sinnstörender text-
licher Fehler eingeschlichen hat. Dieser Absatz soll 
nunmehr lauten: 

Die Schuldbuchforderungen sind jeweils vom 
ersten Tag des Monats an, für den die Aufwen

-

dungen von der Bundesanstalt für Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung zu 
tragen sind, in der Höhe des jeweiligen 
Wechseldiskontsatzes der Bank deutscher Län-
der, jedoch nicht höher als mit 5 v. H. zu ver-
zinsen. 

Ich bitte Sie, diese vom Ausschuß für Arbeit vor-
genommenen Änderungen anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Wir treten in die zweite Beratung 
ein. Meine Damen und Herren, abgesehen von dem 
Berichtigungsvorschlag des Herrn Berichterstatters, 
zu dem ich die Zustimmung des Hauses annehmen 
kann, sind Änderungsanträge nicht eingegangen. 
Ich darf daher diese wenigen Artikel zusammen 
aufrufen. Artikel I bis III, — Einleitung und Über-
schrift. — Wortmeldungen liegen nicht vor. Die 
Abstimmung wird ausgesetzt. Damit ist die zweite 
Beratung beendet. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 
Dafür ist vom Ältestenrat eine Gesamtredezeit von 
60 Minuten vorgesehen. 

(Zuruf von der Mitte: Viel zu lang!) 

— Was heißt „zu lang"? Wollen Sie kürzen, 
meine Damen und Herren? — Das scheint nicht der 
Fall zu sein; also bleibt es dann bei 60 Minuten. 

(Zuruf rechts: Doch, 40 Minuten!) 

— Ach, lassen wir es doch! Ich glaube, es wird sich 
schon so zurechtlaufen. 

(Zuruf von der Mitte. — Abg. Renner: 
Ihr macht die üblen Gesetze, gegen die 
wir dann Brandreden halten müssen! — 
Abg. Dr. Wuermeling: Wir haben kein so 

hohes Soll, Herr Kollege!) 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Keuning! 

Keuning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Punkt 6 der Tagesordnung hat ja 
schon durch den Bericht des Kollegen Kunt-
scher die Nähe zu dem Punkt 5 aufgezeigt. Das 
Problem liegt hier ähnlich wie bei dem Punkt 5, 
daß nämlich der Bundesfinanzminister in einen 
Säckel greift, der ihm normalerweise nicht zur 
Verfügung steht. Wir haben schon bei der ersten 
Lesung bemerken können, daß der Bundesminister 
für Arbeit zu diesem Punkt keine Ausführungen 
gemacht hat, und ich glaube, wir nehmen mit 
Recht an, daß es ihm sehr unbehaglich ist, zu dieser 
Vorlage zu sprechen. Im Vergleich zu der vorher 
beratenen Vorlage wird es ihm darum noch unbe-
haglicher sein, weil es bei der vorhergehenden 
Vorlage darum ging, einen Griff in den Renten-
stock zu tun, der auf lange Zeit irgendwie die 
Sicherheit der Rentenzahlungen gewährleisten soll, 
während es hier ja darauf ankommt, aus den lau-
fenden Beiträgen die Sicherheit zu haben, die 
Unterstützungen zu zahlen und in Notzeiten auch 
die Mittel zur Verfügung und greifbar zu haben, 
um dann in einem aktuellen Fall wirksamer zu-
greifen zu können. Ich glaube, daß wir das so aus-
legen dürfen, Herr Minister. Ich kann aber wohl 
auch sagen, daß der Bericht des Kollegen Kunt-
scher ebenfalls eine große Unsicherheit zum Aus-
druck bringt. Auch der Vorsitzende des Ausschusses 
für Arbeit ließ diese im Ausschuß erkennen. Es 
war einwandfrei festzustellen, wie unbehaglich es 
all den Mitgliedern des Ausschusses für Arbeit, 
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die diese Dinge aus der Praxis heraus kennen, war, 
einen solchen Beschluß zu fassen. 

Ich darf vielleicht aus dem Bericht des Kollegen 
Kuntscher die beiden letzten Absätze der Seite 2 
zitieren, die folgendermaßen lauten: 

Die große Sorge um die Möglichkeit der Fort-
führung dieser Arbeiten, die in vielen Fällen 
eine Planung auf Jahre bedeuten, stand so im 
Mittelpunkt der Ausschußberatungen. 

Sie stand auch im Mittelpunkt Ihres Berichts, den 
Sie hier noch einmal gaben. Sie sagen dann weiter: 

Vom Ausschuß wurde auch nicht übersehen, 
daß die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung kraft Gesetzes 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ge-
worden ist und ihr durch eigene Organe 
die Selbstverwaltung gegeben ist. 

Es ist verständlich, daß es Ihnen unbehaglich ge-
worden ist. Auch der Ausschuß des Bundesrates 
schlug dem Plenum des Bundesrates vor, man möge 
der Bundesregierung empfehlen, diese Vorlage zu-
rückzuziehen, weil sie ein Schlag in das Gesicht 
der Selbstverwaltung sei und eine Sonderbesteue-
rung für den Kreis der Beitragszahler darstelle. 

Bemerkenswert ist, daß in den Beratungen des 
Ausschusses für Arbeit die Vertreter der Bundes-
anstalt, sowohl der Herr Präsident Scheuble wie 
der damalige Vorsitzende des Verwaltungsrats, 
Herr Direktor Wiacker, und auch der Vorsitzende 
des Vorstandes, der Kollege Richter, der in diesem 
Hause hier mitwirkt, gleicher Meinung waren, daß 
dieser Schritt sehr bedenklich sei. Der Herr Präsi-
dent S c h e u b 1 e sagte, daß es zweckmäßiger sei, 
Beträge, die über das hinaus anfielen, was nor-
malerweise zur Beitragszahlung benötigt werde, 
für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen einzusetzen. 
Er wies dabei darauf hin, welche Wirkung das 
Arbeitsbeschaffungsprogramm von 1951 hatte. Es 
wurde auch eben wieder vom Kollegen Kuntscher 
erläutert, daß mit den 200 Millionen DM praktisch 
680 Millionen DM in Bewegung gesetzt wurden. 
Sie schütteln den Kopf, Herr Finanzminister. 
Manches, was von Ihrem Referenten im Ausschuß 
vorgetragen wurde, ist von den Herren der Bun-
desanstalt auch kopfschüttelnd aufgenommen 
worden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist dann weiter festgestellt worden, daß durch 
die Zurverfügungstellung von 200 Millionen DM 
der Bund Einsparungen von über 200 Millionen DM 
macht. Auch das wurde eben von dem Kollegen 
Kuntscher herausgestellt. 

Von dem Präsidenten wurde auch mit großer 
Sorge hervorgehoben, daß der Bundesanstalt, die 
doch ein Organ der Selbstverwaltung sei, nun die 
Möglichkeit genommen würde, Selbstverwaltungs-
maßnahmen durchzuführen. Wenn ihr nämlich die 
Überschüsse in dieser Form weggenommen wür-
den, dann bliebe ihr nichts anderes übrig, als die 
Auszahlung der Unterstützungen vorzunehmen. 
Das könnte man sicher mit einem billigeren Appa-
rat machen. 

Aber auch Herr Direktor Wiacker als Vor-
sitzender des Verwaltungsrats hat sehr starke Be-
denken geäußert. Er hat vor allen Dingen die Aus-
führungen Ihres Referenten, Herr Minister der 
Finanzen, kopfschüttelnd angehört und hat unge-. 
fähr ausgeführt, daß diese ganze Finanzaufstellung 
zu sehr unter haushaltsrechtlichen Gesichtspunk-
ten dargeboten wurde; tatsächlich müßten aber 

die wirtschaftlichen Überlegungen und die Entwick-
lung, die in diesem Jahre höchstwahrscheinlich fest-
stellbar sein werde, in den Vordergrund gerückt 
werden. Er wies darauf hin, daß in der Montan

-

Union heute bereits eine gewisse Zurückhaltung 
bemerkbar sei, so daß also die gesamte wirtschaft-
liche Entwicklung nicht unter einem solch rosigen 
Aspekt zu sehen sei, wie sie von Ihrem Referenten 
im Ausschuß betrachtet wurde. Von Herrn Direktor 
Wiacker wurde darauf hingewiesen, das dieser 
Zugriff einer Zwangsanleihe gleichkomme und daß 
es sich für den Kreis derjenigen, die Beiträge zur 
Bundesanstalt zu zahlen haben, praktisch um eine 
Sondersteuer handle. 

Es war sehr interessant, daß bei den Beratungen 
im Ausschuß für Arbeit diese neue Einrichtung 
der Bundesanstalt zum ersten Male in  die  Debatte 
eingreifen konnte. Bis zu diesem Zeitpunkt war 
dieses Selbstverwaltungsorgan gar nicht angespro-
chen, wie es denn selber über die Verwendung 
solcher Mittel denke. Darin kommt sicher kein 
großer Respekt vor dieser Einrichtung zum Aus-
druck. 

Die Folge dieser Ausschußberatungen war, daß 
sich der Vorstand der Bundesanstalt in einer Sit-
zung am 19. Februar eingehend mit der Lage be-
schäftigte und eine Entschließung faßte, in der zu-
sammenfassend gesagt wird, die Regierung möge 
darauf verzichten, auf diesem Wege ihren Finanz-
ausgleich durchzuführen. In dieser Entschließung 
wurde festgestellt, daß das Vermögen praktisch 
festliege und die Spekulation der Bundesregierung 
darauf, daß hier ein großes Vermögen verfügbar 
sei, nicht zutreffe. Das vorhandene Vermögen liegt 
zu mehr als 50 % im sozialen Wohnungsbau fest, 
und zwar wurden diese Maßnahmen schon vor Er-
richtung der Bundesanstalt getroffen. Die Bundes-
anstalt hätte also praktisch nur bezüglich der Ver-
wendung der Überschüsse eine Beweglichkeit. Die 
Überschüsse wurden unterschiedlich hoch ge-
schätzt. Die Schätzungen bewegen sich zwischen 
250 und 350 Millionen DM. Die Entschließung des 
Vorstandes wurde in einer späteren Sitzung des 
Verwaltungsrats auch von diesem angenommen. 
Beide Organe der Bundesanstalt empfahlen also 
der Regierung, diese Vorlage zurückzuziehen. Da 
diese Empfehlungen keinen Erfolg hatten, be-
schloß man am 22. Mai im Vorstand der Bundes-
anstalt wieder einstimmig, den Bundeskanzler an-
zuschreiben und  ihn zu bitten, seinen Einfluß gel-
tend zu machen, damit diese Vorlage zurückgezogen 
werde. Dieses Schreiben wurde dem Bundeskanzler 
am 27. Mai zugesandt. 

Wir können daraus feststellen, daß hier ein sehr 
verzweifelter Kampf von einem Selbstverwaltungs-
organ geführt wird. Alle, die es mit der Einrich-
tung der Selbstverwaltung ernst meinen, sollten 
diesen Kampf unterstützen. Es ist nicht ein Kampf 
irgendeines Interessenverbandes, wie wir hier schon 
viele erlebt haben — ich denke an die Mineralöl-
steuer, an den Aufmarsch des Verkehrs zu einer 
bestimmten Gesetzesvorlage und an andere —, son-
dern hier handelt es sich um den Kampf einer Ein-
richtung des öffentlichen Rechts um ihre Grund-
rechte. 

Die Beratung dieses Punktes wäre aber eigent-
lich unvollständig, wenn nicht auch die Drucksache 
Nr. 4301, die augenblicklich im Ausschuß für Ar-
beit behandelt wird, mindestens erwähnt würde. 
Ich greife damit ein wenig vor, meine aber, daß 
es dringend erforderlich ist. In der Drucksache 
Nr. 4301 wird eine Höherstufung der einzelnen 
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Unterstützungssätze in der Arbeitslosenunterstüt-
zung gefordert. Darüber wurde in diesem Hohen 
Hause letztmalig in der 127. Sitzung am 15. März 
1951 gesprochen. Bei der Kritik der damals vor-
gelegten Tabelle gab der Herr Bundesminister für 
Arbeit, Herr Storch, der auch heute hier anwesend 
ist, zu, daß die vorgelegte Tabelle wohl in einigen 
Punkten reformbedürftig oder verbesserungsfähig 
sei. Er sagte auch, daß er seine Zustimmung dazu 
gebe, und schlug damals vor, diese Verbesserungen 
dann eventuell im Ausschuß vorzunehmen. Das 
Plenum beschloß damals aber, die Vorlage am glei-

chen Tage in erster, zweiter und dritter Lesung zu 
verabschieden, um schnell zu helfen. Dadurch kam 
es nicht zur Beratung im Ausschuß und dadurch 
vor allem auch nicht zur Höherstufung der Sätze 
der Arbeitenden mit hohem Einkommen, bei denen 
die Unterstützungssätze besonders niedrig sind. 
Der Herr Arbeitsminister hat damals hier dann 
erklärt, daß ja die Novelle zu dem Gesetz über Ar-
beitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung kurz 
vor der Fertigstellung sei. Das war am 15. März 
1951, und er erwartete für den 4. April desselben 
Jahres die endgültigen Berichte der einzelnen 
Landesarbeitsämter usw., um hier dann endgültig 
die Novelle vorlegen zu können. Das war vor zwei 
Jahren! Mit dieser Novelle sollten dann eventuell 
auch diese Sätze geregelt werden und andere an-
stehende Fragen eine grundlegende Änderung er-
fahren. Zwei Jahre haben wir darauf gewartet. 
Wenn in der letzten Zeit irgendwelche Vorstöße ge-
macht wurden, hat man uns gesagt, wir sollen mit 
der Novelle warten, bis die Bundesanstalt errichtet 
ist. Das ist auch nach unserer Meinung richtig ge-
wesen, weil dieses Organ gleich mit eingeschaltet 
werden sollte. Aber nicht als richtig kann angese-
hen werden, daß zwei Jahre verstrichen sind, ohne 
daß die damals schon erkannten Mängel behoben 
wurden. Diese notwendigen Korrekturen sind 
unterblieben, daß sie nötig sind — jetzt noch 
nötiger als damals —, ist heute allgemeine Auffas-
sung aller Beteiligten bei den Beratungen, die im 
Ausschuß stattfanden. 

Die sozialdemokratische Fraktion hat ja die Vor-
lage Drucksache Nr. 4301 eingebracht und dabei 
auch gewisse Vorstellungen über die Auswirkung 
der Erhöhungen gehabt. Nach unserer Meinung 
werden die notwendigen Erhöhungen einen Betrag  
von 200 Millionen DM erfordern. Diese 200 Millio-
nen DM sind da, denn die Überschüsse bewegen sich, 
wie ich eben schon sagte, zwischen 250 und 300 
Millionen DM, so daß dieses Programm ohne wei-
teres durchgeführt werden könnte. Über den Satz, 
den wir bei ungefähr 60 % vom Nettolohn in der 
Spitze sehen, war man sich im Ausschuß auch in 
etwa einig, ohne sich festzulegen. Bei diesem Satz 
von 60 % würde eine Summe von 200 Millionen 
DM nötig sein. Es wäre aber nicht möglich, diese 
notwendige Erhöhung durchzuführen, wenn die 
185 Millionen abgezweigt würden. 

Ich sagte, daß darüber weitgehend eine einheit-
liche Auffassung bestanden hat. Wir wissen — das 
sollen wir hier nüchtern sagen —, daß ein Anreiz 
erforderlich ist, um die Arbeit wieder aufzunehmen. 
Es ist immer die Frage, wo die Grenze dabei liegt. 
Die Arbeitslosigkeit darf den arbeitslos Werdenden 
nicht gleich in die tiefe Hoffnungslosigkeit stürzen. 
Das ist heute bei den jetzt üblichen Sätzen der 
Fall, wobei Spitzenverdiener, welche arbeitslos 
werden, auf 27 % des bisherigen Einkommens ab-
sinken. Ich glaube, es ist leicht vorstellbar, was 
das für den Betroffenen bedeutet. 

Wir wissen — darin ist ja Herr Wuermeling ein 
Spezialfachmann in diesem Hause —, daß hier 
manche Wunderzahlen über die Erfolge der sozia-
len Marktwirtschaft präsentiert worden sind, und 
man hat immer geschrien, wenn wir einmal den 
Finger auf irgendwelche Wunden dieser sozialen 
Marktwirtschaft gelegt haben. Hier ist nun eine 
solche Wunde. Ein großer Kreis in unserem Lande 
ist einfach nicht in der Lage, ein einigermaßen nor-
males Leben zu führen, und die Arbeitslosen sind 
nicht in der Lage, ihre Arbeitskraft zu erhalten, 
um nachher wieder zu vollem Arbeitseinsatz im-
stande zu sein. So ist interessant, daß eine führende 
CDU-Zeitung Ende Januar einen Artikel brachte, 
daß eine Werbeaktion für höheren Fleischverbrauch 
durchgeführt werden sollte — eine Werbeaktion 
für höheren Fleischverbrauch, weil man weiß, daß 
heute im Durchschnitt nur 38 kg pro Kopf ver-
braucht werden gegenüber 51 kg im Jahre 1936 
pro Kopf der Bevölkerung. 

(Abg. Sabel: Und wie war es 1945?) 

— Ja, Herr Kollege Sabel, es ist doch eigentlich 
nicht richtig, mit einem solch platten Zuruf zu 
kommen. Ich hatte ihn auch nicht von Ihnen er-
wartet. Herr Kollege Sabel, man kann doch nicht 
von 1945 ausgehen. 

(Abg. Sabel: Es hat sich doch etwas 
geändert!) 

— Ja, sicher. Es  hat sich aber doch unterschiedlich 
etwas geändert. Im Vorjahr sind in der Bundes-
republik z. B. 800 Pelzmäntel mit einem Wert zwi-
schen 10 000 und 15 000 DM pro Stück verkauft 
worden. Es hat sich auch etwas geändert, Herr 
Kollege Sabel. Es  hat  sich unterschiedlich geändert. 

(Abg. Sabel: Die Pelzmäntelstatistik kenne 
ich nicht!) 

— Das können Sie ja prüfen. Man kann nachprüfen, 
was daran richtig ist oder nicht. 

Ich möchte sagen, daß hier eine wunde Stelle ist. 
Herr Finanzminister, Sie haben bei Ihren Ausfüh-
rungen das Beispiel von einer Gratwanderung ge-
braucht, der Gratwanderung zwischen Deflation 
und Inflation. Ich möchte dieses Bild etwas aus-
malen. Bei vielen Vorlagen in der letzten Zeit 
haben Sie sich mit Menschen beschäftigen müssen, 
die teils nicht aus Sportbegeisterung solche Grat-
wanderungen machen, die aber unwegsames Ge-
lände benutzen oder sonstige Wege, um unbemerkt 
in anderes Gebiet zu kommen, in dem sie nichts 
zu suchen haben, Herr Bundesfinanzminister, ich 
möchte Ihnen sagen: auch Sie sind bei Ihrer Grat-
wanderung in ein Gebiet gelangt, in dem Sie nichts 
zu suchen haben; 

(Sehr gut! und Sehr richtig! bei der SPD.) 
denn dieses Gebiet sollte für Sie tabu sein. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es handelt sich hier um Gelder, deren Bestim-
mungszweck klar festgelegt ist. 

Ich möchte abschließend sagen, daß wir Sozial-
demokraten gegen die Vorlage stimmen werden, 
weil sie einmal einen Schlag ins Gesicht der Selbst-
verwaltung bedeutet, weil sie zweitens eine Son-
dersteuer für alle diejenigen festlegt, die die Bei-
träge zur Arbeitslosenunterstützung zahlen, weil 
sie drittens die Durchführung der dringendst  not-
wendigen Aufgaben und die Durchführung der 
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dringendst notwendigen Unterstützungen gefährdet, 
zu denen ich eben hier meine Ausführungen machte. 

Wir werden dieser Vorlage nicht zustimmen. 
(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Sabel. 

Sabel (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, ich verrate kein Geheimnis, 
wenn ich sage, daß auch meine Freunde starke 
Bedenken gegen die ursprüngliche Vorlage hatten, 
die Ihnen in der Drucksache Nr. 4007 vorliegt. Wir 
haben uns in der Ausschußarbeit damit beschäftigt, 
diese Vorlage wesentlich zu ändern, von unserem 
Gesichtspunkt aus gesehen wesentlich zu verbes-
sern. Ich glaube, das darf nicht übersehen werden. 
Sicher, auch wir sind der Meinung, daß dieser Weg 
der Haushaltsfinanzierung nicht gerade der beste 
ist. Hier kann man beachtliche Bedenken haben. 

(Abg. Richter (Frankfurt): Sehr richtig!) 

Auf der andern Seite wissen wir um die Notwen-
digkeit der Balancierung des Haushalts und das 
hat uns dazu bewogen, letztlich dieser verbesserten 
Regelung zuzustimmen. Ich sage aber noch einmal: 
auch wir betrachten diese Lösung nicht als ein 
Ideal. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die Regelung, die 
ursprünglich für drei Jahre vorgesehen war. nun 
auf ein Jahr beschränkt worden ist und daß die 
Summe niedriger liegt als die ursprünglich gefor-
derten 12 1 /2 % der Einnahmen. Die feste Summe 
wird unter diesem Prozentsatz bleiben. Ich darf 
ferner darauf hinweisen, daß wir nun Tilgungs-
beträge festgelegt haben. Eins müssen wir natür-
lich deutlich sagen: Hier wird nichts à fonds perdu 
gegeben, sondern hier erfolgt eine Anlage von Ver-
mögen zu normalen Zinssätzen und zu, sagen wir 
ruhig, ganz entsprechenden Tilgungssätzen. Das 
muß deutlich gemacht werden, damit nicht der An-
schein erweckt wird, als würde nun das Geld der 
Bundesanstalt, das Geld der Arbeitslosenversiche-
rung verschenkt. 

Nun möchte ich noch folgendes bemerken. Man 
sollte es bei dieser einmaligen Verwendung der 
Mittel für Haushaltszwecke belassen. Im nachsten 
Jahr sollte dem Herrn Finanzminister etwas Besse-
res einfallen als diese Regelung; denn im allgemei-
nen müssen wir ja folgende Forderung vertreten. 
Wenn die Beitragseinnahmen der Arbeitslosenver-
sicherung höher liegen, als Ausgaben notwendig 
sind, muß man entweder daran denken, diese Mit-
tel für die Arbeitsbeschaffung zu verwenden, soweit 
notwendige Rücklagen erfolgt sind, oder man muß 
sich überlegen, ob die Beiträge gesenkt werden 
können oder inwieweit Leistungssteigerungen not-
wendig und vernünftig sind. 

Ich möchte nicht zu den Ausführungen des Kolle-
gen Keuning Stellung nehmen, die sich mit 
einer anderen Drucksache, die heute nicht zur Dis-
kussion steht, beschäftigen. Ich möchte aber eins 
betonen: Die Bundesanstalt wird durch diese Inan-
spruchnahme nicht zugrunde gehen. Die Finanzver-
hältnisse sind nicht so schlecht, daß hier unabseh-
barer Schaden entstehen könnte. Ich darf auch dar-
an erinnern, daß die Entwicklung des Arbeitsmark-
tes in diesem Jahr sehr erfreulich war. Gott sei 
Dank werden die Unterstützungsmittel ja auch 
nicht so stark in Anspruch genommen, wie wir 

etwa Dezember und Januar befürchten mußten. 
Die Situation hat sich doch besser entwickelt, als 
wir glaubten, und das führt auch zu einem besseren 
finanziellen Status der Bundesanstalt. 

Ich bin ferner der Auffassung, daß noch Möglich-
keiten für die Reformen verbleiben, die durch die 
Novelle zum AVAVG durchgeführt werden sollen. 
Es ist also nicht so, als wären die letzten Mittel 
genommen. Nach meiner Ansicht verbleiben auch 
im erforderlichen Maße noch Mittel für notwendige 
Aufgaben der Arbeitsbeschaffung. Hiermit hat sich 
ja der Ausschuß schon beschäftigt. 

Alles in allem genommen sage ich noch einmal: 
Wir möchten wünschen, daß diese Regelung nur 
einmal, in diesem Jahr, praktiziert wird. Wir glau-
ben aber nicht, daß durch diese Regelung ein gro-
ßer Schaden entsteht. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Arbeitsamtsdirektor Sabel 
aus Fulda — — 

(Abg. Sabel: Nein, Abgeordneter Sabel aus 
Fulda!) 

— Ach so, ich wollte noch hinzufügen: Gewerk-
schaftler Sabel 

(Abg. Sabel: Ja!) 
und trotzdem Bundestagsabgeordneter! 

(Zurufe.) 

Aber was soll denn das? Was sollen Ihre frommen 
Wünsche an die Adresse dieses Herrn Bundes-
finanzministers: Wir möchten wünschen, daß das 
auf dieses Jahr beschränkt wird! 

(Abg. Sabel: Der tut das schon!) 

— Der tut das schon? Wie ich ihn kenne, tut er das 
Gegenteil. Und solche Andeutungen: Die Arbeits-
losenversicherung bricht nicht zusammen; man 
wird auch noch die Novelle zum AVAVG unter-
bringen können! Was sollen denn solche Behaup-
tungen angesichts folgender Tatsache. „Welt der 
Arbeit" vom 10. Oktober 1952 sagt: 

Die Arbeitslosen sind nicht ausreichend ver-
sorgt. Die heutigen Unterstützungssätze reichen 
zum großen Teil nicht mehr aus, um das Exi-
stenzminimum der Arbeitslosen zu sichern. Als 
Mindestunterstützung ist 50 v. H. des bisher 
erzielten Lohnes zu fordern. Daneben muß ein 
vernünftiger Ausgleich erfolgen. 

Wo sollen denn die Mittel dafür hergenommen 
werden, wenn Sie jetzt auch noch diese 185 Millio-
nen DM statt in Bargeld in unverwertbaren 
Schuldbuchverschreibungen überweisen? Wie soll 
denn die von den Gewerkschaften geforderte Erhö-
hung der Arbeitslosenunterstützungssätze über-
haupt effektuiert werden? Darauf können Sie mir 
keine Antwort geben! 

(Abg. Sabel: Doch!) 

Nun der Arbeitsstock und seine „Sicherung". 
Darüber sagt das DGB-Organ „Soziale Sicherheit" 
im Novemberheft vorigen Jahres unter der Über-
schrift „Handelt es sich wirklich um Überschüsse?": 

Die Kapitalien der Bundesanstalt, wie sie heute 
vorhanden sind, sind demnach keine Über

-

schüsse. Vielmehr handelt es sich hier um Un- 
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terstützungsanteile, die den Arbeitslosen vor-
enthalten wurden. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 
Das sagt das Organ des DGB zu der Geschichte! 

Was hier exerziert wird, ist übrigens keine erst-
malige Angelegenheit. Schon im Herbst 1951 — ich 
erinnere daran mit Absicht — hat man aus dem 
Arbeitsstock zur sogenannten Arbeitsbeschaffung 
einmal 200 Millionen DM wegeskamotiert, um nicht 
zu sagen, gestohlen. Nun kommt bekanntlich der 
Appetit beim Essen. Der Herr Bundesfinanzminister 
braucht für seine Aufrüstung Gelder, und nun geht 
er dazu über, diese 185 Millionen DM auch noch 
wegzunehmen. 

Wegen der Kürze der Zeit — ich werde schon 
wieder vorgewarnt — nur ein Wort noch an die 
Adresse des sozialdemokratischen Sprechers. Was 
haben denn die sozialdemokratischen Minister im 
Bundesrat überhaupt an Änderungen verlangt? Da 
muß man auf die Vorlage zurückgehen, in der es 
heißt: 

Im Interesse der Liquidität der Bundesanstalt 
muß die Möglichkeit zur Kündigung der 
Schuldbuchforderungen vorgesehen werden. 

Die Antwort der Bundesregierung enthüllt, was 
die von ihr angewendete Methode überhaupt be-
deutet. Und nun hören Sie gut zu: 

Um jedoch die Schuldbuchforderungen 
— sagt die Regierung in ihrer Antwort an den 
Bundesrat  — 

der  Bundesanstalt nicht zu einer ewigen Schuld 
des Bundes werden zu lassen, ist die Bundes-
regierung bereit, die Schuldbuchforderungen 
nach Ablauf von drei Jahren mit 1 v. H. zu 
tilgen. 

Das ist ihr wunderbarer Tilgungs- und Deckungs-
vorschlag: nach drei Jahren 1 v. H.! Wir Kommu-
nisten sind der Auffassung, daß die Gelder der 
Arbeitslosenversicherung zu keinem anderen Zweck 
verwendet werden dürfen als zu dem der Siche-
rung der Unterstützung. Wir sind der Auffassung, 
daß jeder freie Pfennig zu einer Erhöhung der 
völlig ungenügenden derzeitigen Sätze verwendet 
werden muß. Wir sind ferner der Auffassung, daß, 
wenn überhaupt ein Überschuß vorhanden ist, man 
an die Frage der Senkung der Beiträge herangehen 
sollte, die heute bekanntlich 4 % aller Gehälter und 
Löhne ausmachen. Das ist unsere Meinung zu die-
sen Dingen. 

Abschließend möchte ich sagen: auch diese Maß-
nahme läuft darauf hinaus, dem Herrn Bundes-
finanzminister die Gelder zu sichern, die er zur 
Finanzierung seiner Kriegsvorbereitungen braucht. 

(Lebhafte Zurufe von der Mitte und rechts: 
Endlich! — Endlich haben wir's! — Endlich 

sind wir wieder soweit!) 

Es geht nicht darum, den Haushalt auszubalancie-
ren, wie heute hier gesagt worden ist, sondern es 
geht darum, den Krieg zu finanzieren. 

(Erneute lebhafte Zurufe.) 

Um das zu erreichen, greifen Sie jetzt auch auf die 
Beiträge der Arbeiter zur Arbeitslosenversicherung, 
auf die Gelder der Arbeitslosen zurück. Im norma-
len Leben nennt man das Diebstahl. Dieses Wort 
darf ich Ihnen gegenüber ja nicht anwenden; aber 
der Tatbestand dessen, was Sie hier durchführen, 
ist in Wirklichkeit gar nichts anderes als ein Dieb

-

stahl an Geldern, die die Arbeiter aufbringen, um 
ihre Arbeitslosenunterstützung zu sichern. 

(Beifall bei der KPD. — Lebhafte Zurufe 
von den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Renner, Sie haben eben den Ausdruck „Diebstahl" 
in bezug auf eine Maßnahme der Regierung ge-
braucht. Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Meine Damen und Herren, es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen mehr vor. Damit wäre auch 
die allgemeine Aussprache der dritten Beratung 
geschlossen, und wir kämen zur Einzelberatung. 
Änderungsanträge liegen nicht vor. 

Ich rufe auf die Artikel I, — II, — III, — Ein-
leitung und Überschrift. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 
Die Abstimmung war vertagt. Da wir allerdings 
jetzt die Zeit, die vorgesehen war, überschritten 
haben, glaube ich, können wir eigentlich zur Ab-
stimmung zunächst einmal über Punkt 6 der Ta-
gesordnung übergehen, damit wir ihn noch unter 
dem unmittelbaren Eindruck der Debatte erledi-
gen können. Also bitte zunächst die Abstimmung 
zur zweiten Beratung des Punktes 6 der Tagesord-
nung. 

Ich rufe auf die Artikel I bis III, — Einleitung 
und Überschrift und bitte diejenigen, die zustim-
men, die Hand zu heben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Meine Damen und Herren, es beste-
hen Zweifel über den Umfang der Beteiligung an 
dieser Abstimmung. Wir müssen eine Auszählung 
vornehmen. Ich bitte Sie, den Saal sehr schnell zu 
räumen. Die Schriftführer darf ich bitten, ihre 
Plätze an den Türen einzunehmen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Ich bitte, die Einmarschgeschwindigkeit zu er-

höhen; wir müssen die Abstimmung schließen. 
(Wiedereintritt und Zählung.) 

Die Abstimmung ist beendet. Ich bitte, die Türen 
zu schließen. 

Das Ergebnis der Abstimmung: Mit Ja haben 
gestimmt 191, mit Nein 144, enthalten haben sich 
2 Abgeordnete. Damit ist der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung angenommen. 

Die Aussprache zur dritten Beratung haben wir 
bereits gehabt. Wir veranstalten also jetzt die 

Abstimmung zur dritten Beratung. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetz — — 

(Abg. Richter [Frankfurt] : Herr Präsident 
zur Abstimmung!) 

— Herr Abgeordneter Richter zur Abstimmung! 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beantrage namentliche Ab-
stimmung. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich nehme an, daß 
der Antrag auf namentliche Abstimmung ausrei-
chend unterstützt ist. Dann bitte ich die Schrift-
führer, die Abstimmungskarten einzusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Hat von den Damen und Herren noch jemand 

den Wunsch, die Stimmkarte abzugeben? — Das 
scheint nicht der Fall zu sein; dann ist die Ab-
stimmung geschlossen. 

Bis zur Beendigung der Auszählung können wir 
zu den Abstimmungen zu Punkt 3 der Tagesord- 
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nung, die ebenfalls zurückgestellt worden sind, 
übergehen. Es handelt sich da um die 

Abstimmungen zur dritten Beratung des 
Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes (Nrn. 
2846, 4246, zu 4246 der Drucksachen; Zu-
sammenstellung der Beschlüsse der zweiten 
Beratung, Umdrucke Nrn. 921, 925 bis 932, 
934, 935). 

Ich beschränke mich darauf, lediglich diejenigen 
Paragraphen aufzurufen, zu denen Anträge gestellt 
sind. Wir treten also nochmals in die dritte Bera-
tung des Bundesbeamtengesetzes ein, da die Ab-
stimmung zurückgestellt worden war. 

(Abg. Ewers: Die Beratung ist erledigt! Sie 
hat zwei Stunden gedauert!) 

— Ja, natürlich! Ich habe ja gesagt: die Abstim-
mung zur dritten Beratung. Ich rufe also diejeni-
gen Paragraphen auf, zu denen Änderungsanträge 
vorliegen. 

Zu § 7 liegen die Änderungsanträge auf Umdruck 
Nr. 925 Ziffer 1 und Nr. 928 Ziffer 1 vor. Diese 
Änderungsanträge sind gleichlautend. Ich bitte also 
diejenigen, die dem Antrag auf Umdruck Nr. 925 
Ziffer 1 zustimmen, die Hand zu heben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; 
der Änderungsantrag ist angenommen. Der Antrag 
auf Umdruck Nr. 928 Ziffer 1 ist mit dieser Abstim-
mung erledigt. 

Dann bitte ich diejenigen, die § 7 mit der soeben 
beschlossenen Änderung zustimmen, die Hand zu 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — § 7 ist 
angenommen. 

Ich rufe nun § 21 auf. Dazu liegt der Änderungs-
antrag auf Umdruck Nr. 927 Ziffer 1 vor. Ich bitte 
diejenigen, die diesem Änderungsantrag zustim-
men, die Hand zu heben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 

Ferner liegt hierzu ein Änderungsantrag auf 
Umdruck Nr. 928 Ziffer 2 vor. Ich bitte diejenigen, 
die dieser Änderung zustimmen, die Hand zu he-
ben. — Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste 
war die Mehrheit. 

(Widerspruch.) 
- Darf ich um etwas Aufmerksamkeit bitten! Ich 
bitte diejenigen, die dem Antrag Umdruck Nr. 928 
Ziffer 2 zustimmen, die Hand zu heben. 

(Zuruf von der SPD:  Ober  Umdruck Nr. 930 
ist doch noch nicht abgestimmt!) 

- Es ist also zunächst über den Antrag Umdruck 
Nr. 930 Ziffer 1 abzustimmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Änderungsantrag zustimmen, die Hand 
zu erheben. -- Gegenprobe! —Das erste war die 
Mehrheit; angenommen. Damit ist der Änderungs-
antrag Umdruck Nr. 928 Ziffer 2 erledigt. 

Änderungsantrag Umdruck Nr. 931. Ich bitte die-
jenigen, die dieser Änderung zustimmen, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Das letzte ist die 
Mehrheit; abgelehnt. 

Dann bitte ich diejenigen, die § 21 mit der be-
schlossenen Änderung zustimmen, die Hand zu he-
ben. — Gegenprobe! — Das erste war die Mehr-
heit; angenommen. 

Zu § 24 liegt ein Änderungsantrag auf Um-
druck Nr. 930 Ziffer 2 vor. Ich bitte diejenigen, 
die dieser Änderung zustimmen, die Hand zu he-
ben. — Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Zu § 36 liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 3 vor. Der Änderungsantrag Nr. 927 
Ziffer 2 ist zurückgezogen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Änderungsantrag Nr. 928 
Ziffer 3 zustimmen, die Hand zu heben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

(Abg. Matzner: Das ist doch der CDU-An

-

trag! Unmöglich! — Weitere Zurufe und  

Unruhe.) 
— Ist da ein Irrtum in der Abstimmung? 

(Zustimmung.) 
Ich meine, bin ich da falsch verstanden worden? 
— Es handelt sich um den Umdruck Nr. 927 Zif-
fer 3, nachdem der Antrag auf Umdruck Nr. 927 
Ziffer 2 zurückgezogen worden ist. Da offenbar ein 
Irrtum vorgekommen ist, wiederhole ich die Ab-
stimmung. Ich bitte diejenigen, die dem Antrag auf 
Umdruck Nr. 928 Ziffer 3 zustimmen, die Hand zu 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste 
war die Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

(Präsident Dr. Ehlers übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren, wir sind bei der Abstimmung über den An-
trag der Föderalistischen Union auf Umdruck 
Nr. 929 Ziffer 1 betreffend § 39. Ich bitte die Da-
men und Herren, die dem Antrag der Föderalisti-
schen Union zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 39 in der 
Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; § 39 ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, darf ich die Abstim-
mung einen Augenblick unterbrechen zur Bekannt-
gabe des vorläufigen Ergebnisses*) der nament-
lichen Abstimmung in der dritten Beratung des 
Gesetzes zur Ergänzung des Ersten Überleitungs-
gesetzes. Abgegebene Stimmen: 343; mit Ja haben 
gestimmt 178, mit Nein 157, Enthaltungen 8, ins-
gesamt 343. Von den Berliner Abgeordneten ha-
ben mit Ja 6, mit Nein 9 gestimmt bei einer Ent-
haltung. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir, da ich 
nicht im Saale war, nicht im klaren darüber, ob 
dieses Gesetz damit in der Schlußabstimmung an-
genommen worden ist. 

(Zurufe rechts: Ja! — Weitere Zurufe von 
der Mitte.) 

- Also in der dritten Beratung. 
(Zustimmung in der Mitte.) 

Sind Sie einverstanden, daß wir dann die notwen-
dige Schlußabstimmung jetzt vornehmen? 

(Zuruf von der Mitte: Jawohl!) 
— Hat jemand „Nein" gerufen? 

(Heiterkeit. — Abg. Ewers: Das war die 
Schlußabstimmung!) 

— Also, meine Damen und Herren, die Meinungen 
gehen etwas auseinander. — Herr Vizepräsident 
Schäfer, bitte! 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13171 
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Dr. Schäfer (FDP), Vizepräsident: Meine Damen 
und Herren, dies war die Abstimmung zur dritten 
Beratung. Die Schlußabstimmung muß noch erfol-
gen, sie hat nicht stattgefunden. 

(Abg. Ewers: Es sind doch keine Ände

-

derungsanträge gestellt!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
es wird Ihnen bereits aufgefallen sein, daß die ver-
schiedenen Präsidenten dieses Hauses eine ver-
schiedene Praxis in der Frage der Schlußabstim-
mung haben. Ich halte eine Abstimmung in der 
dritten Beratung nur über die Punkte für nötig, für 
die die Einzelberatung stattfindet, und meine, daß 
dann die Schlußabstimmung zu folgen hat. Da der 
Herr Vizepräsident Schäfer, der die Abstimmung 
leitete, eine andere Meinung vertritt, füge ich mich 
ihm selbstverständlich. 

Ich komme zur Schlußabstimmung über das Ge-
setz zur Ergänzung des Ersten Überleitungsgeset-
zes. Ich bitte die Damen und Herren, die diesem 
Gesetz in der Schlußabstimmung zuzustimmen 
wünschen, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Meine Damen 
und Herren, ausweislich der vor mir liegenden 
Ziffern war das erste die Mehrheit. Das Gesetz ist 
in der Schlußabstimmung angenommen. 

(Abg. Renner: Die enthaltsame Frau 
Kalinke! — Große Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie jetzt, zur 
Abstimmung in der dritten Beratung des 
Entwurfs eines Bundesbeamtengesetzes 

zurückzukehren. Wir haben einen Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU zu § 76 auf Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 4. Herr Abgeordneter Kleindinst 
zur Abstimmung! 

Dr. Kleindinst (CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir ziehen den Antrag unter 
Ziffer 4 des Umdrucks Nr. 928 in diesem Zusam-
menhang und für heute zurück. Er hat zwar in der 
Tendenz eine breite Zustimmung. Er soll aber noch 
im Zusammenhang mit der kommenden Straf-
rechtsnovelle geprüft und mit ihr in Einklang ge-
bracht werden. 

Präsident Dr. Ehlers: Der Antrag ist zurückgezo-
gen. Da zu § 76 kein Änderungsantrag vorliegt, er-
übrigt sich die Einzelberatung. 

Ein weiterer Änderungsantrag zu § 103 auf Um-
druck Nr. 928 Ziffer 5. Der Herr Staatssekretär des 
Bundesinnenministeriums wünscht dazu eine Er-
klärung abzugeben. 

Bleek, Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innern: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Bei der Beratung der Ziffer 5 des Umdrucks Nr. 928 
hat der Herr Abgeordnete Schröter auf Erklärun-
gen der Regierungsvertreter im Beamtenrechtsaus-
schuß hingewiesen und der Auffassung Ausdruck 
gegeben, daß diese Erklärungen nicht mit der Sach- 
und Rechtslage in Übereinstimmung stünden. Ich 
war nicht in der Lage, unmittelbar nach den Aus-
führungen des Herrn Abgeordneten dazu Stellung 
zu nehmen, weil ich mich erst bei den Herren, die 
die Regierung im Beamtenrechtsausschuß vertreten 
haben, erkundigen mußte. Nachdem dies geschehen 
ist, darf ich folgendes zum Ausdruck bringen. 

Der Sinn der zehnjährigen Wartezeit des § 103 
ist der, die Versorgung der Beamten in ein rich- 

tiges Verhältnis zum erdienten Gehalt und zur 
Dauer der im öffentlichen Dienst verbrachten Zeit 
zu setzen. Demgemäß ist bereits in der Begründung 
des Regierungsentwurfs — ich darf auf Seite 47 
der Drucksache Nr. 2846 verweisen — ausgeführt, 
daß auf die Wartezeit nur angerechnet werden die 
im Beamtenverhältnis abgeleistete Dienstzeit, so-
weit sie ruhegehaltfähig ist, sowie andere Zeiten 
des öffentlichen Dienstes, die kraft gesetzlicher 
Vorschrift als ruhegehaltfähige Dienstzeit gelten. 
Es handelt sich hierbei um die §§ 110 und 111, den 
berufsmäßigen und nicht berufsmäßigen Wehr-
dienst. Weiter werden auf die Wartezeit angerech-
net nur Zeiten des öffentlichen Dienstes, die in 
Ausübung der für Beamtendiensttuerzeiten — so 
sagt die Begründung wörtlich — erteilten Ermäch-
tigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich-
tigt werden. Es handelt sich hier um den § 112 
Nr. 4 der Regierungsvorlage, den jetzigen § 111 a. 

Aus dieser Formulierung ergibt sich ganz klar, 
daß Zeiten im Sinne des § 112 Nr. 1 bis 3 nicht in 
die Wartezeit einzurechnen sind. Über die Ausle-
gung des § 103 Abs. 2 konnte also niemals ein 
Zweifel bestehen, und insofern konnten die Re-
gierungsvertreter eine abweichende Erklärung im 
Ausschuß nicht abgeben. Sie haben es auch, wie ich 
mich vergewissert habe, nicht getan. Ich bitte um 
freundliche Nachsicht, falls die Erklärungen im 
Ausschuß nicht völlig eindeutig abgegeben worden 
sein sollten und etwa infolgedessen das vom Herrn 
Abgeordneten Schröter zur Sprache gebrachte Miß-
verständnis entstehen konnte. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Schrö-
ter! 

Schröter (Berlin) (SPD): Ich bedaure, nicht an-
erkennen zu können, daß durch diese Erklärung 
eine andere Lage geschaffen worden ist. Herr 
Staatssekretär, Sie haben sich auf die schriftliche 
Begründung, die uns eingereicht wurde, bezogen. 
Das war es ja gerade, daß der Ausschuß im Laufe 
der Beratungen — Sie werden das an vielen Stel-
len des Gesetzes bemerkt haben — immerhin sehr 
wesentliche Änderungen gegenüber der Regierungs-
vorlage vorgenommen hat. Wir haben diese Be-
sprechungen geführt, und man hat uns zumindest 
in der Auffassung bestärkt, daß unsere Auslegung 
die richtige sei. Wir haben ja unsere bestimmten 
Wünsche gehabt. Wir haben ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß den betreffenden Leuten eine 
andere Möglichkeit gegeben werden muß. Ich habe 
wiederholt darauf hingewiesen, daß es notwendig 
ist, daß der Betreffende, der unter diesen beson-
deren Umständen jetzt ins Beamtenverhältnis be-
rufen wird, zunächst eine völlige Aufklärung über 
seine Zukunft erhält und daß er nicht nach 15 oder 
20 Jahren oder noch später plötzlich vor eine Sach- 
und Rechtslage gestellt wird, die ihm bei seinem 
Eintritt nicht bekannt war. Wir haben infolge-
dessen bei der Ausschußberatung veranlaßt, daß 
diese Bedingungen dem Betreffenden schon bei 
seiner Einstellung klargestellt werden. Es muß 
dann eben notwendig werden, auf den § 112 be-
sonders zu verweisen. 

Präsident Dr. Ehlers: Offenbar werden keine 
weiteren Erklärungen zu diesem Punkt gewünscht. 
Wir können dann in der Abstimmung fortfahren. 
Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen also der 
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Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU unter 
Ziffer 5 des Umdrucks Nr. 928 vor. 

(Abg. Arnholz: Herr Präsident, zur Ab

-

stimmung! Dazu ist ein Änderungsantrag 
gestellt, „Nr. 1 b" zu streichen!) 

— Ich wollte das gerade zu Ende führen, entschul-
digen Sie vielmals. — Es ist von Ihnen dazu ein 
Änderungsantrag gestellt worden, die Worte „Nr. 
1 b" zu streichen. Ich frage das Haus, ob sich jeder 
über den Inhalt der Abstimmung im klaren ist. 

(Zurufe: Nein!) 

— Meine Damen und Herren, zu Ziffer 5 des Ände-
rungsantrags der CDU/CSU auf Umdruck Nr. 928, 
wonach in § 103 Abs. 2 Satz 2 nach § 111 a „und 
§ 112 Nr. 1 b" eingefügt werden sollte, hat die SPD 
beantragt, die Worte „Nr. 1 b" zu streichen, so daß 
es jetzt, wenn der Antrag angenommen würde, 
hieße: 

In § 103 Abs. 2 Satz 2 werden nach § 111 a 
die Worte eingefügt „und § 112". 

Jetzt ist es hoffentlich klar.  
Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-

rungsantrag der SPD zum Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das zweite war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 5. Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Änderungsantrag zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Meine Damen 
und Herren, es haben sich diesmal wieder eine 
ganze Reihe von Abgeordneten nicht an der Ab-
stimmung beteiligt. Dann ist es völlig unmöglich, 
zu erkennen, wer nun eigentlich wofür gestimmt 
hat. Gestatten Sie mir, daß ich die Abstimmung 
noch einmal wiederhole, um zu erkennen, wo nun 
wirklich die Mehrheit liegt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 928 Ziffer 5 zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Stuttgarter Kultur

-

koalition!) 
Da beide Änderungsanträge abgelehnt worden sind, 
bedarf es keiner weiteren Abstimmung über die 
Ausschußfassung. 

Ich komme zu § 106, dazu Änderungsantrag der 
Fraktion der Föderalistischen Union Umdruck 
Nr. 932 Ziffer 1. Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Änderungsantrag zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das zweite war 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 106 in der 
Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Gegenprobe? — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltungen angenommen. 

Ich komme zu § 107, dazu Änderungsanträge der 
Fraktion der CDU/CSU Umdrucke Nrn. 928 Ziffer 6 
und 930 Ziffer 3. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Bei Um

-

druck Nr. 930 Ziffer 3 bitten wir um satz

-

weise Abstimmung!) 

Der weitgehendste Antrag ist der Antrag Umdruck 
Nr. 930 Ziffer 3 der Abgeordneten Neuburger, Sa-
bel, Naegel, Eplée und Genossen, den § 107 zu 
streichen. Für den Fall, daß dieser Antrag abge-
lehnt werden sollte, würde sich die Abstimmung 
über die übrigen Sätze erledigen. Ich bitte die Da-
men und Herren, die dem Antrag in Umdruck 
Nr. 930 Ziffer 3 betreffend § 107 zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das zweite war die Mehrheit; die-
ser Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck Nr. 928 Ziffer 6 betreffend Einfügung 
eines Abs. 7 in § 107. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das zweite war die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 107 in 
der Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste 
war die Mehrheit; § 107 ist angenommen. 

Ich rufe § 112 auf, dazu Änderungsantrag Um-
druck Nr. 932 Ziffer 2 der Fraktion der Föderalisti-
schen Union zu § 112 Abs. 1. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das zweite war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 112 in der 
Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; ist angenommen. 

Ich komme zu § 169. Dazu Änderungsanträge, 
einmal Antrag der Abgeordneten Schröter (Berlin) 
und Genossen Umdruck Nr. 926 auf Wiederher-
stellung der Fassung der Beschlüsse des 25. Aus-
schusses, weiter Änderungsantrag Umdruck Nr. 934 
der Abgeordneten Kühn, Gaul und Fraktion der 
FDP, das ist ein gleichlautender Antrag auf Wieder-
herstellung der Ausschußfassung. Das Haus ist sich 
im klaren über die Abstimmung? — Das ist der 
Fall. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
gleichlautenden Anträgen Umdrucke Nrn. 926 und 
934 zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste war 
die Mehrheit. Dieser Änderungsantrag ist ange-
nommen. Damit ist § 169 in der Ausschußfassung 
wiederhergestellt, und es erübrigt sich eine weitere 
Abstimmung. 

Änderungsantrag der Abgeordneten Neuburger, 
Sabel, Naegel, Eplée, Umdruck Nr. 930 Ziffer 4 auf 
Einfügung eines § 175 a. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit, ist angenommen. 

Zu § 176 einmal der Änderungsantrag der Föde-
ralistischen Union, Umdruck Nr. 929 Ziffer 2, weiter 
der Änderungsantrag der Abgeordneten Neu-
burger — — 

(Zuruf von der Mitte: Nein, wir sind 
fertig!) 

— Dieser Antrag ist durch die Ablehnung des An-
trags, der zu § 107 auf Umdruck Nr. 930 Ziffer 3 
gestellt ist, erledigt. Es dreht sich also nur um den 
Änderungsantrag der Föderalistischen Union Um

-

druck Nr. 929 Ziffer 2. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
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wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit. Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 176 in der 
Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen wün

-

schen, um ein Handzeichen, — Das ist die Mehr 
heit; ist angenommen. 

Zu § 177 Änderungsanträge, einmal Umdruck 
Nr. 925, Ziffer 2 auf Streichung der Absätze 11 
und 12, Änderungsantrag der DP, weiterhin der 
Änderungsantrag der Abgeordneten Kühn, Gaul 
und Fraktion der FDP Umdruck Nr. 935, in Abs. 4 
die Worte „oder bei dem früheren Forschungsamt 
RLM" zu streichen. Der Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 930 Ziffer 3 zu § 177 hat sich durch die vorher-
gegangene Abstimmung erledigt. 

Ich komme zunächst zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag Umdruck Nr. 935. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Antrag der Abge-
ordneten Kühn, Gaul und Fraktion der FDP zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit. Dieser Antrag ist abge-
lehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem An-
trag der Deutschen Partei Umdruck Nr. 925 Ziffer 2 
auf Streichung der Absätze 11 und 12 zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das zweite war die Mehrheit. 
Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 177 in 
der Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; ist angenommen. 

Ich komme zu § 184: Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU Umdruck Nr. 928 Ziffer 7 auf 
Anfügung eines Halbsatzes betreffend § 107 Abs. 7. 
Ist sich das Haus über die Abstimmung im klaren? 
— Das ist der Fall. 

(Abg. Dr. Wuermeling: War der Abs. 7 
bei § 107 nicht vorhin gestrichen worden? 
— Abg. Arnholz: Ist erledigt durch die 
Abstimmung zu § 107! — Abg. Naegel: 
Eben nicht! — Abg. Dr. Wuermeling: 

Ziffer 6 von Umdruck Nr. 928 ist ab

-

gelehnt!) 
— Der Antrag Umdruck Nr. 928 Ziffer 6 auf Ein-
führung eines Abs. 7 ist abgelehnt. Dann kann also 
sinngemäß der Abs. 7 nicht in § 184 angeführt 
werden. Der Antrag hat sich damit erledigt. Es 
bedarf also keiner weiteren Abstimmung über 
§ 184. 

Ich komme zu § 185 a. Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 929 Ziffer 3, Antrag der Fraktion der Födera-
listischen Union. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Änderungsantrag Umdruck 929 Ziffer 3 
betreffend § 185 a zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die § 185 a in 
der Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit. 

Ich rufe auf § 189. Dazu der Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck Nr. 928 
Ziffer 8 wegen des Inkrafttretens des Gesetzes am 
1. September 1953. Ich bitte die Damen und Herren, 

die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; ist ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren; damit sind die Än-
derungsanträge in der dritten Beratung erledigt. 
Ich komme zur Schlußabstimmung eines Bundes-
beamtengesetzes auf Grund der Ergebnisse der 
Einzelberatung der dritten Beratung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Bundesbeamtengesetz 
in seiner Gesamtheit zuzustimmen wünschen, sich 
von ihren Plätzen zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei einer Enthal-
tung ist das Gesetz gegen die Stimmen der kom-
munistischen Gruppe angenommen worden. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie freund-
lichst, die erste Seite der Drucksache Nr. 4246 zur 
Hand zu nehmen. Der Ausschuß hat in Ziffer 2 
einen Entschließungsantrag gestellt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Entschließungs-
antrag .zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

In Ziffer 3 und 4 hat der Ausschuß beantragt, 
bestimmte Anträge für erledigt zu erklären und 
ebenfalls die zu diesem Gesetzentwurf eingegan-
genen Eingaben und Petitionen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dem Antrage Ziffer 3 
und 4 zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Meine Damen und Herren! Dieses Gesetz ist 
eines der umfangreichsten, das der Deutsche Bun-
destag beschlossen hat. Es betrifft die Verhältnisse 
zahlloser Bediensteter des Bundes. Ich glaube, in 
Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich der Arbeit des 
Beamtenrechtsausschusses bei diesem Gesetz be-
sonders dankbar gedenke. 

(Allgemeiner Beifall.) 
Wir kommen jetzt zur 

Abstimmung der zweiten Beratung des von 
den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP und 
FU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Rechtsstellung der in den Deutschen 
Bundestag gewählten Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes (Drucksachen Nrn. 4306 und 
4370). 

Es liegen keine Änderungsanträge vor. Ich kann 
also aufrufen Drucksache Nr. 4306 §§ 1, — 2, —
3,-4,-5,-6,-7,-8,-9.—Keine Wort-
meldungen? — Ich rufe gleichzeitig auf Einleitung 
und Überschrift. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den aufgerufenen Paragraphen, Einleitung und 
Überschrift zustimmen wollen, um ein Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Eine allgemeine Aussprache der 
dritten Beratung 

war nicht vorgesehen. Änderungsanträge sind nicht 
gestellt. 

Ich komme zur Schlußabstimmung über das Ge-
setz über die Rechtsstellung der in den Deutschen 
Bundestag gewählten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes. Ich bitte die Damen und Herren, die 
diesem Gesetz in der Gesamtheit zuzustimmen 
wünschen, sich von ihren Plätzen zu erheben. — 
Ich stelle fest, daß das Gesetz — soweit ich sehe, 
einstimmig — angenommen worden ist. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Nein! Enthaltungen!) 
— Ich frage: Wer ist dagegen? — Wer enthält sich? 
— Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Die Betroffenen 
enthalten sich!) 
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Meine Damen und Herren, ich darf freundlichst 
bitten, im Interesse der Förderung unserer Arbeit 
sich auf Ihre Plätze zu begeben, vielleicht sogar die 
Glückwünsche nachträglich zu erledigen. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen in der 
zweiten und dritten Beratung über die beiden Ge-
setze unter Punkt 5 a und 5 b der Tagesordnung; 
zunächst zur 

Abstimmung in der zweiten Beratung über den 
Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleich der 
von den Trägern der .gesetzlichen Rentenver-
sicherungen für das Haushaltsjahr 1952 zu 
tragenden Mehraufwendungen für Renten-
zulagen (Nr. 4033 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschus-
ses (10. Ausschuß) (Nr. 4311 der Drucksachen, 
Umdruck Nr. 924). 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, —
Einleitung und Überschrift. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesen aufgerufenen Paragraphen, 
Einleitung und Überschrift zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit; die aufgerufenen Paragraphen, Ein-
leitung und Überschrift sind angenommen. 

Ich habe die Bitte, daß die Abgeordneten sich 
freundlichst auf ihre Plätze begeben. Sie erleichtern 
uns damit die Abstimmung. 

Wir kommen zur 
dritten Beratung. 

Änderungsanträge sind nicht gestellt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Gesetz zum Aus-
gleich der von den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherungen für das Haushaltsjahr 1952 
zu tragenden Mehraufwendungen für Rentenzu-
lagen in der Gesamtheit zuzustimmen wünschen, 
sich von ihren Plätzen zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit; das Gesetz ist in der Schlußabstim-
mung angenommen. 

Meine Damen und Herren, Ihnen ist deutlich 
geworden, daß die in Umdruck Nr. 924 enthaltene 
Berichtigung vorgenommen und zum Gegenstand 
der Abstimmung gemacht worden ist. Darüber hat 
kein Zweifel bestanden. 

(Abg. Arndgen: Ist im Bericht erwähnt 
worden!) 

Ich komme zur 
Abstimmung in der zweiten Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes über die Deckung 
der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagen-
gesetz in den Rechnungsjahren 1953, 154 
und 1955 (Nr. 4005 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Sozialpolitik (21. Ausschuß). 

Drucksache Nr. 4338 ist der Ausschußbericht. Ich 
rufe auf die §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — Ein-
leitung und Überschrift. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesen aufgerufenen Paragraphen, der 
Einleitung und der Überschrift zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; die aufgerufenen Paragraphen, die Ein-
leitung und die Überschrift sind angenommen. 

Zur dritten Beratung Herr Abgeordneter Richter. 
(Abg. Pelster: Namentliche Abstimmung! — 

Heiterkeit.) 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich freue mich über das Ver-
ständnis, das Sie für unseren Antrag auf nament-
liche Abstimmung, den ich hiermit im Auftrage 
der SPD-Fraktion stelle, haben. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Sie haben den Antrag gehört. Der Antrag ist hin-
reichend unterstützt. Ich bitte die Herren Schrift-
führer, die Stimmzettel einzusammeln zur Schluß-
abstimmung über das Gesetz über die Deckung der 
Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz in 
den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955. 

(Einsammeln der Stimmkarten.) 
Darf ich unterstellen, daß die Einsammlung der 

Stimmkarten zunächst abgeschossen ist? Ich 
schließe die Abstimmung, wenn die Auszählung be-
endet wird. Ich darf die Herren Abgeordneten 
bitten, sich auf ihre Plätze zu begeben, — auch 
die Damen. 

Meine Damen und Herren, ich darf während der 
Auszählung in der Tagesordnung fortfahren. Ich 
bitte Sie freundlichst, Ihre Plätze einzunehmen. 
Nach Punkt 6, der erledigt ist, haben wir einge-
schoben: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über das Verfahren in der Sozialgerichtsbar-
keit (Sozialgerichtsordnung — SGO) (Nr. 4357 
der Drucksachen). 

Es wird auf die schriftliche Begründung verwiesen. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, auf eine all-

gemeine Aussprache in der ersten Beratung zu 
verzichten. — Das Haus ist damit einverstanden. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die alte 
Frage: Ausschuß für Arbeit oder Ausschuß für So-
zialpalitik? nicht in meinem Vorschlag vorweg ent-
scheiden. Darf ich die Sachverständigen der ver-
schiedenen Fraktionen um ihre freundliche Mei-
nung bitten. 

(Zurufe: Ausschuß für Sozialpolitik!) 
— Ich höre nur das Wort „Sozialpolitik". Ich darf 
unterstellen, daß das Haus mit der Überweisung 
dieses Gesetzentwurfs an den Ausschuß für Sozial-
politik einverstanden ist. — Das ist der Fa ll . Da-
mit ist der  eingeschobene Punkt erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 7: 
Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (Nr. 
4335 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen hierfür vor, auf 
Begründung und Aussprache zu verzichten. — Sie 
sind damit einverstanden. Ich schlage Ihnen vor, 
diesen Gesetzenwurf dem Ausschuß für den La-
stenausgleich zu überweisen. — Das Haus ist damit 
einverstanden; die Überweisung ist erfolgt. 

Ich rufe auf Punkt 8: 
Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betreffend Verkauf des Grund-
stücks ehem. Finanzschule Mölln in Holstein 
an die Landesversicherungsanstalt Schles-
wig-Holstein (Nr. 4331 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen hier ebenfalls vor, 
auf Begründung und Aussprache zu verzichten, und 
schlägt ferner vor, diesen Antral" dem Haushalts-
ausschuß zu überweisen. Das Haus ist mit der 
Überweisung einverstanden. 
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Ich komme zu Punkt 9: 
Beratung der Übersicht Nr. 66 über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
betreffend Petitionen (Umdruck Nr. 917). 

Es ist heute keine ausführliche Begründung vor-
gesehen. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
auf Umdruck Nr. 917 gestellten Anträgen zuzustim-
men wünschen, die Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich komme zu Punkt 10: 
Beratung des interfraktionellen Antrags be-
treffend Überweisung von Anträgen an die 
Ausschüsse (Umdruck Nr. 918). 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem An-
trag auf Überweisung an den Ausschuß für Bau- 
und Bodenrecht zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich frage, ob noch 
Abgeordnete vorhanden sind, die zur namentlichen 
Abstimmung über das Gesetz über die Deckung der 
Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz in 
den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955, Schluß-
abstimmung, ihre Stimme noch abzugeben wün-
schen. 

(Abg. Frau Hütter gibt noch ihre Stimm

-

karte ab.) 

- Es sind nun keine Abgeordneten mehr vorhan-
den, die noch abzustimmen wünschen. Ich schließe 
damit die namentliche Abstimmung und bitte Sie, 
etwas Geduld zu haben, bis das Ergebnis bekannt-
gegeben werden kann. 

(Kurze Pause.) 

Meine Damen und Herren, ich darf inzwischen 
vorweg schon bekanntgeben, daß im Anschluß an 
das Plenum eine Sitzung der Fraktion der FDP 
stattfindet. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläu-
fige Ergebnis*) der Abstimmung bekannt: es haben 
teilgenommen 340 Abgeordnete, mit Ja haben ge-
stimmt 162, mit Nein 171 bei 7 Enthaltungen. Von 
den Berliner Abgeordneten haben mit Ja gestimmt 
7, mit Nein 9, insgesamt 16. Das Gesetz ist in der 
Schlußabstimmung abgelehnt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestags auf Mittwoch, den 3. Juni, 9 Uhr, und 
schließe die 267. Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 14 Minuten.) 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13171 
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Anlage 1 zum Stenographischen Bericht der 267. Sitzung 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Beamtenrecht 

(25. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP-Z) 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die 

Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag gewählten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

(Nrn. 4306, 4370 der Drucksachen) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kleindinst 

Wegen der im Grundgesetz festgelegten Tren-
nung der Staatsfunktionen kann die Wählbarkeit 
von Beamten, Angestellten des öffentlichen Dien-
stes und Richtern im Bunde, in den Ländern und 
in den Gemeinden gesetzlich beschränkt werden 
(Art. 137 Abs. 1 GG). Das neue Bundesbeamten-
gesetz wird in § 57 a vorsehen, daß ein Bundesbe-
amter aus seinem Amt ausscheiden muß, wenn er 
die Wahl zum Abgeordneten des Bundestages an-
nimmt. Das Ausscheiden aus dem Amte bedeutet 
nicht das Ausscheiden aus dem Bundesdienst und 
aus dem Beamtenverhältnis; denn der Art. 48 GG 
schreibt vor, daß eine Kündigung oder Entlassung 
wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
eines Abgeordneten unzulässig ist. Um die Rechts-
wirkungen klarzustellen, die sich für Beamte und 
Angestellte des öffentlichen Dienstes und für Rich-
ter aus der Annahme der Wahl in den ersten Deut-
schen Bundestag ergeben haben, ist das Gesetz 
über die Rechtsstellung der in den ersten Deut-
schen Bundestag gewählten Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 297) ergangen. Dieses Gesetz würde mit der Auf-
lösung des ersten Bundestages außer Kraft treten. 
Es war deshalb schon wegen der Aufstellung von 
Bewerbern um das Amt eines Abgeordneten in den 
zweiten Bundestag notwendig, die Rechtsstellung 
der in den Deutschen Bundestag gewählten Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes für die Zukunft 
zu ordnen. Dieser Aufgabe dient der Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU (BP - Z) 
vom 30. April 1953 (Drucks. Nr. 4306). Der Bundes-
tag hat den Antrag in der Sitzung vom 13. Mai 1953 
dem Ausschuß für Beamtenrecht überwiesen, weil 
die Regelung der Rechtsverhältnisse von Beamten, 
Angestellten des öffentlichen Dienstes und von 
Richtern notwendig ist. Der Bundestag hat jedoch 
dieses Gesetz nicht — so wenig wie das Gesetz vom 
11. Mai 1951 - als ein Beamtengesetz oder ein 
Personalgesetz des öffentlichen Dienstes beurteilt, 

sondern als eine Ausführung des Art. 137 Abs. 1 GG 
und eine Ergänzung des Wahlgesetzes. Reine be-
amtenrechtliche Vorschriften könnte der Bund nur 
für die Angehörigen des Bundesdienstes erlassen 
(Art. 73 Ziff. 8), während über die Rechtsverhält-
nisse der im öffentlichen Dienste der Länder, Ge-
meinden und anderer Körperschaften des öffent-
lichen Rechtes stehenden Personen nur Rahmen-
vorschriften zulässig wären (Art. 75 Nr. 1 GG). 

Der Ausschuß für Beamtenrecht hat den Gesetz-
entwurf am 22. Mai 1953 beraten und legt ihn dem 
Bundestag mit wenigen Änderungen im Interesse 
der Klarstellung der Rechtsverhältnisse vor. Der 
Gesetzentwurf regelt wie das Gesetz vom 11. Mai 
1951 nur die Rechtsstellung der Beamten oder 
Richter mit Dienstbezügen (§ 1) und der Angestell-
ten des öffentlichen Dienstes (§§ 5 und 6). Die Un-
terscheidung von Beamten und Richtern entspricht 
dem Grundgesetz (Art. 92, 98 GG). Eine Regelung 
der Rechtsstellung der Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes war deshalb nicht notwendig, weil ihre 
Wählbarkeit einer Beschränkung durch das Grund-
gesetz nicht unterliegt (Art. 137 Abs. 1 GG). 

Nach der Reichsverfassung von 1871 und der 
Weimarer Verfassung trat für Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes eine Beschränkung des Dienst-
verhältnisses durch die Annahme der Wahl zum 
Reichstag nicht ein. Sie erhielten zur Ausübung 
ihres Amtes als Abgeordnete Urlaub. Vor dem 
Bundesgesetz vom 11. Mai 1951 war die Rechts-
stellung der Beamten, Angestellten und Richter, die 
die Wahl in den Bundestag annahmen, ungeklärt, 
sie wurden in der Regel aus dem Dienst entlassen 
und verloren damit alle Rechte aus dem bisherigen 
Beamtenverhältnis. Nach § 1 des Gesetzentwurfes 
treten die in den Bundestag gewählten Beamten 
oder Richter mit Dienstbezügen mit der Annahme 
der Wahl wie nach dem Gesetz vom 11. Mai 1951 
in den Ruhestand. Durch diese Regelung ist die 
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Trennung der Staatsfunktionen und damit die Un-
vereinbarkeit von Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung beachtet. Von dieser verfassungs-
rechtlichen Frage abgesehen, würde die Wahrneh-
mung des Amtes eines Bundestagsabgeordneten 
und der Dienstaufgabe in der Verwaltung oder der 
Rechtsprechung nicht möglich sein. Der Rechts-
stand des Ruhestandsbeamten vermeidet den vollen 
Verlust der Beamtenrechte, der es künftig Beamten 
und Richtern in der Regel nicht mehr ermöglichen 
würde, ihre Kenntnisse und Erfahrungen dem Bun-
destage zur Verfügung zu stellen. Nach der Beendi-
gung der Mitgliedschaft im Bundestag muß der 
Beamte oder Richter auf seinen Antrag wieder in 
das frühere Dienstverhältnis übernommen werden, 
wenn er die allgemeinen Voraussetzungen für die 
Berufung in das Beamtenverhältnis noch erfüllt 
(§ 2). Ein Mangel an den allgemeinen Voraussetzun-
gen wäre bei der eingetretenen Dienstunfähigkeit 
oder bei der Erreichung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres gegeben. Der Beamte kann innerhalb 
einer Frist von drei Monaten den Antrag auf 
Übernahme in das frühere Dienstverhältnis stel-
len. Die oberste Dienstbehörde kann den Beamten 
bis zur Erreichung des fünfundsechzigsten Lebens-
jahres wieder in das frühere Dienstverhältnis be

-rufen. Stellt der Beamte den Antrag auf Über-
nahme in das frühere Dienstverhältnis nicht und 
beruft ihn die oberste Dienstbehörde nicht wieder 
in das frühere Dienstverhältnis, so verbleibt er im 
Ruhestande. Dagegen ist er vor der Vollendung 
des fünfundfünfzigsten Lebensjahres verpflichtet, 
der Berufung in das frühere Dienstverhältnis Folge 
zu leisten. Lehnt er die Berufung ab, so gilt er als 
aus dem Beamtenverhältnis entlassen. 

Die Tätigkeit des Beamten oder Richters im Bun-
destag rechtfertigt die Anrechnung der Zeit der 
Mitgliedschaft in ihm auf die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit und auf das Besoldungsdienstalter. Die 
neue Fassung des § 4 ist zur Vereinfachung der 
Vorschrift erfolgt. 

Die Rechtsstellung der Angestellten des öffent-
lichen Dienstes ist in § 5 sinngemäß festgelegt. An 
die Stelle des Ruhestandes tritt ein ihm ähnlicher 
Rechtsstand mit dem Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen, wenn er in 
dem Anstellungsvertrag begründet ist, oder auf die 
Hälfte der Vergütung, die ihm bei Verbleiben im 
Dienst zugestanden hätte. Die Fortführung der 
Rentenversicherung einschließlich der zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist klarer 
festgelegt. 

Die Arbeiter des öffentlichen Dienstes, die zu 
Abgeordneten in den Bundestag gewählt werden, 
fallen, wie erwähnt, nicht unter das Gesetz. Sie 
sind nach der Anschauung des Ausschusses unter 
Fortgewährung ihres Lohnes und ihrer Sozialver-
sicherung zu beurlauben. 

In der Gruppe der Beamten, auf die das Gesetz 
keine Anwendung findet (§ 7), mußte die Rechts-
stellung der Wahlbeamten gesichert werden. Da 
es Wahlbeamte auf Zeit und auf Lebenszeit gibt, 
spricht der zweite Satz des § 7 im Gegensatz zu 
dem § 5 des Gesetzes vom 11. Mai 1951 nur von 
Wahlbeamten. Während das Gesetz vom 11. Mai 
1951 die Regelung der Rechtsstellung der Wahlbe-
amten auf Zeit der Landesgesetzgebung überläßt, 
verpflichtet der Gesetzentwurf die Landesgesetz-
gebung zur Regelung der Rechtsstellung der in den 
Deutschen Bundestag gewählten Wahlbeamten. 
Eine bundesgesetzliche Regelung war aus verfas-
sungsmäßigen Gründen und wegen der Verschie-
denheit der rechtlichen Verhältnisse der Wahlbe-
amten in den Ländern nicht möglich. Die Änderung 
des § 9 war zur Klarstellung des Außerkrafttre-
tens des bisherigen Rechts veranlaßt. 

Bonn, den 22. Mai 1953 

Dr. Kleindinst 
Berichterstatter 
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Anlage 2 zum Stenographischen Bericht der 267. Sitzung 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Arbeit (20. Ausschuß) 

(zu Nr. 4337 der Drucksachen) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur 

Ergänzung des Ersten Überleitungsgesetzes 

(Nrn. 4007, 4337 der Drucksachen) 

Berichterstatter : Abgeordneter Kuntscher 

Der in Drucksache Nr. 4007 vorliegende Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Ersten Überlei-
tungsgesetzes steht im engsten Zusammenhang mit 
dem Haushaltsplan 1953. 

Nach dem Ersten Überleitungsgesetz vom 21. Au-
gust 1951 trägt der Bund die Aufwendungen für die 
Arbeitslosenfürsorge (Alfü). Die von der Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung verausgabten Leistungen an Arbeits-
losenfürsorge werden der Bundesanstalt vom Bund 
zurückerstattet. Für das Rechnungsjahr 1953 wer-
den die Aufwendungen für Arbeitslosenfürsorge 
mit 946 Mill. DM veranschlagt. 

Der Entwurf dieses Ergänzungsgesetzes sieht vor, 
daß 12,5 % des Beitragsaufkommens aus der 
Arbeitslosenversicherung als bevorschußte Lei-
stungen für die Arbeitslosenfürsorge in verzins-
lichen Schuldverschreibungen im Bundesschulden-
grundbuch zugunsten der Bundesanstalt eingetra-
gen werden. Der Rest soll in bar zur Rückerstat-
tung kommen. Die Beitragseinnahmen werden auf 
1 500 Mill. DM geschätzt. Die Leistungen für die 
Arbeitslosenfürsorge sind mit 946 Mill. DM voran

-

schlagt, so daß etwa 761 Mill. DM als Barleistungen 
zur Rückerstattung kämen und etwa 185 Mill. DM 
festgeschrieben würden. 

Die Regierung begründet die Festlegung eines 
bestimmten Prozentsatzes des Aufkommens für die 
festzuschreibende, Schuldbuchforderung an Stelle 
eines fixierten Betrages mit der Liquidität der 
Bundesanstalt. 

Der Regierungsentwurf sieht diese gesetzliche 
Regelung zunächst auf 3 Jahre vor. 

Die entstehende Forderung wäre gemäß Regie-
rungsentwurf in der Höhe des jeweiligen Wechsel-
diskontsatzes der Bank deutscher Länder, jedoch 
nicht höher als mit 5 % zu verzinsen. Die Verzin-
sung erfolgt nachträglich mit Fälligkeitsterminen 
zum 31. März und 30. September eines jeden Ka-
lenderjahres. 

Ein Tilgungsplan ist im Regierungsentwurf 
nicht vorgesehen. Es handelt sich also unter Um-
ständen um eine „Ewige Schuld". 

Der Bundesrat nahm in seiner Sitzung am 19. De-
zember 1952 zum vorliegenden Entwurf Stellung 
und hat einige wesentliche materielle Änderungen 
beantragt: 

a) die Gesetzesdauer auf 1 Jahr zu beschränken, 

b) die Begrenzung des Zinshöchstsatzes von 5 % 
fallen zu lassen, 

c) eine Tilgung von 3 % jährlich unter Einbezie-
hung der ersparten Zinsen festzulegen, 

d) der Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem 
Bundesarbeitsminister im Falle bedrängter Kas-
senlage das Recht auf eine dreimonatige Kün-
digungsfrist gesetzlich zu verbürgen. 

Die Bundesregierung lehnt die Änderungsvor-
schläge des Bundesrates ab. Sie empfiehlt, daß 
nach Ablauf von jeweils 3 Jahren ein Tilgungs-
dienst mit 1 v. H. zuzüglich der eingesparten Zin-
sen einsetzen soll. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich in einer Reihe 
von Sitzungen unter Hinzuziehung des Präsiden-
ten und des Vorsitzenden des Verwaltungsrates 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung mit der Materie des Ent-
wurfes beschäftigt. Die Auswirkungen wurden 
nicht nur vom rein fiskalischen, sondern auch einge-
hend vom arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkt 
geprüft. 

Grundsätzlich steht der Ausschuß auf dem 
Standpunkt, daß Überschüsse aus dem Aufkommen 
der Arbeitslosenversicherung für Arbeitsbeschaf-
fung, Schaffung von Dauerarbeitsplätzen, den so-
zialen Wohnungsbau und die Durchführung drin-
gender Notstandsarbeiten angelegt werden sollen. 

Die Durchführung des 200-Millionen-Sofortpro-
gramms zeitigte die besten Erfahrungen: 2631 Maß- 
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nahmen mit 16 765 529 Arbeitslosen-Tagewerken 
waren das bisherige Ergebnis. Davon wurden 
16 255 731 Tagewerke von Arbeitslosenfürsorge

-

Unterstützungsempfängern geleistet. Bei 13wöchi-
ger Beschäftigung fanden 208 407 Arbeitslose vor-
übergehend Beschäftigung. Über 6000 Dauer-
arbeitsplätze wurden geschaffen. Rund 680 Mill. 
DM wurden mit Hilfe dieses Arbeitsbeschaffungs-
programms mobilisiert, da ja Länder, Kommunal-
verbände, Bund oder sonstige Träger dieser Arbeits-
vorhaben auch ihrerseits entsprechende Mittel in-
vestieren müssen. 

Der Bund hat eine sehr beachtliche Entlastung 
seiner finanziellen Verpflichtungen erfahren. Bund, 
Länder und Kommunalverbände steigern ihre 
Steuer-, die Sozialversicherungsträger ihre Bei-
tragsaufkommen. 

Zahlenmäßig ergibt sich aus dem im Vorjahr an-
gelaufenen 200-Mill.-Sofortprogramm, durch wel-
ches insgesamt rund 680 Mill. DM aufgewendet 
werden, nachstehendes Bild: 

I. Einsparungen des Bundes 

1. 78 000 000,— DM unmittelbar eingesparte 
Arbeitslosenfürsorgeunter-
stützungen, 

2. 15 700 000,— DM Ersparnis infolge neuer An

-

wartschaften auf Arbeits-
losenunterstützung, 

3. 31 400 000,— DM Ersparnis infolge Teiler

-
werbs von Anwartschaften, 

4. 	5 000 000,— DM Ersparnis infolge Sperr
-

fristen und freiw. Unter-
stützungsverzichte für je 
1 Monat, 

5. 	16 000 000,— DM Unterstützungsersparnis in

-

folge Besetzung von rd. 
6000 Dauerarbeitsplätzen, 
die neu geschaffen wurden 
(auf 2 Jahre gerechnet). 

Insg. 146 100 000,— DM Ersparnisse des Bundes. 

II. Ersparungen der Bundesanstalt und anderer 
Sozialversicherungsträger 

6. 7 350 000,— DM Mehrbeiträge zur Arbeits

-

losenversicherung, 

7. 29 400 000,— DM Mehrbeiträge zur Sozial

-

versicherung, 

Zus.: 36 750 000,— DM mehr an Versicherungsbei

-

trägen. 

III. Mehraufkommen an Steuern 

8. 	2 400 000,— DM Lohnsteuermehrbeträge 
(Verdienst je Notstands-
arbeiter ca. 65,— DM 
wöchentlich in Steuergrup-
pe III — 2 Kinder). 

Nicht berechnet sind die Mehraufkommen an an-
deren Steuern. 

Schließlich werden durch die mit obigen Mitteln 
in Gang gebrachten Arbeitsvorhaben in weitem 
Maße Zubringerindustrien beschäftigt und durch 
diese Arbeitsmöglichkeiten weitere Unterstützungs-
leistungen eingespart, Steuer- und Sozialversiche-
rungsaufkommen erhöht. 

An verlorenen Zuschüssen wurden 82 539 422 DM 
gegeben. An Alfü hätte während des Ablaufes 
dieser Arbeitsprogramme ungefähr der gleiche Be-
trag gezahlt werden müssen. 

Die Bundesanstalt stellt als Gesamtbilanz fest, 
daß durch das Arbeitsbeschaffungsprogramm, wel-
ches durch die Bereitstellung von 200 Mill. DM 
ausgelöst wurde, die insgesamt eingetretenen Ein-
sparungen und Mehraufkommen etwa das Drei-
fache der verlorenen Zuschüsse betragen. 

Hierzu kommt die wirtschaftspo litische Bedeu-
tung, die durch die Küstenlandgewinnungsarbeiten, 
Erweiterung von Versorgungsanlagen, Erweiterung 
und Neubau von Wassergewinnungsanlagen, Tal-
sperren, Meliorationsarbeiten, Straßen-, Kanal-, 
Eisenbahn- und Hafenbauten, Erschließung von 
Industriegelände u. dgl. erreicht wurde. Den Not-
standsgebieten in Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen, Bayern und insbesondere den Zonengrenzge-
bieten konnte wesentlich geholfen werden. 

Die große Sorge um die Möglichkeit der Fort-
führung dieser Arbeiten, die in vielen Fällen eine 
Planung auf Jahre bedeuten, stand im Mittelpunkt 
der Ausschußberatungen. 

Vom Ausschuß wurde auch nicht übersehen, daß 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung kraft Gesetzes eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechtes geworden und 
ihr durch eigene Organe die Selbstverwaltung ge-
geben ist. 

Der Vertreter des Bundesarbeitsministers schloß 
sich den vorgetragenen Bedenken an. 

Der Sachbearbeiter des Bundesfinanzministers 
vertrat den Standpunkt, daß die Liquidität der 
Bundesanstalt nicht beeinträchtigt wird, der Fi-
nanz- und Wirtschaftsplan der Bundesanstalt für 
das Jahr 1953 sehr vorsichtig aufgestellt sei und 
ohne Bedenken zusätzlich weitere 100 Mill. DM 
für Zwecke der produktiven Arbeitsbeschaffung 
im Jahre 1953 bereitgestellt werden könnten. 

Da ferner aus dem 200-Mill.-Betrag im Rech-
nungsjahr 1952 der Gesamtbetrag wohl verplant, 
aber nur 144 Mill. DM abgerufen sind, stehen für 
1953 noch 56 Mill. DM als Überhang aus dem Vor-
jahr zur Verfügung. Der Haushaltsplan der Bun-
desanstalt für 1953 sieht weitere 60 Mill. DM für 
gleiche Zwecke vor. 100 Mill. DM könnten noch zur 
Verfügung gestellt werden, so daß insgesamt über 
200 Mill. DM in Ansatz kommen könnten. 

Damit wären die Bedenken, daß in der Fortfüh-
rung der begonnenen Arbeiten ein Stillstand ein-
treten oder neue Arbeitsbeschaffungsvorhaben 
nicht in Angriff genommen werden könnten, nicht 
berechtigt. 

Weitere Verhandlungen mit dem Herrn Bundes-
finanzminister führten zu einem Vermittlungsvor-
schlag, der in der Sitzung des Ausschusses für Ar-
beit am 15. April 1953 mit Stimmenmehr-
heit , bei Stimmenenthaltungen und einer Ge-
genstimme in der vorliegenden Ausschußfassung 
angenommen wurde. 

In Abänderung des Textes der Regierungsvor-
lage schlägt der Ausschuß folgende Fassung vor: 
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„§ 16 a 

(1) Der Bund erstattet von den Aufwendun-
gen der Arbeitslosenfürsorge (§ 1 Abs. 1 Ziff. 9) 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung im Rechnungsjahr 
1953 einen Betrag von 185 Millionen DM in der 
Weise, daß auf Ersuchen des Bundesministe-
riums der Finanzen Schuldbuchforderungen in 
das Bundesschuldbuch eingetragen werden. 

(2) Die Schuldbuchforderungen sind jeweils 
vom ersten Tage des Monats an, für den die 
Mehraufwendungen von der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung zu tragen sind, in Höhe des jeweiligen 
Wechseldiskontsatzes der Bank deutscher Län-
der, jedoch nicht höher als mit 5 v. H. zu ver-
zinsen." 

Absätze 3, 4 und 5 bleiben in der Fassung der Re-
gierungsvorlage bestehen. 

Neu eingefügt wird ein Absatz 6: 

„(6) Die Forderungen sind nach Ablauf des 
Rechnungsjahres 1953 jährlich mit 3 v. H. unter 
Einbeziehung der ersparten Zinsen zu tilgen. 
Die Tilgungsbeträge sind jährlich nachträglich 
jeweils am 31. März jeden Kalenderjahres zu 
zahlen, erstmalig am 31. März 1955." 

Mit dieser Neufassung ist im Absatz 1 erreicht, 
daß an Stelle des im Regierungsentwurf vorgesehe-
nen Anteiles von 12 1/2 % des Beitragsaufkommens 
zur Arbeitslosenversicherung ein fester Betrag von 
185 Mill. DM festgeschrieben werden  soll.  

Diese Art der teilweisen Rückerstattung wird 
nur für das Rechnungsjahr 1953 und nicht, wie im 
Regierungsentwurf vorgesehen, für die Dauer von 
3 Jahren gesetzlich festgelegt. 

Absatz 2 fixiert in der Abänderung den Tag des 
Beginnes der Verzinsung zugunsten der Bundes-
anstalt. 

Absatz 6 legt einen Tilgungsplan fest, daß aus 
der Schuldbucheintragung nicht eine „eingefrorene 
Forderung" wird. 

Ich ersuche das Hohe Haus um Annahme dieser 
Änderungsvorschläge. 

Bonn, den 16. Mai 1953 

Kuntscher 

Berichterstatter 
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Namentliche Abstimmungen 

1. in der dritten Beratung über den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ersten Überleitungs-
gesetzes (Nrn. 4007, 4337 der Drucksachen); 

2. über den Gesetzentwurf über die Deckung der Rentenzulagen nach dem Rentenzulagengesetz in 
den Rechnungsjahren 1953, 1954 und 1955 (Schlußabstimmung) (Nrn. 4005, 4338 der Drucksachen). 

Name 
Abstimmung 
1. 	2. 

Name 
Abstimmung 
1. 2. 

CDU/CSU 

Dr. Adenauer 	 — - Dr. Henle 	 — — 
Albers 	  Ja Ja Hilbert 	  Ja Ja 
Arndgen 	  Ja Ja Höfler 	  Ja Ja 
Dr. Bartram (Schleswig- Hohl 	  Ja Ja 

Holstein) 	 — — Hoogen 	  Ja Ja 
Bauereisen 	 Ja Ja Hoppe 	  Ja Nein 
Bauknecht 	 Ja Ja Dr. Horlacher 	 entschuld. entschuld. 
Dr. Baur (Württemberg) 	 Ja Ja Horn 	  Ja Ja 
Bausch 	  Ja Ja Huth 	  beurlaubt beurlaubt 
Becker (Pirmasens) 	 Ja Ja Dr. Jaeger (Bayern) 		 Ja Ja 
Blank (Dortmund) 	 — — Junglas 	  Nein Ja 
Frau Brauksiepe 	 — — Kahn 	  Ja Ja 
Dr. von Brentano 	 Ja Ja Kaiser 	  Ja Ja 
Brese 	  Ja Ja Karpf 	  Ja Ja 
Frau Dr. Brökelschen 	 Ja Ja Dr. Kather 	 Ja Ja 
Dr. Brönner 	 beurlaubt beurlaubt Kemmer 	  Ja Ja 
Brookmann 	 Ja Ja Kemper 	  Ja Ja 
Dr. Bucerius 	 Ja Ja Kern 	  Ja Ja 
Frau Dietz 	 Ja Ja Kiesinger 	  Ja Ja 
Donhauser 	 Ja Ja Dr. Kleindinst 	 Ja Ja 
Dr. Dresbach 	 entschuld. entschuld. Dr. Köhler 	 Ja Ja 
Eckstein 	  Ja Ja Dr. Kopf 	  Ja Ja 
Dr. Edert 	 Ja Ja Kühling 	  Ja Ja 
Dr. Ehlers 	 Ja Ja Kuntscher 	 Ja Ja 
Ehren 	  Ja Nein Kunze 	  Ja Ja 
Eplée 	  Ja Ja Dr. Laforet 	 Ja Ja 
Dr. Erhard 	 — — Dr. Dr. h. c. Lehr 	 — — 
Etzenbach 	 Ja Ja Leibfried Ja Ja 
Even 	  entschuld. entschuld. Lenz 	  Ja Ja 
Feldmann 	 Ja Ja Leonhard 	  Ja Ja 
Dr. Fink 	  Ja Ja Lücke 	  beurlaubt beurlaubt 
Dr. Frey 	  Ja Ja Majonica 	  Ja Ja 
Fuchs 	  Ja Ja Massoth 	  Ja Ja 
Dr. Freiherr von Fürsten- Mayer (Rheinland-Pfalz) 	 Ja Ja 

berg 	  Ja Ja Mehs 	  Ja Ja 
Fürst Fugger von Glött . . Ja Ja Mensing 	  Ja Ja 
Funk 	  Ja Ja Morgenthaler 	 Ja Ja 
Gengler 	  Ja Ja Muckermann 	 Ja Ja 
Gerns 	  Ja Ja Mühlenberg 	 Ja Ja 
Dr. Gerstenmaier 	 Ja Ja Dr. Dr. Müller (Bonn) 	 Ja Ja 
Gibbert 	  Ja Ja Müller-Hermann 	 Ja Nein 
Giencke 	  Ja Ja Naegel 	  Ja Ja 
Dr. Glasmeyer 	 Ja Ja Neber 	  Ja Ja 
Glüsing 	  Ja Ja Nellen 	  Ja Ja 
Gockeln 	  entschuld. entschuld. Neuburger 	 Ja — 
Dr. Götz 	  Ja Ja Nickl 	  Ja Ja 
Frau Dr. Gröwel 	 Ja Ja Frau Niggemeyer 	 Ja Ja 
Günther 	  entschuld. entschuld. Dr. Niklas 	 Ja Ja 
Hagge 	  entschuld. entschuld. Dr. Oesterle Ja Ja 
Dr. Handschumacher 	. Ja Ja Oetzel 	  Ja Ja 
Frau Heiler 	 Ja Ja Dr. Orth 	  Ja Ja 
Heix 	  Ja Nein Pelster 	  Ja Ja 
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Pfender 	 Ja Ja Brünen 	  Nein Nein 
Dr. Pferdmenges 	 krank krank Cramer 	  Nein Nein 
Frau Dr. Probst 	 — _ Dannebom 	 Nein Nein 
Dr. Pünder 	 — — Diel . 	 Nein Nein 
Raestrup 	 Ja Ja Frau Döhring 	 Nein Nein 
Rahn 	  Ja Ja Eichler 	  Nein Nein 
Frau Dr. Rehling 	 entschuld. entschuld. Ekstrand 	 Nein Nein 
Frau Rösch 	 Ja Ja Erler 	  Nein Nein 
Rümmele 	 Ja Ja Faller 	  Nein Nein 
Sabel 	 Ja Ja Franke 	  Nein Nein 
Schäffer 	  Ja Ja Freidhof 	 Nein Nein 
Scharnberg 	 Ja Ja Freitag 	  entschuld. entschuld. 
Dr. Schatz 	 enthalten Ja Geritzmann 	 Nein Nein 
Schill 	 krank krank Gleisner 	 Nein Nein 
Schmitt (Mainz) 	 Ja Ja Görlinger 	 Nein Nein 
Schmitz 	  Ja Ja Graf 	  Nein Nein 
Schmücker 	  Ja Ja Dr. Greve 	 beurlaubt beurlaubt 
Dr. Schröder (Düsseldorf) Ja Ja Dr. Gülich 	 Nein Nein 
Schüttler 	 Ja Ja Happe 	  Nein Nein 
Schütz 	  Ja Ja Heiland 	  Nein Nein 
Schuler 	  Ja Ja Hennig 	  Nein Nein 
Schulze-Pellengahr 	 Ja Ja Henßler 	  krank krank 
Dr. Semler 	 Ja Ja Herrmann 	 Nein Nein 
Dr. Serres 	 Ja Ja Höcker 	 Nein Nein 
Siebel Ja Ja Höhne 	  Nein Nein 
Dr. Solleder 	 Ja Ja Frau Dr. Hubert . Nein Nein 
Spies 	  Ja Ja Imig 	  Nein Nein  
Graf von  Spreti 	 Jacobi 	  beurlaubt beurlaubt 
Stauch 	  Ja Ja Jacobs 	  Nein Nein 
Frau Dr. Steinbiß 	 Ja Ja Jahn 	  Nein Nein 
Storch 	  Ja Ja Kalbfell 	  krank krank 
Strauß 	  — Ja Kalbitzer 	 Nein Nein 
Struve 	  Ja Ja Frau Keilhack. 	 Nein Nein 
Stücklen 	 Ja Ja Keuning 	 Nein Nein 
Dr. Vogel 	

 
Kinat 	  Nein Nein  

Wacker 	  Ja Ja Frau Kipp-Kaule 	 N ein Nein 
Wackerzapp 	 Ja Ja Dr. Koch 	  krank krank 
Dr. Wahl 	 Ja Ja Frau Korspeter . Nein Nein 
Frau Dr. Weber (Essen) 	 entschuld. entschuld. Frau Krahnstöver . krank krank 
Dr. Weber (Koblenz) 	 entschuld. entschuld. Dr. Kreyssig 	 Nein Nein 
Dr. Weiß 	 Ja Ja Kriedemann 	 Nein Nein 
Winkelheide 	 Ja Nein Kurlbaum 

	

 Nein Nein 
Wittmann 	 enthalten Ja Lange 	  Nein Nein 
Dr. Wuermeling 	 Ja Ja Lausen 	  Nein Nein 

SPD Frau Lockmann Nein Nein 
Ludwig 	  Nein Nein 

Frau Albertz 	 Nein Nein Dr. Luetkens 	 Nein Nein 
Frau Albrecht 	 Nein Nein Maier (Freiburg) 

	

 Nein Nein 
Altmaier 	 Nein Nein Marx 	  Nein Nein 
Frau Ansorge 	 Nein Nein Matzner 	  Nein Nein 
Dr. Arndt 	 Nein Nein Meitmann . 	 Nein Nein 
Arnholz 	  Nein Nein Mellies 	  Nein Nein 
Dr. Baade 	 Nein Nein Dr. Menzel 	 Nein Nein 
Dr. Bärsch 	 Nein Nein Merten 	  Nein Nein 
Baur (Augsburg) 	 Nein Nein Mertins 	  Nein Nein 
Bazille 	  Nein Nein Meyer (Hagen) 	 Nein Nein 
Behrisch 	  Nein Nein Meyer (Bremen) 	 krank krank 
Bergmann 	 Nein Nein Frau Meyer-Laule . 	. Nein Nein 
Dr. Bergstraeßer 	 Nein Nein Mißmahl 	 Nein Nein 
Berlin 	  Nein Nein Dr. Mommer 	 Nein Nein 
Bettgenhäuser 	 Nein Nein Moosdorf 	 . 	 Nein Nein 
Bielig 	  Nein Nein Dr. Mücke 	  Nein Nein 
Birkelbach 	 Nein Nein Müller (Hessen) 	 Nein Nein 
Blachstein 	 Nein Nein Müller (Worms) 	  Nein Nein 
Dr. Bleiß 	 Nein Nein Frau Nadig 	  Nein Nein 
Böhm 	  Nein Nein Dr. Nölting 	  Nein Nein 
Dr. Brill 	  Nein Nein Nowack (Harburg) 	. Nein Nein 
Bromme 	  Nein Nein Odenthal 	  krank krank 
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Ohlig 	  Nein Nein Kühn 	  Ja Ja 
Ollenhauer 	 Nein Nein Dr. Leuze 	 Ja Ja 

Paul (Württemberg) 	 Nein Nein Dr. Luchtenberg 	 Ja Ja 
Peters 	  Nein Nein Margulies 	 enthalten enthaiten 
Pohle 	  Nein Nein Mauk 	  Ja Ja 
Dr. Preller 	 Nein Nein Dr. Mende 	 Ja Ja 
Priebe 	  Nein Nein Dr. Miessner 	 beurlaubt beurlaubt 
Reitzner 	  Nein Nein Neumaver 	  Ja — 
Richter  (Frankfurt) 	 Nein Nein Dr. Dr. Nöll von der Nahmer beurlaubt beurlaubt 
Ritzel 	  Nein Nein Onnen 	  Ja Ja 
Ruhnke 	  Nein Nein Dr. Pfleiderer 	 Ja Ja 
Runge 	  Nein Nein Dr. Preiß 	 Ja Ja 
Sander 	  krank krank Dr. Preusker 	 Ja Ja 
Sassnick 	  Nein Nein Rademacher 	 Ja Ja 
Frau Schanzenbach 	  Nein Nein Rath 	  Ja Ja 
Dr. Schmid (Tübingen) . . . Nein Nein Revenstorff 	 Ja Ja 
Dr. Schmidt (Niedersachsen) Nein Nein Dr. Schäfer 	 Ja enthalten 
Dr. Schöne 	 Nein Nein Dr. Schneider 	 Ja Ja 
Schoettle 	  Nein Nein Stahl 	  Ja Ja 
Segitz 	  Nein Nein Stegner 	  Ja Ja 
Seuffert 	  Nein Nein Dr. Trischler 	 Ja Ja 
Stech 	  Nein Nein de Vries 	 Ja Ja 
Steinhörster 	 Nein Nein Dr. Wellhausen 	 enthalten enthalten 
Stierle 	  beurlaubt beurlaubt Wirths 	  beurlaubt beurlaubt 
Striebeck 	  Nein Nein 
Frau Strobel 	 Nein Nein DP Temmen 	  Nein Nein 
Tenhagen 	 Nein Nein Ahrens 	  Ja enthalten 
Troppenz 	 Nein Nein Eickhoff 	  Ja Ja 
Dr. Veit 	  Nein Nein Ewers 	  Ja Ja 
Wagner 	  Nein Nein Farke 	  Ja Ja 
Wehner 	  Nein Nein Dr. Fricke 	 entschuld. entschuld. 
Wehr 	  Nein Nein Hellwege 	 — — 
Weinhold 	 Nein Nein Taffé 	  entschuld. entschuld. 
Welke 	  Nein Nein Frau Kalinke 	 enthalten Nein 
Weltner 	  Nein Nein Kuhlemann 	 entschuld. entschuld. 
Dr. Wenzel 	 Nein Nein Dr. Leuchtgens 	 Ja Ja 
Winter 	  Nein Nein Löfflad 	  Ja Nein 
Wönner 	  Nein Nein Matthes 	  Ja Nein 
Zühlke 	  Nein Nein Dr. von Merkatz 	 Ja Nein 

Schuster 	  Ja Nein 
Dr. Seebohm 	 Ja — 

FDP  Tobaben 	  Ja Ja 
Walter 	  Ja Ja  

Dr. Atzenroth 	 - — 
Wittenburg 	 entschuld. entschuld. 

Dr. Becker (Hersfeld) Ja Ja Dr. Woltge 	 
Ja Ja 

Blank (Oberhausen) . . Ja Ja — Dr. Zawadil 	
 

Ja Ja 
Blücher 	  — 
Dannemann 	 Ja Ja Dr. Dehler 	 Ja Ja FU 
Dirscherl 	  krank krank Freiherr  von Aretin  Nein Nein 
Eberhard 	 Ja Ja Dr. Bertram (Soest) 	 Nein Nein 
Euler 	  Ja Ja Dr. Besold 	 Nein Nein 
Fassbender 	 Ja Ja Clausen 	  Nein Nein 
Dr. Friedrich 	 — — Dr. Decker . 	 Nein Nein 
Frühwald 	 Ja Ja Determann 	 Nein Nein 
Funcke 	  Ja Ja Eichner 	 Nein Nein 
Gaul 	  Ja Ja Hoffmann (Lindlar) 	 Nein Nein 
Dr. von Golitschek 	  Ja Ja Lampl 	  Nein Nein 
Grundmann 	 Nein Nein Maerkl 	 Nein Nein 
Dr. Hammer 	 Ja Ja Mayerhofer 	 Ja Nein 
Dr. Hasemann 	 Ja Ja Dr. Meitinger 	 Nein Nein 
Dr. Hoffmann (Lübeck) Ja Ja Pannenbecker 	 Nein Nein 
Dr. Hoffmann (Schönau) 	 enthalten enthalten Parzinger 	  Nein Nein 
Frau Hütter 	 enthalten enthalten Dr. Reismann 	 Nein Nein 
Frau Dr. Ilk 	 enthalten Ja Ribbeheger 	 Nein Nein 
Jaeger (Essen) 	 Ja Ja Volkholz 	  Nein Nein 
Juncker 	  Ja enthalten Wartner 	  Ja Nein 
Dr. Kneipp 	 Ja Ja Willenberg 	 Nein Nein 
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KPD Loritz entschuld. entschuld. 
Agatz 	  entschuld. entschuld. 

Reindl 	  Nein Nein 
Fisch 	  Nein Nein Fraktionslos 
Gundelach 	 Nein Nein Frau Arnold 	 Nein Nein 
Harig 	  Nein Nein Aumer 	  krank krank 
Kohl (Stuttgart) 	 Nein Nein Bahlburg 	 Ja Ja 
Müller (Frankfurt) 	 Nein Nein Frau Bieganowski 	 Nein Nein 
Niebergall 	 Nein Nein Bodensteiner 	 Nein Nein 
Niebes 	  Nein Nein Dr. Etzel (Bamberg) Nein Nein 
Paul (Düsseldorf) 	 entschuld. entschuld. Freudenberg 	 Nein Nein 
Reimann 	  entschuld. entschuld. Fröhlich Nein Nein 
Renner 	  Nein Nein Frommhold 	 Ja Nein 
Rische 	  entschuld. entschuld. Frau Jaeger (Hannover) Ja Nein 
Frau Strohbach 	 Nein Nein Dr. Keller 	 Nein Nein 
Frau Thiele 	 Nein Nein Müller (Hannover) 	 - — 

Dr.  Ott 	  Ja entschuld. 
Gruppe WAV Schmidt (Bayern) 	 Ja Ja 

von Thadden 	 Ja Nein 
Goetzendorff 	 — — Tichi . 	 krank krank 
Hedler 	  entschuld. entschuld. Wallner 	  Ja Ja 
Langer 	  entschuld. entschuld. Frau Wessel 	 Nein Nein 

Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 
1. 	2. 

Abgegebene Stimmen 

	

 343 340 
Davon: 

Ja 	  178 162 
Nein 	  157 171 
Stimmenthaltung. 	 8 7 

Zusammen wie oben 	 343 340 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung 
1. 	2.  Name Abstimmung 

1. 	2. 

CDU/CSU 
Neumann 	 Nein Nein 

Dr. Friedensburg 	 beurlaubt beurlaubt Dr. Schellenberg Nein Nein 
Dr. Krone 	 Ja Ja Frau Schroeder (Berlin) 	 Nein Nein 
Lemmer 	  entschuld. entschuld. Schröter (Berlin) 	  Nein Nein 
Frau Dr. Maxsein 	 Ja Ja Frau Wolff 	 Nein Nein 
Dr. Tillmanns 	 entschuld. entschuld. 

FDP 
SPD Dr. Henn 	 Ja Ja 

Brandt 	  Nein Nein Hübner 	 Ja Ja 
Dr. Königswarter. 	 Nein Nein Frau Dr. Mulert 	 Ja Ja 
Löbe 	  Nein Nein Dr. Reif 	 enthalten Ja 
Neubauer 	 Nein Nein Dr. Will 	 Ja Ja 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 
1. 	2. 

Abgegebene Stimmen 	. 	. 	. 	 16 16 
Davon: 

Ja 	  6 7 
Nein 	. 	. 	. 	. 	• 	• 	. 	• 9 9 
Stimmenthaltung 	. 	. 	. 	. 1 — 

Zusammen wie oben 	 16 16 
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